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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/078: Liebe Leserinnen und Leser (SB)





Wochendruckausgabe 78 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
17.03.2018
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Liebe Leserinnen und Leser,

mit der Ausgabe Nr. 80 wird der MA-Verlag noch einmal den gut
vorbereiteten Versuch unternehmen, die
Schattenblick-Wochendruckausgabe dem interessierten Zeitgenossen als
Abonnement regelmäßig zugänglich zu machen.

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten
angegebene Konto für die Übersendung von vier aufeinander folgenden
Schattenblick-Wochenzeitungen zu überweisen, und bei
Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage vor Ablauf
der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter
Überweisung für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt
das Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch
als Einzelbestellung erworben werden, jedoch muß auch hier mit der
jeweiligen Bestellung die Einzahlung auf das Konto sieben Tage vor
Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet dann
allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen
wünschen wir Euch und uns das Beste für die jeweils in Betracht
gezogene Form der ab Ausgabe 80 möglichen und doch sehr überschaubaren
Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht
Euch

Eure Schattenblick-Redaktion


P.S. Kontoverbindung:

MA-Verlag, Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218


16. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/255: Hambacher Forst - was haben wir vor ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 18.03.2018

Ende Gelände kündigt Massenaktion zivilen Ungehorsams im Rheinischen
Braunkohlerevier für 2018 an 

Den Hambacher Forst durch sofortigen Kohleausstieg retten



Bonn, 18.03.2018. Am heutigen Sonntag kommen hunderte Menschen im Hambacher
Forst zusammen und stellen sich mit einer "Roten Linie" schützend vor den
Wald. Das Bündnis gegen Braunkohle und die Bürger*inneninitiative Buirer
für Buir rufen zu der Aktion gegen Kohle auf. Zum ersten Mal seit 40 Jahren
gelang es der Klimagerechtigkeitsbewegung, über eine gesamte Rodungssaison
hinweg die weitere Abholzung des Waldes für den Hambacher Tagebau zu
verhindern. Ende Gelände fordert einen dauerhaften Rodungsstopp und kündigt
für die nächste Saison ab Oktober 2018 eine Aktion massenhaften zivilen
Ungehorsams an. Am Tagebau Hambach wird das Bündnis wieder für einen
sofortigen Kohleausstieg eintreten.

"Der Erhalt des Hambacher Forsts ist eine Sofortmaßnahme für
Klimagerechtigkeit hier und weltweit. Alle wissen, dass die Kohle im Boden
bleiben muss, um die Klimakrise nicht zu verschärfen. Dennoch zerstört RWE
aus Profitinteresse weiterhin den Wald. Ende Gelände stellt sich dieser
Absurdität entgegen", sagt Pressesprecherin Karolina Drzewo.

Im letzten Jahr blockierte das Bündnis Ende Gelände im August und November
Kohleinfrastruktur im Rheinischen Braunkohlerevier. Mit Aktionen
massenhaften zivilen Ungehorsams setzt sich Ende Gelände als Teil der
globalen Klimagerechtigkeitsbewegung für den sofortigen Kohleausstieg ein.
Der Hambacher Forst wurde bereits zu großen Teilen für den Tagebau
zerstört. Braunkohle ist die klimaschädlichste und dreckigste
Energiequelle. Bevor RWE den Wald aufkaufte, gehörte er den umliegenden
Gemeinden. Sie setzen sich heute gemeinsam mit vielen Akteur*innen für den
Erhalt des Waldes ein.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/419: Klimakampf und Kohlefront - Rätsel um Nichtverlängerung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16.03.2018

LEAG schweigt zu Laufzeit des Tagebaues Jänschwalde - Genehmigung bis
2019 befristet



Cottbus, 16.03.2018. Die bergrechtliche Genehmigung des
LEAG-Braunkohletagebau Jänschwalde läuft bereits 2019 aus. Dass bisher kein
Verlängerungsantrag vorliegt, wollte die LEAG In der gestrigen Sitzung des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses nicht kommentieren. Bisher war ein
Betrieb bis 2023 angekündigt.

"Es ist ungewöhnlich, wenn 21 Monate vor dem Auslaufen der Genehmigung kein
Antrag auf Verlängerung gestellt ist und die LEAG Fragen dazu nicht
beantwortet. Beim Tagebau und Kraftwerk Jänschwalde kommen für das
Unternehmen offensichtlich auch ganz andere Varianten in Frage, als in
seinem offiziellen Revierkonzept dargestellt."sagt René Schuster,
Braunkohle-Experte der GRÜNEN LIGA.

Beim Tagebau Welzow-Süd hat die LEAG vier Jahre vor Ablauf der Befristung
einen Antrag auf Verlängerung des bergrechtlichen Rahmenbetriebsplanes über
das Jahr 2023 hinaus gestellt. Der Rahmenbetriebsplan Tagebau Jänschwalde
ist in der gleichen Weise befristet, jedoch nur bis 2019. Auf die Frage
eines Ausschussmitgliedes, ob ein Verlängerungsantrag für Jänschwalde
überhaupt noch vorgesehen sei, war der LEAG-Vertreter gestern nicht bereit
zu antworten.

Ein früherer Stop des Tagebaues würde einen größeren Abstand der Grube zum
Ort Taubendorf ermöglichen und die Auswirkungen der Grundwasserabsenkung
auf die Seen der Region im Vergleich zur vollständigen Auskohlung
begrenzen. Dies wird seit Monaten von Anwohnern, Umweltverbänden und der
Gemeinde Schenkendöbern gefordert. Eine vollständige Auskohlung des
Tagebaues wäre zudem nur unter Zwangsenteignung eines privaten
Waldgrundstückes möglich, dessen Besitzer bereits öffentlich angekündigt
haben, nicht an die LEAG zu verkaufen.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INFOPOOL / BUCH / FAKTEN





MESSE/645: Portugal wird 2021 Gastland der Leipziger Buchmesse (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 15. März 2018

Portugal wird 2021 Gastland der Leipziger Buchmesse



Im März 2021 begrüßt die Leipziger Buchmesse erstmals Portugal als
Gastland. Dies besiegelten heute S.E. der Botschafter von Portugal in
Berlin, João Mira Gomes, in Vertretung S.E. des Außenministers
Augusto Santos Silva sowie Martin Buhl-Wagner, Geschäftsführer der
Leipziger Messe, und Oliver Zille, Direktor der Leipziger Buchmesse. Sie
unterschrieben eine entsprechende Absichtserklärung mit dem Zweck, in den
nächsten Jahren die literarische Vielfalt Portugals in Leipzig zu
präsentieren.

"Die portugiesische Sprache ist eine globale Sprache, die von über 200
Millionen Menschen gesprochen wird. Sie ist global als Ausdrucks- und
Kommunikationsmittel, als Sprache der Schöpfung und Kultur, als Sprache der
Wissenschaft und Diplomatie. Es ist die Sprache, in der sich Literaturen in
Europa, Afrika, Asien und Lateinamerika ausdrücken. Aus diesem Grund ist
für uns die regelmäßige Teilnahme an den großen Buchmessen beste
Gelegenheit zur Verbreitung und Bekanntmachung von Poesie, Fiktion, Theater
und Essay in portugiesischer Sprache", so Augusto Santos Silva.

Vor 20 Jahren wurde der portugiesische Autor José Saramago mit dem
Literatur-Nobelpreis ausgezeichnet. Autoren wie Fernando Pessoa (1888 -
1935), José Saramago (1922 - 2010) und António Lobo Antunes (1942) sorgten
weltweit für Aufmerksamkeit.

Portugal nahm 2016 zum ersten Mal an der Leipziger Buchmesse teil. Seitdem
erschienen bereits einige Ausgaben in deutscher Sprache, beispielsweise der
Autorin Hélia Correia, deren erstes ins Deutsche übersetzte Buch bei der
diesjährigen Leipziger Buchmesse vorgestellt wird, oder der Dichter
Margarida Vale de Gato, die 2016 Teil der portugiesischsprachigen
Delegation in Leipzig war und Miguel-Manso, der dieses Jahr dabei ist, oder
Daniel Jonas, der 2017 zu Gast beim Poesiefestival Berlin war.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche. Sie versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage
und präsentiert sowohl die Neuerscheinungen des Frühjahrs als auch aktuelle
Themen und Trends. Zu dem Programm "Leipzig liest" gehört neben junger
deutschsprachiger Literatur auch Neues aus Mittel- und Osteuropa. Die
Buchmesse hat in den letzten Jahren eine internationale Resonanz gewonnen,
mit 2.493 Ausstellern aus 43 Ländern und über 3.000 Journalisten, die über
die Leipziger Buchmesse und Nebenveranstaltungen berichten. Portugal, das
westlichste Land Europas, Italien, Frankreich und die Niederlande nehmen
ebenfalls an der Buchmesse teil.

Die Leipziger Buchmesse ist die zweitgrößte Buchmesse Deutschlands und das
größte Lesefest Europas, mit rund 3.400 Lesungen im parallel laufenden
Programm "Leipzig liest".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. März 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





NEWSLETTER/187: Bremer Friedensforum 3 vom 17. März 2018


Newsletter Bremer Friedensforum 3 vom 17. März 2018

Newsletter Bremer Friedensforum 3/17. März 2018

(Weiterleitung sehr erwünscht!)



Inhalt heute:

Bevorstehende Veranstaltungen - (weitere im Terminkalender unten)

01. Karin Leukefeld in Bremen: Krieg in Syrien

02. Mahnwache zum Bundeswehrempfang in der Bremischen Bürgerschaft

03. Ostermarsch in Bremen: Alarmstufe rot für den Planeten Erde

Berichte/Interviews/Erklärungen/Initiativen

04. Protestaktion gegen die Verlängerung des Mandates für den Einsatz der
Bundeswehr in Syrien

05. Fernsehtipp: Montag, 19.03.2018, 23:30 Uhr, Geschichte im Ersten

06. Ostermärsche der Friedensbewegung bundesweit

07. Atomwaffen abschaffen - 20 Wochen gegen 20 Bomben in Büchel

08. Aktionswoche Ramstein

09. Zeitung gegen den Krieg

10. Die Waffen nieder - Frauen im Kampf für den Frieden

11. Zur Wahl von Bundeskanzlerin Angela Merkel für eine vierte
Amtszeit/Abrüsten statt aufrüsten!

12. Überwältigender Empfang für Abdallah Frangi in Bremen

13. Bremer Friedensforum im Netz

14. Aus dem Terminkalender

15. In eigener Sache


BEVORSTEHENDE VERANSTALTUNGEN (weitere im Terminkalender
unten)

1. Karin Leukefeld in Bremen

Bremen. Karin Leukefeld spricht am Montag, 19. März, um 19.30 Uhr in der
Villa Ichon, Goetheplatz 4, in Bremen zum Thema: "Krieg in Syrien: Wie kann
er beendet werden und wie kann eine Nachkriegsordnung aussehen?" Die
Journalistin Karin Leukefeld ist Nahostexpertin und Gast beim Bremer
Friedensforum, sie kennt die Situation in Syrien von vielen Aufenthalten
dort, zuletzt Anfang März 2018. In Gesprächen mit vielen Oppositionellen,
die allerdings die militärische Konfliktlösung ablehnen, hat sie Vorschläge
für eine friedliche, laizistische Zukunft Syriens kennen gelernt. Wenn
jemand aktuell berichtet, dann Karin Leukefeld.


2. Mahnwache zum Bundeswehrempfang in der Bremischen Bürgerschaft


Bremen. Der Empfang der Bundeswehr - seit 1997 als Neujahrsempfang im
Bremer Rathaus durchgeführt - findet in diesem Jahr am Dienstag, 27. März,
in der Bremischen Bürgerschaft statt. Das Bremer Friedensforum lädt zu
einer Mahnwache um 12 Uhr auf dem Marktplatz ein. Siehe auch: [1]


3. Ostermarsch in Bremen: Alarmstufe Rot für den Planeten Erde


Bremen/Bonn: Die auch in diesem Jahr stattfindenden Ostermärsche der
Friedensbewegung sollen ein Zeichen für "Abrüsten statt aufrüsten" setzen,
gegen die aktuellen Kriege und Konflikteskalation. Auch in Bremen wollen
wir demonstrativ deutlich machen, dass die beabsichtigte Ausweitung des
Kriegsgeschehens - und der deutschen Beteiligung daran - nicht
unwidersprochen hingenommen wird. Die neue Regierung in Berlin sollte
endlich die Friedensfrage aufgreifen und sich gegen Kriege und
Waffenlieferungen für Frieden, Abrüstung und eine neue Entspannungspolitik
einsetzen. Dafür sollen die Ostermärsche in diesem Jahr Druck machen.

Der Ostermarsch in Bremen beginnt am Samstag, 31. März, um 11 Uhr mit einer
Auftaktkundgebung am Hauptbahnhof. Dort sprechen: Dr. Lars Pohlmeier
(IPPNW/ICAN) und Mizgin Ciftci (OHZ). Nach der Demonstration durch die
Innenstadt findet um 12 Uhr die Kundgebung auf dem Marktplatz statt. Dort
sprechen: Doris Achelwilm, MdB, Die Linke, Arno Gottschalk, MdBB (SPD) und
Barbara Heller (Bremer Friedensforum). Willy Schwarz tritt im
Kulturprogramm auf.

Link zum Ostermarsch-Terminkalender bundesweit:

https://www.friedenskooperative.de/termine/ostermarsch


BERICHTE/INTERVIEWS/ERKLÄRUNGEN/INITIATIVEN

4. Protestaktion gegen die Verlängerung des Mandates für den Einsatz
der Bundeswehr in Syrien

Berlin. Am 18. März 2018 [2]

Aus dem Mandat zur Terrorbekämpfung in Syrien wird nun ein Mandat für die
Region Syrien/Irak. Schwerpunkt ist weiterhin die Bekämpfung des sog.
Islamischen Staat es. Jetzt sollen auch irakische Streitkräfte ausgebildet
werden. Noch weiß niemand, wessen Fähigkeiten aufgebaut werden sollen, mit
welchen Partnerstaaten man zusammenarbeiten will und was die Bundeswehr
dabei tun soll. Siehe auch [3]


5. Fernsehtipp: Montag, 19.03.2018, 23:30 Uhr, Geschichte im
Ersten 

Als die Atombomben Deutschland veränderten/Der verblüffende Erfolg der
Friedensbewegung | Das Erste

Bremen. Das nukleare Gerassel und die aktuelle Kriegsentwicklung wecken bei
vielen Menschen Erinnerungen an die Zeit, als der "Kalte Krieg" Millionen
Deutsche auf die Straßen trieb, um im "Heißen Herbst" gegen neue Atomwaffen
in Europa zu demonstrieren. Kürzlich freigegebene, ehemals TOP SECRET
Dokumente belegen heute: 1983 ereignete sich mitten in Deutschland eine
zweite Kuba-Krise. Nur Minuten trennten die Welt von einem Atomkrieg, der
Deutschland zum letzten Schlachtfeld gemacht hätte. ARD-Autor Andreas Orth
erinnert mit seiner Zeitreise an diese Jahre.


6. Ostermärsche der Friedensbewegung bundesweit

Kassel/Bonn. Der Bundesausschuss Friedensratschlag und die Kooperation für
den Frieden rufen in einer gemeinsamen Erklärung zur Beteiligung an den
bundesweiten Ostermärschen der Friedensbewegung auf [4].


7. Atomwaffen abschaffen - 20 Wochen gegen 20 Bomben in
Büchel

Büchel. Die Kampagne "atomwaffenfrei.jetzt" wurde vom Trägerkreis
"Atomwaffen abschaffen" ins Leben gerufen. Das Bremer Friedensforum gehört
dem Trägerkreis an. Die diesjährige Aktionspräsenz am Atomwaffenstandort in
Büchel startet am 26. März.

www.atomwaffenfrei.de

Eine Gruppe aus Bremen wird auch in diesem Jahr teilnehmen. 

Interessent*innen wenden sich bitte an das Bremer Friedensforum.


8. Aktionswoche Ramstein

Berlin/Bremen. Die Kampagne "Stopp Air Base Ramstein - Keinen
Drohnenkrieg!" [https://www.ramstein-kampagne.eu/ueber-uns/] klärt über die
zentrale Rolle auf, die Ramstein in der NATO-Kriegsführung spielt und
versucht, mit vielfältigen Aktionen ein Klima in der Gesellschaft zu
schaffen, das eine Schließung der Militärbasis auf die politische
Tagesordnung setzt.

Das bisherige Programm der Aktionswoche vom 23. Juni bis 1. Juli 2018 ist
veröffentlicht unter [5].

Eine Gruppe aus Bremen wird auch in diesem Jahr teilnehmen. 

Interessent*innen wenden sich bitte an das Bremer Friedensforum.


9. Zeitung gegen den Krieg

Bremen. Zum Ostermarsch 2018 erscheint die aktuelle "Zeitung gegen den
Krieg" (ZgK), angesichts einer neuen GroKo, die hochrüsten will, vor dem
Hintergrund massiver Kriegstreiberei in London, New York und Brüssel... Die
Zeitung ist über das Bremer Friedensforum erhältlich.

Vorabinformationen:

https://www.zeitung-gegen-den-krieg.de


10. Die Waffen nieder - Frauen im Kampf für den Frieden

Bremen. Der Kampf für den Frieden - eine Frauensache? Vortrag zum
Internationalen Frauentag von Barbara Heller - Bremer Friedensforum [6].


11. Zur Wahl von Bundeskanzlerin Angela Merkel für eine vierte
Amtszeit/Abrüsten statt aufrüsten!

Bremen. Die neue Bundesregierung unter Bundeskanzlerin Angela Merkel steht
für das, wogegen die bundesweite Friedensbewegung und in ihr das Bremer
Friedensforum aktuell ihre Proteste ausrichtet: Innenpolitisch für eine
weitere Aushöhlung des Asylrechts mit verschärften Abschiebungen, auch in
Kriegsgebiete wie Afghanistan, außenpolitisch für eine Beibehaltung der
Konfrontationspolitik gegenüber Russland und ein militaristisches
Verständnis von "weltweiter deutscher Verantwortung",
"verteidigungspolitisch" für eine Ausweitung der Bundeswehrmandate, bei
denen begrifflich vermieden wird, offen von Kriegseinsätzen zu sprechen,
wirtschaftspolitisch für eine Fortsetzung der Rüstungsexportgenehmigungen
in Konfliktregionen, trotz gegenteiliger Bekundungen.

Die absehbare Erhöhung der deutschen Rüstungsausgaben in Richtung von zwei
Prozent des Bruttoinlandprodukts gemäß NATO-Kriterien bedeutet: über 30
Milliarden jährlich zusätzlich für die Rüstung. Der "Dynamik" steigender
Rüstungsausgaben steht deshalb auch ein Stillstand in den Bereichen
gegenüber, wo sozial-ökologische Veränderungen längst überfällig sind. Die
Friedensbewegung wird deshalb bei den anstehenden Ostermärschen und
nachfolgenden Aktionen auch in Bremen für eine andere Politik in allen
genannten Bereichen demonstrieren und dabei die Kampagne "Abrüsten statt
aufrüsten" als Schwerpunkt setzen. Diesen Aufruf haben bundesweit etwa
30.000 Menschen bisher unterzeichnet, darunter mehrere hundert Bremerinnen
und Bremer [7].


12. Überwältigender Empfang für Abdallah Frangi in Bremen


Bremen: Einen Bericht über unsere kürzliche Veranstaltung mit Abdallah
Frangi und das Video von Weltnetz TV "Wem gehört Palästina? Eine Diskussion
mit Abdallah Frangi über die Situation in Palästina und seine Erfahrungen
als Gouverneur in Gaza" finden Sie auf:

http://nahost-forum-bremen.de/?p=7402#more-7402


13. BREMER FRIEDENSFORUM IM NETZ

Mehr Informationen bringt die Internetseite des Bremer Friedensforums:
www.bremerfriedensforum.de. Wir empfehlen auch die täglich mehrfach
aktualisierte Facebook-Seite des Bremer Friedensforums. Sie kann auch
gelesen werden, ohne Mitglied in dem sozialen Netzwerk zu sein (einfach das
"f" von www.bremerfriedensforum.de anklicken!). Wer bei Facebook ist, bitte
dort ruhig öfter mal den Daumen hoch (Gefällt mir). Auch für Kommentare
sind die Redakteure und LeserInnen der Facebook-Seite dankbar.
Friedenspolitische News auch auf Twitter!

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum

https://twitter.com/ekkehardlentz1


14. WICHTIGE TERMINE

• 19. März, 19:30 Uhr, Bremen, Villa Ichon, Goetheplatz 4, Karin
Leukefeld spricht zum Thema "Krieg in Syrien - wie kann er beendet werden
und wie kann eine Nachkriegsordnung aussehen?", Veranstalter: Bremer
Friedensforum

• Sonntag, 25. März, 15:00 bis 17:00 Uhr , Bremen, Bürgerhaus
Weserterrassen, Fest des Friedens zur Tag-und-Nachtgleiche im Frühling;
neben einer kurzen Meditation, Texten zum Thema Frieden und Gesängen aus
den Kulturen gibt es einen musikalischen Beitrag von Dieter Weische auf
seiner Shakuhachi (japanische Bambusflöte).

http://www.menschendesweges.de

• 27. März, Bremen, 12:00 Uhr, vor dem Haus der Bremischen
Bürgerschaft, Mahnwache zum Bundeswehr-Empfang in der Bürgerschaft

• 31. März, 11:00 Uhr, Bremen, Hauptbahnhof,
Ostermarsch-Auftaktkundgebung mit Dr. Lars Pohlmeier (IPPNW/ICAN) und
Mizgin Ciftci (OHZ), 12:00 Uhr, Kundgebung Marktplatz, mit Doris Achelwilm,
MdB, Die Linke, Arno Gottschalk, MdBB (SPD), Barbara Heller (Bremer
Friedensforum) und Willy Schwarz (Kulturprogramm)

• 12. April, 19:00 Uhr, Bremen, Bürgerhaus Weserterrassen, Osterdeich
70B, Arn Strohmeyer präsentiert sein neues Nahost-Buch, Einführung:
Professor Hans Jürgen Bandelt (Oldenburg)

• 18. Juni, 19:00 Uhr, Überseemuseum Bremen, Moshe Zuckermann:
"Antisemitismus! Ein Vorwurf als Herrschaftsinstrument"

• 21. Juni, 19 Uhr, Bremen, Zentralbibliothek Am Wall, Prof. Dr. Jörg
Wollenberg, "Die andere Erinnerung, Spurensicherung eines widerständigen
Grenzgängers", Vorstellung Band 2 des Buchprojekts "Krieg der Erinnerungen,
Von Ahrensbök über New York nach Auschwitz und zurück", mit Madjid Mohit
(Verleger Sujet Verlag), Dr. Karl-Heinz Roth (Bremer Stiftung für
Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts) und Norbert Schepers
(Rosa-Luxemburg-Initiative Bremen)

• 6. August, 12 bis 13 Uhr, Bremen, Marktplatz, Mahnwache zum 73.
Jahrestag der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki

www.bremerfriedensforum.de

• 31. August, 18 Uhr, Bremen, DGB-Haus, Veranstaltung zum
Antikriegstag mit Wolfgang Lemb, Hauptvorstand der IG Metall

• 1. September, 12 Uhr, Bremen, Marktplatz, Kundgebung zum
Antikriegstag mit Wolfgang Lemb, Hauptvorstand der IG Metall


Regelmäßige Termine:

• Treffen Bremer Friedensforum: jeden ersten Donnerstag im Monat um
18.30 Uhr in der Villa Ichon, Goetheplatz 4

• Jeden Donnerstag, 17 bis 18 Uhr, Mahnwache Bremer Friedensforum,
Marktplatz, in den Wintermonaten: Unser Lieben Frauenkirchhof

• Jeden dritten Freitag im Monat, 12 bis 13 Uhr, Mahnwache gegen die
Rüstungshochburg Bremen an der Domsheide (vor "Kapitel 8")

• Jeden Freitag, 17 Uhr, Kundgebung der "Nordbremer Bürger gegen
Krieg", Bremen-Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße

Weitere Termine aus der Friedensbewegung:

http://www.friedenskooperative.de/termine.htm

Weitere Informationen aus der Friedensbewegung

www.friedensratschlag.de/


Verweise

[1] https://www.bremerfriedensforum.de/962/press/Bremer-Friedensforum-sieht-Bundeswehrempfang-in-der-Bremischen-Buergerschaft-kritisch/

[2] http://www.macht-frieden.de/aktiv-werden/protestaktion-maerz-2018

[3] https://www.bremerfriedensforum.de/982/press/Militaer-kann-keine-Option-gegen-Terrorismus-sein-Kampagne-MACHT-FRIEDEN%EF%BF%BD-ruft-zu-Protesten-gegen-Mandatsverlaengerung-auf/

[4] http://www.friedensratschlag.de/userfiles/downloads/2018/2018-03-12_OM-Aufruf_BAF_KoopFrieden.pdf

[5] https://www.ramstein-kampagne.eu/category/aktionswoche-2018/programm-2018/

[6] https://www.bremerfriedensforum.de/980/aktuelles/Die-Waffen-nieder-Frauen-im-Kampf-fuer-den-Frieden

[7] https://www.bremerfriedensforum.de/916/appelle/Aufruf-Abruesten-statt-aufruesten/

 * 

Quelle:

Newsletter Bremer Friedensforum 3 vom 17. März 2018

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8219: Und morgen, den 19. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.03.2018 bis zum 20.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8219 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonne, Sonne, Sonne,

Wind und Schnee und Eis

auf der Regentonne,

ob Jean-Luc das weiß?
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INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





FILM/1543: ZDF - Komödie "Doppelzimmer für drei", am 22.03.2018 (ZDF)


Doppelzimmer für drei

Donnerstag, 22. März 2018, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Vorwort

– Stab, Besetzung und Inhalt

– Interviews



Starke Frauenfreundschaft im Gewand einer Komödie

Wovon lebt Freundschaft? Sind es die gemeinsamen Interessen, gemeinsamen Erinnerungen, ein ähnlicher Zungenschlag oder ähnlicher Humor? All dies sind Ingredienzien, zweifellos – aber im Kern einer funktionierenden Freundschaft liegt doch die Ehrlichkeit. Es sind Freundinnen und Freunde, die uns mit einem offenen Wort zur Ordnung rufen und zurück auf unseren Weg holen können. Es sind Freundinnen und Freunde, die uns helfen, uns selbst zu erkennen als die Menschen, die wir sind. Somit sind Freunde existenziell. Im besten aller Fälle bleiben sie uns bis ans Ende unseres Weges erhalten, auch dann, wenn Ehen, Familien und Liebe lang verblasst sind. "Doppelzimmer für drei" erzählt die Geschichte einer solchen starken Frauenfreundschaft im Gewand der Komödie.

Wolfgang Grundmann, HR Fernsehfilm

 * 

Stab

Regie: Joseph Orr
Buch: Melanie Brügel
Kamera: Günter Handwerker
Schnitt: Christian Bolik
Musik: Ali N. Askin
Szenenbild: Micky Psiorz
Produzent: Hans-Hinrich Koch
Produktion: ndF Berlin GmbH
Redaktion: Wolfgang Grundmann
Länge: ca. 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Anne Arnstedt – Simone Thomalla
Hilde Paul – Gesine Cukrowski
Conny Theiss – Nadine Wrietz
Mats Kuiper – Daniël Boissevain
Nico Arnstedt – Matthias Komm
Ralf Sanders – Sönke Möhring
Tom Wilke – Jörg Witte
Annes Nachbarin – Gitta Schweighöfer
Hotelbesitzerin – Maureen Havlena
Jumpha van der Weiden – Neda Rahmanian
und andere


Inhalt

Ein Jahr nach dem Unfalltod ihres Mannes Nico hat Anne es noch nicht geschafft, mit diesem Verlust zu leben. Sie scheut Gesellschaft, und ihren Beruf als Sommelière kann sie nur schwer ausüben: Seit dem Unfall hat sie ihren Geschmackssinn verloren. Vollkommen unerwartet erhält Anne die Rechnung eines Labors in Amsterdam, in dem ihre befruchtete Eizellen lagern. Anne und Nico hatten diese dort vor Jahren einfrieren lassen. Plötzlich hat sie die Möglichkeit, ein Kind von ihrer großen Liebe zu bekommen. Kurzentschlossen macht sie sich in Begleitung ihrer besten Freundinnen Hilde und Conny auf den Weg nach Holland. Während sich Conny von Annes erstaunlicher Idee begeistern lässt, fällt Hilde aus allen Wolken und appelliert an Annes Verantwortungsbewusstsein.

In Amsterdam angekommen, merkt Anne schnell, dass ihre Freundinnen jede Menge eigene Probleme mitbringen und dem eigentlichen Grund ihrer Reise wenig Aufmerksamkeit schenken. So entpuppt sich die angebliche Bilderbuch-Mama Hilde als gestresste Ex-Polizistin, die auch aus der Ferne ihre Begeisterung für Ordnung und Überwachung ihrer Familie auslebt. Und Conny chattet auf dem Handy eifrig mit holländischen Männern, ist in Wirklichkeit aber einfach nur einsam und hat schon seit Jahren kaum Berührungspunkte mehr mit einem Mann gehabt. Turbulenzen bleiben nicht aus, und Annes schöner Plan bekommt erste Risse.

 * 

"So viel Verrücktes hab' ich noch nie gemacht"
Interview mit Simone Thomalla, Gesine Cukrowski, Nadine Wrietz

Wie wichtig ist Ihnen Ihre beste Freundin?

Simone Thomalla: Sie ist mir sehr wichtig, denn sie ist mein Herzensmensch, meine engste Vertraute, meine Seelenverwandte. Sie kennt mich in- und auswendig, von ihr höre ich mir alles an und ich kann ihr auch alles sagen. Wir sind für uns da in schweren sowie in leichten Stunden. Die beste Freundin hat einen anderen, aber ebenso wichtigen Stellenwert wie der Partner.

Gesine Cukrowski: Sehr wichtig. Meine besten Freundinnen gehören eigentlich mit zur Familie.

Nadine Wrietz: Ich glaube, ich habe diese eine allerbeste Freundin gar nicht. Ich habe eher einen wirklich tollen Freundeskreis, in dem jeder Einzelne wahnsinnig wichtig ist.

Was unterscheidet Frauenfreundschaften von Männerfreundschaften?

Simone Thomalla: Ich habe auch einen besten Freund. Frauen sind sich aber wahrscheinlich näher, weil sie das gleiche Geschlecht haben, sich in die weibliche Gefühlswelt und auch in das Gefühlschaos, das uns oft bewegt, sicher etwas besser hineinversetzen können.

Gesine Cukrowski: Ich habe auch mit Männern tolle Freundschaften. Das hängt für mich eher von der Persönlichkeit ab als vom Geschlecht.

Nadine Wrietz: Ich habe auch eine Menge männliche Freunde. Deren Sichtweise auf die Dinge fasziniert mich oft. Meine Freundinnen hingegen sind enger an mir und meinen Eigenarten dran. Wir müssen oft gar nicht viel reden und erspüren die Gefühle der anderen. Das ist toll. Mit Männern muss ich mich erstmal austauschen, was aber bereichernd ist und andere, neue Impulse gibt.

Wieviel Ehrlichkeit verträgt Freundschaft?

Simone Thomalla: Alle Ehrlichkeit der Welt. Kritik darf und muss man äußern und aushalten. Denn wenn der Freund, die Freundin sie äußert, werden diese Worte in Liebe gesagt. Wichtig ist aber gleichermaßen Loyalität und absolutes Vertrauen.

Gesine Cukrowski: Ehrlichkeit finde ich eine Grundvoraussetzung für Freundschaft. Genauso wie Loyalität. Wenn Ehrlichkeit mit Respekt gepaart ist, wüsste ich nicht, was daran nicht verträglich sein sollte.

Nadine Wrietz: Ich glaube, das ist das ganz große Geheimnis von langjährigen, funktionierenden Freundschaften: Dass man immer so loyal wie möglich, aber auch so ehrlich wie nötig zu einem Freund sein muss. Die ganz großen Freundschaften halten diese Ehrlichkeit vermutlich immer aus. Sogar, wenn sie weh tut. Das ist schwer, aber wichtig.

Was ist Ihre Lieblingsszene im Film?

Simone Thomalla: Dieser Film hat viele wunderbare und emotionale Szenen, gerade zwischen den drei Freundinnen. All diese zeigen, wie unterschiedlich Freundschaft verstanden und gelebt werden kann. Wobei... drei so unterschiedliche Frauen miteinander in einer fremden Stadt, das kann auch ganz schön krachen. Deshalb: Ich habe keine Lieblingsszene. Ich liebe den ganzen Film.

Gesine Cukrowski: Mir hat natürlich besonders viel Spaß gemacht, "bekifft" zu spielen und meiner Spielfreude freien Lauf zu lassen.

Nadine Wrietz: Es gibt eine Szene, in der ich Wein verkosten muss, die zu spielen, hat mir sehr viel Spaß gemacht. Aber vor allem zwischen den Takes hatten wir viel Spaß. Ständig ist was schiefgelaufen, oder wir hatten schlimme Lachkrämpfe. Wir waren froh, als wir endlich hatten, was wir brauchten.

Anne, Hilde und Conny erleben in Amsterdam eine Achterbahnfahrt der Gefühle – käufliche Liebe und Haschrausch inbegriffen. Wann haben Sie das letzte Mal etwas Verrücktes gemacht?

Simone Thomalla: Wenn die Frage Richtung Hasch geht, kann ich nicht helfen. Ich habe immer gerne einen klaren und wachen Verstand. Mir genügen ein, zwei Gläser Wein, um ein wenig loslassen zu können. Mein Leben ist verrückt genug, und ich bin froh, wenn ich zu Hause mal Langeweile habe.

Gesine Cukrowski: Ich habe einen verrückten Beruf, deshalb mache ich eigentlich ständig verrückte Sachen.

Nadine Wrietz: So viel Verrücktes wie meine Figur in dem Film habe ich noch nie gemacht. Alle drei Frauen versuchen, an ihren Lebensumständen, die sie unzufrieden oder unglücklich machen, etwas zu verändern. Mit viel Mut. Dabei schießen sie womöglich etwas übers Ziel hinaus, finden dadurch aber einen Zugang zu einem vielversprechenden Neuanfang. Da ich selbst mit meinem Leben ganz glücklich bin, habe ich nicht das Bedürfnis, etwas Verrücktes zu tun, um irgendetwas zu durchbrechen. Im Gegenteil, ich gebe mir alle Mühe, so langweilig wie möglich zu leben.

Der Film spielt in Amsterdam. Kannten Sie die Stadt schon vorher und was gefällt Ihnen besonders gut?

Simone Thomalla: Ich kannte diese zauberhafte Stadt bereits von einem Kurztrip, der noch gar nicht so lange her ist. Amsterdam kann man gut und fast an einem Tag zu Fuß erkunden – falls man nicht von einem der unzähligen Fahrradfahrer über den Haufen gefahren wird. Die Grachten, die alten Holzbrücken, die Hausboote, die zauberhafte Architektur, sehr viele gute Restaurants und ein sehr buntes Völkergemisch – das alles mag ich sehr.

Gesine Cukrowski: Ich war schon oft in Amsterdam, ich liebe diese Stadt. Vor zwei Jahren habe ich sogar die Klassenfahrt meiner Tochter dorthin organisiert. Die Atmosphäre, die Architektur und die Grachten natürlich. Ein absolutes Muss sind das Anne-Frank-Haus und das Van-Gogh-Museum.

Nadine Wrietz: Ich war für den Film das erste Mal in Amsterdam und habe mich sofort schockverliebt. Bis dato hatte ich nie echtes Interesse an der Stadt. Trotz des dunklen Novembers hatte sie eine solche Strahlkraft, dass ich am liebsten sofort dorthin gezogen wäre. Die freundlichen Menschen, das schicke Design, die tollen Restaurants, das entspannte Miteinander, die Architektur von Grachten, Brücken und den süßen Häusern – alles ein Traum. Die Stadt hat mich gepackt und ich plane, im Frühling mit mehr Zeit zurückzukehren.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – März 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8648: Aus aller Welt - 18.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Chinas Staatschef Xi einstimmig im Amt bestätigt

In China hat der 2.900 Mitglieder zählende Nationale Volkskongreß
Präsident und Militärchef Xi Jinping einstimmig für eine zweite
Amtszeit bestätigt. Zuvor hatte ihm der Kongreß bereits den Weg für
eine unbegrenzte Regierungszeit frei gemacht. Ministerpräsident Li
Keqiang wurde bei zwei Gegenstimmen ebenfalls für eine zweite
fünfjährige Amtszeit gewählt. Zum stellvertretenden Staatschef
bestimmten die Delegierten Xis engen Vertrauten Wang Qishan, der
bisher an der Spitze des Antikorruptionskampfes stand. Wang gilt als
erfahrener Amerika-Kenner.

18. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8648: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Einbruch in Fahrradlager - E-Bikes gestohlen

In Köln-Dellbrück haben Einbrecher mit einem Gabelstapler die Wand
einer Lagerhalle eines Fahrradhandels durchbrochen und etwa 40
E-Bikes im Wert von 100.000 Euro und eine Menge Fahrradbekleidung
gestohlen. Die Diebe fuhren von einer Nachbarhalle des Fahrradlagers
aus durch die Zwischenwand.

18. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8644: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr errichtet Kontrollposten in malischer Stadt

Die Bundeswehr hat die Stadt Gao im Nordosten von Mali abgeriegelt.
Das teilte das Einsatzführungskommando in Potsdam mit. Vor drei
Wochen war es nach der Ermordung zweier arabischer Jugendlicher in
der Stadt zu gewalttätigen Unruhen gekommen. An allen Zufahrtsstraßen
wurden Kontrollpunkte eingerichtet, die das Eindringen weiterer
bewaffneter Milizen in die Stadt verhindern sollen. Der UN-Einsatz
Minusma in dem westafrikanischen Krisenland gilt als der derzeit
gefährlichste der Bundeswehr.

18. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8646: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Seehofer will Binnengrenzkontrollen beibehalten

Die Grünen lehnen die von Innenminister Horst Seehofer (CSU)
angekündigte Ausweitung von Grenzkontrollen ab. Nationale Alleingänge
würden das globale Probleme nicht lösen, sagte Grünen-Fraktionschefin
Katrin Göring-Eckardt. Das habe Seehofer offenbar nicht begriffen. In
einem Gespräch mit der Welt am Sonntag hatte sich Seehofer für eine
Fortsetzung der Binnengrenzkontrollen ausgesprochen, solange die EU
nicht in der Lage sei, die Außengrenzen wirksam zu schützen und zu
kontrollieren. Zudem forderte der Minister mehr Verwaltungsrichter
einzustellen, damit abgelehnte Asylbewerber schneller abgeschoben
werden können.

18. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8645: Tragisches und Kurioses - 18.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mindestens drei Tote bei Hotelbrand in Manila

Ein Brand in einem Hotel in der philippinischen Hauptstadt Manila hat
am Sonntag einen Großeinsatz der Feuerwehr ausgelöst. Mindestens drei
Menschen starben, 23 weitere wurden laut Behördenangaben verletzt.
Dichter Rauch und starker Wind erschwerten die Löscharbeiten. Viele
Menschen, die noch in dem 21stöckigen Gebäude eingeschlossen waren,
konnten per Helikopter vom Dach des Hotels gerettet werden. Die
Brandursache war zunächst unklar.

18. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7730: Aus Forschung und Technik - 18.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Jeff DeWit ordnet den Haushalt der NASA

Die US-Regierung hat der NASA ein Sparprogramm auferlegt. Viele
Projekte kann die US-Luft- und Raumfahrtbehörde aus Kostengründen
nicht mehr weiterführen. Als neuer Chief Financial Officer soll Jeff
DeWit künftig den Haushalt der Agentur führen. Der geschäftsführende
Leiter der NASA, Robert Lightfoot, bestätigte die Ernennung des
bisherigen Finanzministers des Bundesstaates Arizona zum neuen
Finanzchef der Behörde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7743: Aus aller Welt - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Beratungen mit Nordkoreas Außenminister Ri in Stockholm

In Schweden endeten am Samstag die Beratungen von Außenministerin
Margot Wallström mit ihrem nordkoreanischen Kollegen Ri Yong Ho.
Anschließend berichtete die Ministerin in Stockholm, bei den
dreitägigen Gesprächen sei es um ein Lösung für die angespannte Lage
auf der koreanischen Halbinsel, die gegen Nordkorea verhängten
Sanktionen und die humanitäre Lage in der Volksrepublik gegangen. Zu
dem verabredeten ersten Treffen des nordkoreanischen Machthabers Kim
Jong Un und des US-Präsidenten Donald Trump sagte Wallström nichts.
Die Gespräche hätten ursprünglich Freitag enden sollen. Am Samstag
kam Ri noch einmal mit Wallström und Ministerpräsidenten Stefan
Löfven zusammen. Ri hat sich bislang nicht zu den Gesprächen in
Schweden geäußert. Das Außenministerium in Stockholm berichtete am
Samstag, man habe unterstrichen, daß Nordkorea sein
Nuklearwaffenprogramm gemäß mehreren Uno-Resolutionen aufgeben müsse.
Schweden unterhält seit 1975 eine Botschaft in Pjöngjang und
übernimmt dort auch konsularische Aufgaben für die USA, Kanada und
Australien.

Am Sonntag habe Nordkorea Choe Kang Il, einen Experten des
Außenministeriums für Nordamerikafragen, zu einem akademischen
Meinungsaustausch mit früheren US-Diplomaten und südkoreanischen
Sicherheitsexperten nach Finnland entsandt, meldete die
südkoreanische Nachrichtenagentur Yonhap unter Berufung auf
diplomatische Kreise in Seoul.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7704: Medizin und Gesundheitswesen - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Zunahme der Krebskranken in Deutschland

Immer mehr Menschen erkranken an Krebs. Allein in Deutschland leben
rund vier Millionen Menschen mit einer Krebsdiagnose. Die absolute
Zahl der Neuerkrankungen soll sich seit Anfang der 1970er-Jahre fast
verdoppelt haben. Obgleich das Robert Koch-Institut (RKI) diesen
Umstand vor allen auf die demographische Entwicklung der Bevölkerung
zurückführt, sind Einflüsse der Umwelt und weiterer Faktoren nicht
von der Hand zu weisen. Experten empfehlen daher drei Dinge: Behörden
sollen über die Symptome verschiedener Krebsarten besser informieren.
Ärzte und Krankenpflegekräfte sollen besser geschult werden, um
akkurate Diagnosen sicherzustellen. Und Patienten sollen zügig die
richtige Therapie bekommen, ohne sich in den finanziellen Ruin zu
stürzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7731: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizeidirektion Hannover richtet Einbruchradar ein

Ab diesem Montag pflegt die Polizeidirektion Hannover auf ihrer
Internetseite regelmäßig einen sogenannten Einbruchradar ein.
Interessierte Bürger finden dort jede Woche neu Angaben zu Einbrüchen
in der Landeshauptstadt und deren Umgebung. Es werden Einbrüche und
Einbruchsversuche aufgelistet, und zwar für das Stadtgebiet je nach
Bezirk. Straßennamen werden nicht angegeben. Mit dem Angebot will die
Polizeidirektion der Verunsicherung in der Bevölkerung
entgegenwirken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7657: Sprache, Kunst und Medium - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Ehepaar bewahrt Kirchenfenster vor der Zerstörung

Anläßlich des umstrittenen Abrisses des sogenannten Immerather Doms,
einer Kirche, die Anfang des Jahres der Erweiterung des rheinischen
Braunkohlereviers im Kreis Heinsberg zum Opfer fiel, wurde bekannt,
daß sich ein Ehepaar aus Mönchengladbach der Kirchenfenster aus St.
Lambertus angenommen hat. Die Glasmalereien wurden ausgebaut und
lagern jetzt in einer geräumigen Tiefgarage.

Wie WDR1 berichtete, bewahrt das Paar, eine Kunsthistorikerin und ein
Architekt, schon seit Jahrzehnten immer wieder solche zerbrechlichen
Kunstwerke vor der Zerstörung. Demnach haben die beiden inzwischen
mehr als 600 solcher Kirchenfenster eingelagert. Die meisten Arbeiten
sollen aus Kirchen in Nordrhein-Westfalen stammen. Durch Zufälle kamen
aber auch einige aus anderen Landesteilen und aus den benachbarten
Niederlanden.

Daneben haben die Mönchengladbacher aus Neigung noch ein
Internet-Archiv mit mehr als 100.000 kirchlichen und weltlichen
künstlichen Fenstern aufgebaut. Dieses ist kostenlos unter dem
Stichwort "Forschungsstelle Glasmalerei" zu finden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7721: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Türkische Armee und Verbündete besetzen Zentrum von Afrin

Die türkische Armee und die mit ihnen verbündeten Milizionäre einer
syrischen Aufständischenarmee haben am Sonntagmorgen das Zentrum der
syrischen Kurdenstadt Afrin erreicht. Das meldete der türkische
Präsident Erdogan im türkischen Canakkale. Ihm zufolge haben viele
kurdische Kämpfer Afrin verlassen. Laut der in Großbritannien
ansässigen Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte wurde in
der Stadt am Wochenende weiter gekämpft. Seit der türkischen
Offensive gegen die kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG in der
syrischen Region Afrin und der gleichnamigen Stadt sollen sich dort
zunächst bis zu 500.000 Menschen aufgehalten haben, die aus den
umliegenden Dörfern geflohen waren. Angesichts der bevorstehenden
Offensive sollen wiederum mehr als 200.000 Menschen aus Afrin
geflohen sein. Den unbestätigten Berichten der Beobachtungsstelle
zufolge wurden in den vergangenen Tagen mehr als 150.000 Menschen aus
der zerbombten Stadt vertrieben. Zur Zeit des türkischen Vorrückens
in das Zentrum von Afrin sollen sich dort noch Zehntausende
aufgehalten haben. Seit rund zehn Tagen gibt es in Afrin kein
Trinkwasser und keinen elektrischen Strom. Die verbliebenen
Zivilisten versteckten sich in den Kellern, meldete AFP unter
Berufung auf Einwohner der Stadt. Eine kurdische Sprecherin
berichtete der Nachrichtenagentur AP, die YPG seien nicht aus Afrin
geflohen, sondern hätten Zivilisten angesichts der Massaker der
türkischen Soldaten und ihrer Verbündeten in Sicherheit gebracht. Die
Syrische Beobachtungsstelle gab am Sonntag die Zahl der seit dem
türkischen Einmarsch in Syrien am 20. Januar getöteten kurdischen
Kämpfer und Kämpferinnen mit mehr als 1500 an. Von dem Milizionären
der Freien Syrischen Armee fielen über 400.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7735: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Schäuble und Kubicki zur Realität des Islams in Deutschland

Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble hat sich im Interview des
Deutschlandfunks zu der von Bundesinnenminister Horst Seehofer neu
aufgelegten Debatte über die Wertigkeit des Islams und der Muslime in
Deutschland eingeschaltet. Der CDU-Politiker unterstrich die Realität
des Islams in Deutschland und die Bedeutung des Wandels von Land und
Leuten. Gleichzeitig plädierte Schäuble für ein Mitnehmen der
Menschen, damit nicht Demagogen an den Rändern des politischen
Spektrums das Feld bereitet wird.

Der stellvertretende FDP-Vorsitzende Wolfgang Kubicki erklärte beim
selben Sender am Sonntag, Muslime gehörten selbstverständlich zur
Gesellschaft Deutschlands dazu. Religionsfreiheit sei hier ein
Grundrecht. Kubicki äußerte die Vermutung, Seehofer habe bei seiner
Islameinlassung den Wahlkampf in Bayern im Sinn gehabt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7707: Tragisches und Kurioses - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Wintereinbruch macht der Messestadt Leipzig schwer zu schaffen

Starke Schneefälle hatten gestern den Zugverkehr am Leipziger sowie am
benachbarten Hauptbahnhof von Halle/Saale komplett lahmgelegt. Dafür
sorgten hohe Schneeverwehungen und eingefrorene Weichen.

Und das ausgerechnet zur Buchmesse. Daher strandeten viele Besucher,
die die Messe gar nicht erst erreichten. Denn die Sperrung in Leipzig
betraf den Fern- und den Nahverkehr, die Straßen- sowie die
Straßenbahnverbindungen.

Mit dem Einsatz von Bussen versuchte die Deutsche Bahn dem Chaos
einigermaßen Herr zu werden. Wie MDR aktuell berichtete, waren auch
während des ganzen Sonntags Schneeräumkommandos im Einsatz. Inzwischen
soll der Bahnverkehr in Leipzig und der Region langsam wieder am
Anrollen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7732: Arbeit, Soziales und Familie - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Abschlußfest zum Weltsozialforum in Brasilien

Das 14. Weltsozialforum im nordostbrasilianischen Salvador da Bahia
ist am Samstag mit einem Fest beendet worden. Fünf Tage lang hatten
sich dort nach Angaben der Veranstalter bis zu 60.000 Menschen aus
120 Ländern über Vorschläge für eine gerechtere und friedlichere Welt
ausgetauscht. Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen werteten das 2001
erstmals veranstaltete Weltsozialforum weiterhin als wichtige
politische und kulturelle Plattform für den weltweiten Dialog. In
diesem Jahr war das Themenspektrum auf 19 Kategorien wie "Eine Welt
ohne Rassismus", "Indigene Völker", "Feminismus und Kampf der Frauen"
sowie "Menschenrechte" aufgeteilt gewesen. Dem Forum war das Motto
"Widerstehen heißt gestalten, widerstehen heißt verändern"
vorangestellt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7715: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Pollensaison beginnt immer früher

Pollenallergiker aufgepaßt! Wer glaubt, es herrscht in Deutschland
tiefer Winter, liegt nicht ganz richtig. Durch die Klimaerwärmung hat
sich die Blütezeit unter anderem von Hasel und Erle nach vorne
verschoben. Das Ergebnis: In großen Teilen Deutschlands fliegen deren
Pollen schon durch die Luft. Hasel und Erle gelten als Vorboten der
Pollensaison, die sich durch den Klimawandel deutlich verlängert hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7720: Märkte und Finanzen - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Sennheiser wird in Rumänien produzieren

Der Kopfhörer- und Mikrofonhersteller Sennheiser aus dem
niedersächsischen Wedemark errichtet ein Werk im Billigarbeitsland
Rumänien für 100 Beschäftigte. Bislang läßt das deutsche
Familienunternehmen seine Produkte in China produzieren. Die
Transportwege zum Hauptabsatzmarkt in Mitteleuropa seien jedoch zu
lang, berichtete unter anderem das Handelsblatt unter Berufung auf
Firmenkreise. Durch den Abbau von 50 Arbeitsplätzen in Deutschland -
weltweit 182 insgesamt - spart das Unternehmen 25 Millionen Euro ein.
Für den Audiospezialisten arbeiten rund 1400 Menschen in Deutschland
und noch einmal so viele im Ausland.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7738: Aus Forschung und Technik - 18.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Smartphone als digitaler Zündschlüssel

Die einen begrüßen es als längst überfällig, die anderen sehen wieder
ein Stück Lebensfreude verlorengegangen. Volvo will den Zündschlüssel
abschaffen. Statt dessen soll das allgegenwärtige Smartphone mittels
einer App die Türen öffnen und den Motor starten. Dabei nutzt Volvo
die Bluetooth-Funktion. Erste Tests sollen vielversprechend verlaufen
sein.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1631: Kanzlerin Merkel und der französische Staatspräsident Macron, 16.03.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Paris - Freitag, 16. März 2018

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen
Staatspräsidenten Macron

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultanübersetzung)



PÄSIDENT MACRON: Meine Damen und Herren, ich freue mich, heute die deutsche
Bundeskanzlerin Angela Merkel begrüßen zu dürfen. Ich möchte ihr herzlich
dafür danken, dass sie im Rahmen ihres ersten Auslandsbesuchs nach ihrer
Wiederwahl an die Spitze der deutschen Regierung nach Paris gekommen ist.
Ich möchte sie zu dieser Wiederwahl zunächst sehr herzlich beglückwünschen.
Wir haben in den letzten Monaten immer weiter miteinander gearbeitet. Ich
weiß, dass die Bundeskanzlerin sehr stark gearbeitet hat, um einen soliden
Koalitionsvertrag auf die Beine zu stellen, der von allen getragen wird.
Jetzt ist es passiert, und ich muss Ihnen sagen, dass wir uns sehr freuen,
dass das Ganze zu einem guten Ende gekommen und dass die Bundeskanzlerin
nun wiedergewählt worden ist. Also herzlichen Glückwunsch, liebe Angela,
liebe Bundeskanzlerin, und herzlich willkommen in Paris.

Europa und die Partnerschaft mit Frankreich stehen im Zentrum des
Koalitionsvertrages, ebenso wie es bei uns der Fall ist. Über unsere
Diskussionen hinaus, haben sich unsere verschiedenen Minister bereits
getroffen. Sie werden sich in den nächsten Tagen im Rahmen der Roadmap, die
zwischen unseren beiden Ländern festgelegt worden ist, weiter treffen. Ich
denke, die Arbeit, die vor uns steht, ist wichtig in einem europäischen
Kontext, der seit dem Brexit sehr stark durcheinandergebracht worden ist,
auch stark durcheinandergebracht seit den italienischen Wahlen, die die
Extreme zutage gefördert haben. Wir haben wirklich gesehen, wohin es führen
kann, wenn auf der einen Seite wirtschaftliche Schwierigkeiten dauerhaft
nicht geregelt werden können und wenn wir auf der anderen Seite
Migrationsprobleme haben, mit denen wir ebenfalls noch nicht fertiggeworden
sind. Damit haben wir eine ganz besondere Verantwortung.

Die internationalen Spannungen steigen weiter an. Wir werden uns heute
Abend sicherlich noch sehr lang darüber austauschen. Ich möchte hier noch
einmal meine Solidarität und die Solidarität aller Verbündeten mit unseren
britischen Freunden zum Ausdruck bringen. Großbritannien ist auf seinem
eigenen Territorium angegriffen worden. Eine russische Einmischung, weil
wir nun glauben müssen und weil alles darauf hindeutet, dass Russland
hinter diesem Mordversuch steht.

Wir möchten außerdem unseren gemeinsamen Willen zum Ausdruck bringen wir
haben dies auch in den letzten Jahren mit Deutschland zusammen immer wieder
getan , das Verbot aller Formen der Nutzung chemischer Waffen jedweder Art
nach den Konventionen der Vereinten Nationen weiter voranzubringen und
durchzusetzen.

Unser Treffen ist besonders wichtig. Ich habe natürlich sehr viel über die
Zweifel derjenigen gelesen, die immer auf einen Misserfolg unserer
Partnerschaft lauern. Aber das ist nicht unsere Verantwortung. Unsere
Verantwortung ist eine andere. Lange Jahre hat Deutschland darauf gewartet,
dass Frankreich die Reformen durchführt, die notwendig sind. Frankreich hat
die Reformen nun in den letzten Monaten durchgeführt, in ganz
außerordentlicher Weise und mit großer Entschlossenheit. Wir werden genauso
weitermachen. Lange Jahre hat Europa darauf gewartet, dass das 
deutsch-französische Tandem vorankommt, dass wir mit der historischen Kraft, die
uns immer dann innewohnt, wenn wir an einer Schlüsselstelle der
europäischen Geschichte standen, Vorschläge machen. Wir sind dazu bereit,
in diese neue Phase einzutreten.

Vor sechs Monaten habe ich Vorschläge gemacht. Wir haben im Vorhinein sehr
viel besprochen. Wir haben auch seither sehr viel miteinander diskutiert.
Heute ist es notwendig, dass wir diese neue Ambition gemeinsam umsetzen.
Das ist unsere Aufgabe bis Juni in Bezug auf die Wirtschafts- und
Währungsunion, in Bezug auf die Eurozone, unsere Fähigkeit, die Solidarität
und die Verantwortung zusammenzuführen. Die Migrationspolitik ist ein
Thema, die Verteidigungspolitik, die Handelspolitik, aber auch unsere
Forschungspolitik und unsere Kultur- sowie die Bildungspolitik all diese
Themen müssen uns beschäftigen. Das sind die großen Bereiche, in denen wir
gemeinsam etwas vorschlagen werden, eine klare, ambitionierte Roadmap für
den Gipfel im Juni. Wir werden die notwendige Energie dafür aufbringen.

Neben dieser europäischen Roadmap gibt es natürlich bilaterale Themen, die
wir angehen müssen. Wir haben vor einigen Wochen unseren gemeinsamen Willen
zum Ausdruck gebracht, in Bezug auf eine Neuauflage des Élysée-Vertrages
weiterzukommen. Ein bilaterales Kapitel ist also auch ein wichtiges
Kapitel. Darum herum hat sich unsere europäische Ambition immer wieder
gruppiert. Das werden wir heute Abend auch in den Mittelpunkt unserer
Unterredungen stellen.

Sie haben verstanden, dass es heute darum geht, in den nächsten Monaten,
die vor uns liegen, eine wichtige Seite aufzuschlagen, nicht nur um
kurzfristige ßnahmen zu entscheiden, sondern auch um Perspektiven auf
mittlere und lange Sicht aufzuzeigen, die für unser Europa notwendig und
sicherlich auch heute wichtig sind, wichtiger als noch vor einigen Monaten.
Auf jeden Fall, liebe Angela, liebe Bundeskanzlerin, bin ich dazu bereit.
Ich warte nun auf die gemeinsame Arbeit, die vor uns liegt.

Ich möchte noch einmal sagen: Herzlich willkommen hier in Paris, und vor
allem ein Bravo für diese Regierung und das Vertrauen des Parlaments, das
Sie bekommen haben.

BUNDESKANZLERIN MERKEL: Danke schön, sehr geehrter Herr Präsident, lieber
Emmanuel! Ich weiß, dass alle lange warten mussten, bis wir endlich fertig
geworden sind. In Deutschland sagt man manchmal: Was lange währt, wird
endlich gut. Ich hoffe, dass es auch so ist.

Unser Koalitionsvertrag hat in der Tat als Erstes die Überschrift "Ein
neuer Aufbruch für Europa", und das ist auch eine erste Antwort auf die
Situation in Frankreich, einem Frankreich, in dem der Präsident Vorschläge
gemacht hat, einem Frankreich, in dem innere Reformen durchgeführt werden.
Wir wollen jetzt gemeinsame Wege finden. Das ist in der Geschichte zwischen
Deutschland und Frankreich immer dann von Erfolg gekrönt gewesen, wenn man
auch ehrlich und hart gearbeitet hat. Wir sind nicht von Haus aus immer
einer Meinung, aber Deutschland und Frankreich haben in der Geschichte
schon viel gemeinsam auf den Weg gebracht. Wir haben den festen Willen und
ich habe den festen Willen, dass wir dies auch erreichen, und ich glaube,
wir können es erreichen.

Ich stimme zu, dass dies notwendiger denn je ist; denn Europa muss in einer
geopolitischen Situation, in der der Multilateralismus unter Druck steht
und in der viele gemeinsame Aktivitäten der Weltgemeinschaft neu erkämpft
werden müssen, geschlossen agieren. Europa muss dabei mit gutem Beispiel
vorangehen; denn wir sind eine kleinere multilaterale Einheit, und wenn
Deutschland und Frankreich hier gemeinsame Vorschläge machen, dann gibt es
eine große Chance darauf, dass solche Vorschläge auch Realität werden.

Das gilt für die Frage der Entwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion,
und dabei für zwei Aspekte, nämlich zum einen für die dauerhafte,
nachhaltige Stabilisierung des Euro und gleichzeitig für die Verbesserung
und Sicherung unserer Wettbewerbsfähigkeit. Deshalb spielt in diesem
Zusammenhang auch das Thema Innovation eine zentrale Rolle; denn wir sehen,
dass sich viele Länder in der Welt auch sehr schnell fortentwickeln, was
Innovationen anbelangt.

Das gilt für das Thema der gemeinsamen europäischen Asylpolitik. Hier
müssen wir bis Juni unbedingt Ergebnisse erzielen. Wir erleben nämlich,
dass es niemals zu unserem gemeinsamen Nutzen ist, wenn es unterschiedliche
Regelungen in den einzelnen Mitgliedstaaten gibt. Wir müssen unsere
Außengrenzen schützen. Wir müssen eine gemeinsame Afrika-Strategie
entwickeln. Hier haben Deutschland und Frankreich schon wichtige Schritte
unternommen, und hier müssen wir noch enger zusammenarbeiten. Das ist für
Deutschland ein ganz neuer Pfad, den wir einschlagen, aber ein sehr
wichtiger und auch einer, den wir mit Enthusiasmus einschlagen wollen.

Wir werden als Europäer dann unschlagbar sein, wenn wir uns in unseren
geopolitischen Beziehungen nicht auseinanderdividieren lassen. Auch das, so
zeigt sich, ist sehr notwendig, ob jetzt im Bereich des Handels oder auch
im Bereich eines fairen Wettbewerbs mit Schwellenländern.

Wir haben einen sehr wichtigen Europäischen Rat im Juni und nächste Woche
bereits einen in Brüssel vor uns, bei denen wir Zwischenetappen definieren
können. Ich würde gerne mit unserer neuen Regierung dazu einladen, dass wir
in Deutschland einen kleineren, aber wichtigen Ministerrat zwischen
Frankreich und Deutschland machen, der dann auch diesen Juni-Rat
rechtzeitig vorbereitet, und zwar mit den Wirtschaftsministern, mit den
Finanzministern, mit den Innenministern, die für das Asylrecht zuständig
sind, mit den Verteidigungsministern, die ja gerade in der gemeinsamen
Verteidigungspolitik vonseiten Deutschlands und Frankreichs wichtige
Schritte gegangen sind, sowie natürlich mit den Außenministern. Dann können
wir sozusagen auch im Rahmen unserer Regierung, die ja anders als in
Frankreich eine Koalitionsregierung ist, doch ein gemeinsames Bild abgeben,
was mir sehr wichtig ist.

Wir wollen mit Engagement auch an den bilateralen Beziehungen arbeiten. Der
Élysée-Vertrag soll in diesem Jahr neu gefasst werden und auch auf die
neuen globalen Herausforderungen die richtigen Antworten geben.

Wir haben gerade mit Blick auf das Steuersystem große gemeinsame
Interessen. Auch hier gilt es deutlich zu machen, dass wir in Europa
gemeinsam auf die weltweiten Herausforderungen reagieren, was zum Beispiel
das Unternehmenssteuerrecht anbelangt.

Ich möchte auch von meiner Seite sagen, und hierüber haben wir Deutschland
und Frankreich mit Großbritannien und auch den Vereinigten Staaten von
Amerika uns sehr eng abgestimmt, dass wir in Solidarität ganz zu unseren
britischen Freunden stehen, wenn es um die Verurteilung des schrecklichen
Anschlags mit Giftgas geht. Viele Spuren deuten darauf hin, dass Russland
hierfür Verantwortung trägt, und ich finde es sehr gut, dass die britische
Regierung die Proben jetzt den internationalen Organisationen zur Verfügung
stellt, damit man das auch sehr transparent nachweisen kann. Das ist
natürlich eine sehr schwierige Situation. Insofern werden wir uns heute
auch damit beschäftigen, was die richtige Reaktion ist.

Insgesamt haben wir also viel Arbeit. Ich weiß: Viel Zeit ist verstrichen.
Wir haben trotzdem in der Zwischenzeit immer alles getan, um handlungsfähig
zu sein. Die Tatsache, dass der Außenminister und der Finanzminister
bereits in Paris waren und ich heute hier bin, zeigt, dass die Regierung
entschlossen ist, sehr eng und sehr intensiv mit Frankreich
zusammenzuarbeiten. Ich freue mich auf diese Zusammenarbeit und bedanke
mich noch einmal für die Glückwünsche. Wir haben ja jetzt so lange
gewartet, dass wir uns jetzt auch außenpolitisch etwas stärker engagieren
können.

PRÄSIDENT MACRON: Vielen Dank!!

Freitag, 16. März 2018
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Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Freitag, 16. März 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem schwedischen
Ministerpräsidenten Löfven

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultanübersetzung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass ich heute wieder
einmal Stefan Löfven, den schwedischen Ministerpräsidenten, ganz herzlich
bei uns in Berlin begrüßen darf. Wir haben natürlich darüber gesprochen,
dass unsere beiden Länder freundschaftlich verbunden sind und wir enge
bilaterale Beziehungen haben. Aber sie waren nicht breiter Gegenstand
unserer Diskussionen, weil wir keinerlei Probleme zu gewärtigen haben.
Deshalb haben wir sehr viel über europäische und globale Herausforderungen
gesprochen.

Dazu gehörte zum einen das Thema der Vorbereitung des nächsten Europäischen
Rates. Hier geht es auf der einen Seite um ökonomische Fragen. Wir sind
sehr froh, dass beide Länder eine sehr gute Wachstumsphase haben, dass in
beiden Ländern auch die Arbeitslosigkeit zurückgeht. Deshalb wollen wir
alles tun, auch durch Stärkung des digitalen Binnenmarktes, um diese
wirtschaftliche Wachstumsphase möglichst lange zu erhalten.

In dem Zusammenhang haben wir auch über die Herausforderungen bezüglich des
freien globalen Handels gesprochen. Wir sind zwei Länder, die auf
Multilateralismus setzen und deshalb die WTO in einer starken Rolle sehen
wollen. Wir glauben, dass die jetzt in Aussicht gestellten Zölle durch die
Vereinigten Staaten von Amerika diesen Grundsätzen der WTO widersprechen
und wollen diese Probleme, wo möglich, durch Gespräche verändern oder
lösen. Die Kommissarin hat hier unsere uneingeschränkte Unterstützung. Aber
wir werden dieses Thema sicherlich auch in der nächsten Woche beim
Europäischen Rat aufrufen.

Deutschland und Schweden haben ähnliche Herausforderungen im Zusammenhang
mit dem Thema der Migration. Schweden hat sehr viele Flüchtlinge
aufgenommen. 2015 waren es in Schweden pro Kopf mehr als in Deutschland.
Wir haben dann auch gemeinsam für das EU-Türkei-Abkommen gearbeitet. Wir
haben eine ähnliche Herangehensweise, nämlich diejenigen, die einen
Aufenthaltsstatus bei uns haben, möglichst schnell zu integrieren, auch in
den Arbeitsmarkt. Darüber haben wir uns ausgetauscht. Darüber werden wir in
Zukunft weiter sprechen. Diejenigen, die kein Aufenthaltsrecht haben, gilt
es natürlich wieder in ihre Heimat zurückzuführen. Auch hier können wir gut
zusammenarbeiten. Denn wir haben hier mit einigen Herkunftsländern immer
noch Probleme zu lösen. Wir setzen darauf, dass bis zum Juni ein
gemeinsames europäisches Asylsystem verhandelt und verabschiedet werden
kann und werden diese Erwartung auch nächste Woche beim Europäischen Rat
deutlich machen.

Wir haben uns dann mit dem mehrjährigen Finanzrahmen beschäftigt. Das ist
eine große Herausforderung. Schweden und Deutschland sind Nettozahler, und
so werden wir auch versuchen, gemeinsam eine Repriorisierung vorzunehmen,
also neue Schwerpunkte für europäische Aufgaben in den Mittelpunkt zu
stellen und hier auch gemeinsam zu verhandeln.

Natürlich war ein Thema auch die Westbalkanstrategie. Hier setzen wir
darauf, dass die Staaten des westlichen Balkans eine Beitrittsperspektive
haben, aber sie auf der Grundlage der Erfüllung von Bedingungen erfolgt.
Wir wollen alles tun, damit diese Staaten diese Beitrittsperspektive
möglichst schnell realisieren können. Wir sind auch sehr gut abgestimmt,
was die Verhandlungen mit Großbritannien bezüglich des Austritts
Großbritanniens anbelangt und möchten auch in der Zukunft eine enge
Partnerschaft zwischen der Europäischen Union der 27 Mitgliedstaaten und
dem Königreich Großbritannien.

Alles in allem war es heute ein sehr harmonisches, aber wichtiges Gespräch
für die Vorbereitung des Europäischen Rates und für die Stärkung unserer
bilateralen Beziehungen. Noch einmal herzlich willkommen hier in Berlin.

MP Löfven: Vielen Dank, Frau Bundeskanzlerin, für die Einladung, hierher
kommen zu dürfen. Ich bin der erste internationale Gast nach Ihrer
Wiederwahl. Das ehrt mich, und es erfüllt mich auch mit Stolz und Freude.

Wir haben sehr gute Beziehungen. Das hat sich hier bestätigt. Wir wollen
weiterhin unsere Beziehungen ausbauen und weiterentwickeln. Deutschland ist
ein sehr wichtiger Partner für Schweden. Insbesondere gilt das auch bei der
Zusammenarbeit innerhalb der Europäischen Union. Da möchte ich mich direkt
auf Angela Merkel beziehen. Ich weiß wirklich ihre Führungsrolle in der
Europäischen Union zu schätzen und auch die gute Arbeit, die wir hier
gemeinsam geleistet haben.

Ich möchte mich auch für ein sehr ergiebiges und gutes Gespräch heute
bedanken. Vor allem haben wir über die großen Europafragen gesprochen, die
auf der Tagesordnung stehen. Es ist unserer Meinung nach wichtig, dass wir
eine starke Europäische Union haben, auch jetzt im Lichte der
Herausforderung, die wir sehen. Wir müssen stark sein, was Stabilität und
Wachstum, aber auch Sicherheit anbelangt. Insbesondere gilt das auch für
mehr Arbeitsplätze. Es gibt nach wie vor zu viele Menschen, die arbeitslos
sind. Insbesondere gilt das für die Jugend. Es ist aber auch wichtig, dass
wir eine starke EU haben, die sich für die Werte und die Wertvorstellungen
einsetzt, auf die die Zusammenarbeit basiert.

Eine Frage, die natürlich auch diskutiert wurde - das hat die
Bundeskanzlerin ja auch erwähnt -, war die Migration. Hier ist bereits sehr
viel erfolgt, was die Stärkung der Außengrenzen anbelangt - dazu zählt auch
die Zusammenarbeit mit Ländern außerhalb der Europäischen Union, also
Drittstaaten, zum Beispiel afrikanische Länder -, um hier eine bessere
Entwicklung zu erzielen.

Aber wir müssen auch ein internes System erhalten, das wirklich
funktioniert, eine harmonisierte Gesetzgebung und eine Umsetzung innerhalb
der Europäischen Union.

Ganz grundsätzlich müssen hier alle Länder Verantwortung übernehmen und
Menschen helfen, die auf der Flucht sind. Sie müssen sie entgegennehmen und
nicht nur einige wenige. Hier muss also die europäische Zusammenarbeit
funktionieren. Wenn das nicht funktioniert, dann ist das auch schädlich für
die europäische Zusammenarbeit. Daran muss man denken.

Wir haben über die kommenden Verhandlungen diskutiert, was den
Langzeithaushalt anbelangt. Nächste Woche haben wir eine Ratstagung. Da
wird auch der Brexit ein Punkt sein, und die Handelsfragen werden ein
großer Punkt auf der Tagesordnung sein.

Es ist beunruhigend und sehr bedauerlich, dass die USA beschlossen haben,
erhöhte Zölle für Stahl einzuführen. Die Europäische Union muss hier
reagieren. Das ist unvermeidbar. Wir 27 beziehungsweise 28 müssen hier
zusammenhalten. Wir müssen Wege finden um voranzukommen, ohne dass das in
einen echten Handelskrieg eskaliert, der dann die Situation nur
verschlimmert. Wenn wir uns hier nicht für den freien Handel einsetzen,
dann wird das für alle Länder sehr teuer und kostspielig sein. Das wird zu
Kosten führen, die keiner von uns haben möchte. Wir müssen also so agieren,
dass wir uns nicht selber in einen Handelskrieg bringen.

Natürlich sind wir sehr besorgt über die Entwicklungen in England, also
diese Giftgasattacke, die in Großbritannien erfolgt ist. Alle Anwendungen
von chemischen Waffen sind völlig inakzeptabel. Wir stellen uns voll und
ganz hinter die britische Forderung, dass Russland erklären muss, wie
dieses Nervengift in Großbritannien als Mordversuch eingesetzt werden
konnte.

Wir haben auch kurz über die koreanische Halbinsel und den Prozess
gesprochen, der dort abläuft.

Schlussendlich: Wir haben gute Beziehungen. Wir wollen diese Zusammenarbeit
weiter fortsetzen, die wir bereits in Stockholm eingeleitet haben, als die
Bundeskanzlerin im letzten Jahr zu Besuch war, nämlich Innovation und
Digitalisierung. Da wollen wir zusammenarbeiten. Diese Fragen sind sehr
wichtig für uns, für eine nachhaltige Wirtschaft und für die
Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirtschaften.

Nochmals vielen herzlichen Dank für diese guten Diskussionen und die guten
Beziehungen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin und Herr Ministerpräsident, eine Frage vom
schwedischen Fernsehen an Sie beide. Der Widerstand in Osteuropa bleibt ja
stark gegen verpflichtende Asylquoten. Glauben Sie beide, dass es immer
noch möglich ist, diese Staaten zu überzeugen? Welche Möglichkeiten bietet
der mehrjährige Finanzrahmen der EU, um Druck auszuüben?

BK'in Merkel: Wir wollen ein gemeinsames europäisches Asylsystem, zu dem
natürlich auch eine faire Lastenteilung gehört. Wir wollen jetzt gar nicht
über Druck arbeiten, sondern eher über Überzeugung. Wenn man einmal die
Situation in Italien nimmt, dann muss man ja sehen: Italien ist durch die
Migration und die illegale Migration, vorrangig aus Libyen, sehr gefordert.
Das Problem, das Italien hat, ist rein darauf zurückzuführen, dass es
geographisch am nächsten zu Libyen liegt. Ich finde, wenn wir miteinander
Solidarität zeigen, dann müssen wir auch einem Land wie Italien in einer
solchen Situation helfen. Diese Hilfe muss von allen angeboten werden. Wie
das nachher im Detail ausformuliert werden kann und wie wir ein faires
"burden sharing" machen - das bedeutet ja nicht, dass jeder die gleiche
Aufgabe hat -, das müssen wir miteinander besprechen. Aber ich war sehr
froh, auch von Stefan Löfven zu hören, dass die Zeit jetzt drängt. Wir
müssen bis Juni versuchen, hier ein vernünftiges und in sich geschlossenes
System zu verhandeln.

MP Löfven: Wir brauchen ein System, an dem alle mitwirken. Das ist ja
etwas, was uns alle angeht. Das ist ja auch offensichtlich. Natürlich geht
es auch um die Ganzheit. Es geht da nicht nur um die Verteilung der
Flüchtlinge, die nach Europa kommen. Wir müssen ein gesamtes Paket sehen,
eine Strategie der EU. Wir müssen also dafür sorgen, dass wir die
entsprechende Unterstützung in unserer Umwelt haben. Wir haben auch eine
Zusammenarbeit mit der Türkei, dann eine Zusammenarbeit mit den
afrikanischen Ländern. Das dämpft ja die Situation ein bisschen, dass nicht
mehr so viele Menschen über das Mittelmeer zu uns kommen. Da haben wir
unsere Außengrenze.

Der zweite Punkt: Das muss funktionieren. Wir wissen, dass diese
Außengrenzen eben gut geschützt sein müssen.

Dann haben wir den dritten Punkt. Es geht um die interne Lösung. Wie wollen
wir diese Menschen verteilen, die zu uns kommen? Dann meine ich: Alle
müssen ihren Beitrag leisten. Ich höre da immer "mehr
Kompromissbereitschaft". Schlussendlich: Alle Parteien müssen bereit sein,
an diesem Kompromiss mitzuwirken. Das ist sehr wichtig für die Europäische
Union als Ganzes.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie beide haben es angesprochen. Es ist auch
über Nordkorea gesprochen worden. Frau Bundeskanzlerin, sehen Sie eine
Rolle Deutschlands oder der EU im Zusammenhang mit dem Vermittlungsangebot
Schwedens, in Nordkorea zu vermitteln?

Herr Löfven, Sie haben heute Morgen den nordkoreanischen Außenminister
getroffen. Können Sie ein paar Details verraten? Ging es da vielleicht auch
schon über Zeitpläne oder Pläne, wo man sich treffen könnte? Und haben Sie
Unterstützung durch die USA?

BK'in Merkel: Ich freue mich über alle Gesprächskanäle, die es gibt, gerade
auch, wenn das durch Schweden der Fall ist. Denn wir wollen natürlich alle
eine Lösung, die durch Gespräche ermöglicht wird. Ich glaube, auch die
Geschlossenheit der internationalen Gemeinschaft bei der Reaktion auf das
nordkoreanische Nuklearprogramm war wichtig.

Jetzt kann der schwedische Ministerpräsident, wenn er schon neben mir
steht, besser über die Rolle Schwedens sprechen als ich. Ich freue mich
natürlich, wenn Schweden eine Rolle spielt.

MP Löfven: Wie gesagt, ganz kurz: Der nordkoreanische Außenminister hält
sich zurzeit in Schweden auf und spricht mit der schwedischen
Außenministerin, Margot Wallström. Ich selber habe den Außenminister heute
Morgen ganz kurz gesprochen, bevor ich hierher gefahren bin. Wir haben die
ganze Zeit gesagt, dass wir gerne als Vermittler auftreten wollen und den
Prozess irgendwie erleichtern wollen. Hauptakteure sind natürlich
Nordkorea, Südkorea, USA, China und Japan, denn die haben ja starke
Interessen in dieser Frage; die Substanz muss also zwischen diesen Ländern
verhandelt werden. Wenn wir hier aber sozusagen als Ermöglicher, als
"facilitator", auftreten können, damit dabei etwas herauskommt, dann werden
wir das natürlich machen; denn es ist ja sehr wichtig - sowohl für diesen
Teil der Welt als auch für uns alle -, dass das nicht noch weiter
eskaliert, sondern wir hier eine gewisse Sicherheit für uns alle schaffen
können.

Frage: Zum Langzeithaushalt der Europäischen Union: Wird es in der Zukunft
so sein, dass Schweden und Deutschland mehr einzahlen müssen? Sehen Sie die
Gefahr, dass die Unterstützung der Europäischen Union in der Bevölkerung
dann zurückgeht?

Herr Löfven, wie sehen Sie das? Sie haben jetzt ja einen Bundesverwandten
verloren, wenn es darum geht, die Kosten niedrig zu halten.

BK'in Merkel: Wir haben in unserer Koalitionsvertrag für die neue
Bundesregierung gesagt, dass wir bereit wären, etwas mehr in den Haushalt
zu zahlen. Das bedeutet aber natürlich nicht, dass dort alle
Wunschvorstellungen erfüllt werden können. Wir haben verabredet, dass die
Nettozahler - und Schweden und Deutschland sind Nettozahler -, aber auch
die anderen sehr eng zusammenarbeiten werden.

Deutschland bekommt auch sehr viel Geld für die Entwicklung der neuen
Länder, die ja letztlich eine Situation haben, die der Situation Osteuropas
sehr ähnelt. Das unterscheidet unsere Situation noch einmal ein wenig von
der schwedischen, aber die Nettozahler werden sich trotzdem sehr eng
absprechen.

Die Frage ist dann ja auch: Wofür wird das Geld ausgegeben? Auch das ist
eine wichtige Sache. Wir wollen die Prioritäten richtig abgebildet haben.
Wir haben neue Aufgaben. Der Ministerpräsident hat eben über den Schutz der
Außengrenze und über die Bekämpfung von Fluchtursachen durch
Entwicklungspolitik in Afrika gesprochen: Das sind Schwerpunkte. Natürlich
wird man dann in Abhängigkeit von diesen Schwerpunkten - Sind die richtig
gewählt, können wir dadurch vielleicht auch europäische Aktivitäten
entfalten, die wir sonst national alleine unternehmen müssten? -
entscheiden, wie wir die Haushaltsverhandlungen genau führen werden. Die
Kommission wird ja im Mai ihren Vorschlag machen. Dann müssen wir auf die
Strukturfondsverordnung warten, damit wir überhaupt erkennen: Was bedeutet
das für welches Land? Dann werden wir miteinander darüber reden, wie sich
das darstellt, und werden dazu auch in sehr engem Kontakt bleiben.

MP Löfven: Es geht ja darum, wie das endgültige Ergebnis dann aussehen
wird, und dieses Ergebnis soll gut sein. Es gibt sehr viele Komponenten,
die da einwirken, und das muss diskutiert werden.

Wir haben aber klar und deutlich gesagt: Wir können es nicht akzeptieren,
dass die gesamten Reformbemühungen Schwedens dann sozusagen in diese 
EU-Abgaben eingehen. Wir haben hier eine Botschaft an das schwedische Volk:
Wir schaffen unser Wohlfahrtsystem, wir wollen das ausbauen. Wir haben das
stärkste Schutz- und Sicherheitsprogramm, und da können wir es nicht so
handhaben, dass die Gelder dann stattdessen in die EU fließen.

Es gibt natürlich auch Möglichkeiten, die Prioritäten hier anders zu
setzen. Wir haben in Bratislava und in Rom auch klar und deutlich
diskutiert, wie die Prioritäten aussehen werden. Wenn man einige Sachen mit
einer größeren Priorität versieht, muss man andere Prioritäten etwas
herabsenken; man kann nicht einfach alles gleich hoch priorisieren und dann
immer mehr einzahlen. Es geht dann also um die Strukturfonds und die
Beihilfen, und dann haben wir die Agrarpolitik. Da kann der Eigenanteil an
Finanzierung der einzelnen Länder also ansteigen. Das haben wir auch
diskutiert.

Schlussendlich müssen wir ja sehen, wie das dann in der Gesamtheit
aussieht, also auch für Schweden. Es gibt vielleicht auch Komponenten in
dieser Diskussion, die wir jetzt noch nicht kennen und die dann im Laufe
der Gespräche auftauchen. Wir sind da also offen, aber die Grenze, die
"bottom line" ist sozusagen, dass wir dann nicht unsere ganzen Reformen
aufgrund der erhöhten Beiträge aufgeben werden.

Frage: Eine Frage sowohl an den Ministerpräsidenten als auch an die
Bundeskanzlerin zum Thema Russland: Glauben Sie, dass der Europäische Rat
und damit alle EU-Länder die Erklärung der vier großen westlichen Staaten
zu Russland, die ja sehr hart war, unterstützen und auch zu Sanktionen
bereit sind, die vielleicht bis zu einem Boykott der Fußball-WM in Russland
gehen können?

Aus aktuellem Anlass noch eine weitere Frage an Sie beide: Glauben Sie
eigentlich, dass der Islam zu Deutschland und zu Schweden gehört?

BK'in Merkel: Ich fange einmal mit dem Zweiten an. Ich will da gern das
wiederholen, was ich schon des Öfteren gesagt habe: Die Prägung unseres
Landes ist sehr stark durch das Christentum erfolgt und erfolgt auch heute
durch das Christentum; es ist eine jüdische Prägung. Inzwischen leben aber
vier Millionen Muslime in Deutschland, und sie üben hier auch ihre Religion
aus. Diese Muslime gehören auch zu Deutschland, und genauso gehört ihre
Religion damit zu Deutschland, also auch der Islam. Wir wollen natürlich
einen Islam, der auf der Grundlage des Grundgesetzes basiert und
grundgesetzkonform ist, und das habe ich auch des Öfteren schon deutlich
gemacht. Ich denke, wir müssen alles tun, um das Zusammenleben zwischen den
Religionen gut zu gestalten. Deshalb ist die Islamkonferenz dabei ein sehr
wichtiges Instrument.

Zu Russland: Wir haben hier eine sehr einheitliche Meinung. Wir werden das
Thema sicherlich auch auf dem Europäischen Rat besprechen. Es geht jetzt
aber nicht um den Boykott der Fußball-Weltmeisterschaft, sondern es geht
jetzt erst einmal darum, dass Aufklärung geschieht. Ich finde es sehr gut,
dass die britische Regierung der Organisation für das Verbot chemischer
Waffen die Substanzen zur Verfügung stellt, und ich kann nur hoffen, dass
sich auch Russland an dieser Aufklärung beteiligt. Ansonsten haben wir
gestern deutlich gemacht, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit die Spuren nach
Russland gehen und dass deshalb dieses Vorgehen sehr scharf zu verurteilen
ist. Den Diskussionen auf dem Europäischen Rat kann ich nicht vorgreifen,
aber Deutschland steht zu der Stellungnahme, die wir gestern abgegeben
haben.

MP Löfven: Für Schweden ist es wichtig, dass wir die Regierung
Großbritanniens voll und ganz unterstützen und dass wir auch die starke
Verurteilung dieses Nervengasangriffs durch Deutschland, Frankreich und die
USA unterstützen. Russland muss sich jetzt erklären und auf diese Fragen
antworten. Das ist ja ein versuchter Mord mit Nervengas in Großbritannien
gewesen, und mit aller Wahrscheinlichkeit war es eben Russland, das hier
einbezogen war. Das muss natürlich nächste Woche diskutiert werden. Am
Montag nächster Woche werden auch unsere Außenminister tagen, und dabei
wird dieses Thema sicherlich auch angesprochen. Auf Spekulationen über
Sanktionen möchte ich jetzt nicht eingehen, dazu ist jetzt nicht der
Zeitpunkt. Die Diskussionen werden wir nächste Woche aber sicherlich
fortsetzen.

Zu Ihrer zweiten Frage: Es leben ja auch Muslime in Schweden, die natürlich
dem Islam angehören. Natürlich wollen wir keine extremen Islamisten haben,
das verurteilen wir alle; aber alle Menschen haben eine freie Wahl der
Religion, seine Religion kann man ja als Einzelner selber wählen, und das
gilt für alle. Natürlich müssen sich dann auch alle an der Gesellschaft und
an dem Stil, an den wir glauben, orientieren, aber es gibt natürlich auch
Menschen, die an gar nichts glauben, das ist ja auch in Ordnung. Es ist
also wirklich die Aufgabe jedes Einzelnen, seinen Glauben zu wählen.

Freitag, 16. März 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1629: Regierungspressekonferenz vom 16. März 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 16. März 2018

Regierungspressekonferenz vom 16. März 2018

Themen: Personalien, Termine der Bundeskanzlerin (Reise nach Paris,
Empfang der isländischen Ministerpräsidentin, Reise nach Warschau, Empfang
des irischen Premierministers, Kabinettssitzung, Regierungserklärung,
Europäischer Rat), Gratulationen ausländischer Staats- und Regierungschefs
zur Wahl der Bundeskanzlerin, Militäroffensive der Türkei auf Afrin,
Beisetzung von Kardinal Lehmann, Angriffe auf Moscheen und Gebetsräume von
Muslimen in Deutschland, Giftgasanschlag auf Ex-Spion Skripal in
Großbritannien, internationale Handelspolitik


Sprecher: StS Seibert, SRS Streiter, Angeli (BMG), Breul (AA),
Dimroth (BMI), Blankenheim (BMF), Flosdorff (BMVg), Einhorn (BMWi)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert,
SRS Streiter sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS Streiter: Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin zu Ihnen gekommen, um
Ihnen mitzuteilen, dass heute in einer Woche mein letzter Arbeitstag ist
und ich zum Monatsende aus dem Dienst ausscheide. Ich möchte mich für
anregende und auch aufregende Momente, die ich hier erleben durfte,
bedanken. Manchmal war es ein bisschen rumpelig. Ich habe das aber immer
sportlich genommen, und ich hoffe, Sie auch.

Ich habe eigentlich immer versucht, es mit der Bergpredigt zu halten - weil
ich nicht so bibelfest bin, habe ich mir einen Zettel mitgebracht, damit
ich es nicht vergesse -, in der Jesus sagt: "Eure Rede sei: Ja, ja; nein,
nein. Was darüber ist, das ist von Übel." Sie wissen, es ist nicht mein
Hobby, große, lange Wortgirlanden zu binden.

Nun steige ich aus. Ich berichte gern, dass ich gestern, weil es ein
bisschen trubelig war, erst abends um elf Uhr wieder einmal auf mein Handy
geschaut und dann um die 87 ungelesene Mails mit Nachrichten gesehen habe.
Ich muss sagen: Ich habe sie erstens nicht vermisst, und zweitens habe ich
sie dann sehr schnell gelesen. Ja, ich werde dran bleiben und das alles
verfolgen. Neuerdings ist hier ja alles öffentlich. Deshalb werde ich mir
gern den Sport gönnen, mir das alles anzuschauen.

Auf jeden Fall klinke ich mich jetzt aus diesem 24-stündigen
Nachrichtenstrom aus und investiere mein Humankapital in die Zukunft; denn
anderes Kapital habe ich nicht. Mein jüngerer Sohn, Oskar, hat 2014, gleich
nachdem er Abitur gemacht hatte, eine Firma gegründet, die sich mit
Marketing, E-Commerce und Webentwicklung beschäftigt. Er hat ihr den
sinnigen Namen Streiter Media gegeben. Dort trete ich jetzt ein und werde
versuchen, das Geschäft weiter aufzubauen und den Geschäftsbereich zu
erweitern.

Nach diesem kleinen Werbespot bedanke ich mich und wünsche Ihnen sowie der
Bundespressekonferenz alles Gute. Ich denke, auf alle kommen komplizierte
Zeiten zu. Ich wünsche allen, dass sie die glückliche Hand haben, das alles
gut weiterzuführen.

Vorsitzender Feldhoff: Vielen Dank. Wir danken dir, lieber Georg Streiter,
für die manchmal launige, manchmal auch sehr knappe Erklärung der
Regierungsarbeit. Wir waren nicht immer zufrieden, aber meistens. Dafür
danken wir.

Wenn sich das Webgeschäft so weit ausbaut, dass man auch über Bundespolitik
berichten könnte: Wir nehmen seit längerer Zeit auch Blogger auf. Das ist
inzwischen kein Hinderungsgrund mehr, Mitglied der Bundespressekonferenz zu
werden. In diesem Sinne, schönen Dank!

Angeli: Auch ich darf mich heute von Ihnen verabschieden. Ich habe die
letzten acht Jahre von dieser Stelle aus mit Ihnen zusammengearbeitet,
zunächst als stellvertretende Sprecherin im Bundesfamilienministerium,
zuletzt als Sprecherin im Bundesgesundheitsministerium.

Ich kann auch gleich sagen, dass ich weiterhin E-Mails lesen werde. Ich
werde mich jetzt einer neuen, nicht minder wichtigen Aufgabe zuwenden, und
zwar als Pressesprecherin der Staatsministerin für Migration, Flüchtlinge
und Integration, Annette Widmann-Mauz. Gestern war der erste Arbeitstag;
insofern stimmt das Schild hier vorn nur noch halb. Ich will aber trotzdem
nicht verpassen, Ihnen Lebewohl zu sagen und Ihnen zuzurufen: Bewahren Sie
diese Institution!

Ich werde nicht mehr von dieser Stelle aus mit Ihnen ins Gespräch kommen,
aber gern in der neuen Funktion und freue mich auf weiterhin
vertrauensvolle Zusammenarbeit. Deswegen sage ich heute: Auf Wiedersehen
und guten Tag vom neuen Amt aus. Ich wünsche Ihnen hier trotz allen
Redaktions- und Zeitzwängen, dass der Austausch auch über die
Bundespressekonferenz weiterhin gut geführt wird. Wenn ich heute in die
Runde blicke, habe ich gute Hoffnung. So voll hat man die BPK lange nicht
gesehen. Deswegen: Auf Wiedersehen und bis bald in neuer Funktion!

Vorsitzender Feldhoff: Vielen Dank auch Ihnen, Frau Angeli, für die
Begleitung in den letzten Monaten und Jahren. Wir wünschen Ihnen viel Glück
und alles Gute.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, guten Tag! Ein ganz kurzes Wort noch
zu Georg Streiter: Ich habe natürlich noch andere Gelegenheiten, mich von
ihm zu verabschieden, aber für das Protokoll will ich doch einmal sagen,
dass das beruflich wie menschlich sechs sehr feine Jahre waren und dass ich
ihm dafür sehr danke.

Nun kommen die öffentlichen Termine der Bundeskanzlerin für die kommende
Woche.

Sie wissen, dass es heute am Nachmittag noch nach Paris geht. Aber das
haben wir bereits angekündigt.

Am Montag, den 19. März, empfängt die Kanzlerin um 14 Uhr die isländische
Ministerpräsidentin Katrín Jakobsdóttir mit militärischen Ehren im
Kanzleramt. Nach den militärischen Ehren sind kurze Pressestatements
vorgesehen.

Am Montagnachmittag reist die Bundeskanzlerin nach Warschau. Sie wird dort
Ministerpräsident Mateusz Morawiecki treffen. Sie erinnern sich, dass er
selbst erst vor einigen Wochen zu seinem Antrittsbesuch hier in Berlin zu
Gast war. Gegen 18 Uhr wird die Bundeskanzlerin ihn mit militärischen Ehren
empfangen. Anschließend wird sie mit dem Ministerpräsidenten ein Gespräch
führen. Danach folgt eine Pressekonferenz. Dem schließt sich dann ein
Gespräch mit Staatspräsident Andrzej Duda an. Auf Einladung des
Ministerpräsidenten wird es zum Abschluss ein Abendessen geben.

Am Dienstag, den 20. März, erwarten wir den Besuch des irischen
Premierministers Leo Varadkar im Kanzleramt. Er trifft um 12 Uhr ein und
wird ebenfalls mit militärischen Ehren empfangen. Dann finden ein
Arbeitsmittagessen und anschließend eine Pressekonferenz statt.

Am Mittwoch tagt zur üblichen Zeit um 9.30 Uhr wieder das Bundeskabinett
unter Leitung der Bundeskanzlerin. Sie wird am Mittwoch ab 13 Uhr im
Deutschen Bundestag ihre erste Regierungserklärung nach der Wiederwahl
abgeben.

Am Donnerstag und Freitag treffen sich die Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union in verschiedenen Formaten zum Europäischen Rat. Er
beginnt wie eigentlich immer mit einer Begegnung mit dem Präsidenten des
Europäischen Parlaments, Herrn Tajani. Im Anschluss befasst sich der
Europäische Rat wie im März traditionell üblich mit Wirtschaftsthemen.
Dabei geht es um die Vertiefung des EU-Binnenmarktes, Handelspolitik und
Freihandelsabkommen mit Mexiko, Mercosur, Japan und Singapur. Der Präsident
des Europäischen Rates, Donald Tusk, hat auch angekündigt, dass er zu dem
Zeitpunkt über die von den USA angekündigten Handelsbeschränkungen
diskutieren möchte. Außerdem wird sich der Europäische Rat mit der sozialen
Dimension der Europäischen Union, mit dem Europäischen Semester 2018 sowie
den Vorbereitungen des EU-Westbalkangipfels, der Mitte Mai in Sofia
stattfinden soll, befassen. Am Donnerstagabend gibt es ein Abendessen zu
weiteren Themen der Außenbeziehungen. Zu diesen Themen gehören
beispielsweise die Reaktion der EU auf den Nervengiftanschlag von Salisbury
oder die europäische Politik gegenüber der Türkei.

Am Freitag geht es dann im sogenannten Artikel-50-Format los. Das sind die
27 ohne Großbritannien. Man wird sich über den derzeitigen Stand und die
Entwicklungen bei den Verhandlungen über den Austritt des Vereinigten
Königreichs unterhalten. Der ER wird voraussichtlich auch Leitlinien zu den
zukünftigen Beziehungen mit Großbritannien beschließen. Im Anschluss daran
kommen die Staats- und Regierungschefs im Format des Eurogipfels zusammen.
Das umfasst die 19 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union, die den Euro
als Währung haben. Sie werden sich über die Zukunft der Wirtschafts- und
Währungsunion unterhalten. Dabei wird der Eurogruppenvorsitzende Centeno
über den Stand der Beratungen bei den Finanzministern berichten.

Zu all dem stehen Ihnen Herr Corsepius und ich am Mittwoch der kommenden
Woche gegen 11 Uhr zu einem Briefing hier in der Bundespressekonferenz zur
Verfügung.

Wenn ich noch weitermachen darf, dann möchte ich aufgrund vieler Anfragen
nur ein bisschen zusammenfassend sagen, dass in den vergangenen Tagen, wie
Sie sich vorstellen können, eine große Zahl ausländischer Staats- und
Regierungschefs der Bundeskanzlerin zur Wiederwahl am 14. März gratuliert
haben. Es hat eine ganze Reihe von Telefonaten gegeben, etwa mit dem
türkischen Präsidenten Erdogan, mit Bundeskanzler Kurz aus Österreich, mit
dem kroatischen Ministerpräsidenten Plenkovic, Ministerpräsident Abe aus
Japan, mit dem Präsidenten der Europäischen Kommission, Herrn Juncker, mit
Nato-Generalsekretär Stoltenberg. Sicherlich werden weitere Telefonate
folgen. Darüber werden wir Sie am Montag beziehungsweise zum gegebenen
Zeitpunkt unterrichten.

Ich will aus diesen vertraulichen Gesprächen hier keine großen inhaltlichen
Angaben machen. Ich will nur sagen: Im Telefonat mit Generalsekretär
Stoltenberg ging es neben der Gratulation natürlich vor allem auch um die
Vorbereitung des Nato-Gipfels, der im Juli in Brüssel stattfindet. Beim
Gespräch mit Japans Ministerpräsidenten Abe stand naturgemäß auch die
Situation auf der koreanischen Halbinsel und die Planung eines möglichen
Gipfeltreffens oder Gesprächs zwischen Präsident Trump und Kim Jong-un im
Mittelpunkt. Außerdem ging das Gespräch mit dem japanischen
Ministerpräsidenten natürlich auch um den Zollstreit mit den USA. Mit
Präsident Erdogan besprach die Bundeskanzlerin über die Gratulation hinaus
insbesondere den Stand der deutsch-türkischen Beziehungen und die Lage in
Syrien.

Frage: Herr Seibert, ist beim Telefonat von Frau Merkel mit Herrn Erdogan
auch das Thema des EU-Türkei-Gipfels am 26. März in Bulgarien zur Sprache
gekommen? Ist der Stand weiterhin, dass die EU-Spitzen dorthin kommen, aber
nicht die Staats- und Regierungschefs? Ist das also kein Termin für Frau
Merkel, oder könnte sich daran noch etwas ändern?

StS Seibert: Ich möchte Ihnen, wie gesagt, aus dem vertraulichen Telefonat
nicht viel Weiteres berichten. Die Bundeskanzlerin hat zu früherer
Gelegenheit ja schon gesagt, dass sie es sehr begrüßt, dass es zu diesem
Gipfeltreffen der Spitzen der EU-Institutionen und des türkischen
Präsidenten kommt. Weitere Planungen dazu kenne ich nicht.

Frage: Auch wenn Sie vermutlich keine Details nennen können: Hat die Frage
einer Legitimation des türkischen Angriffs auf Afrin eine Rolle in dem
Gespräch gespielt?

StS Seibert: Die Situation in Syrien hat in ihren verschiedenen Aspekten
eine Rolle gespielt. Ich möchte aus dem Gespräch dennoch nicht mehr
berichten. Wir haben hier ja auch vielfach hierüber gesprochen.

Frage : Da wir schon beim Thema sind: Herr Breul, gibt es schon eine
völkerrechtliche Einschätzung?

Breul: Ich kann gern noch einmal hinzufügen, dass wir angesichts des
Vorgehens der Türkei in der Region Afrin ernste Bedenken haben und dass wir
das der türkischen Seite auf den unterschiedlichsten Ebenen mitteilen. Das
gilt natürlich insbesondere für den Schutz der Zivilbevölkerung und auch
für den Zugang für humanitäre Hilfe, insbesondere natürlich auch für den
Schutz von Minderheiten wie etwa der Jesiden, die Sorgen vor Übergriffen
durch Kräfte haben, die die Türkei unterstützen, wie zum Beispiel
Angehörige der Freien Syrischen Armee.

All diese Bedenken und Fragen kennt die türkische Seite. Wir tragen sie vor
und erwarten von der türkischen Seite Antworten auf diese Bedenken.

Zusatzfrage : Wir erwarten Antworten auf Ihre völkerrechtliche Prüfung des
türkischen Angriffs. Weiß die Bundesregierung mittlerweile, ob das
völkerrechtskonform oder völkerrechtswidrig ist?

Breul: Wir haben schon öfter darüber diskutiert. Ich will es gern für Sie,
aber auch weil es in der Debatte oftmals ein bisschen durcheinander gerät,
noch einmal aufschlüsseln. Wir haben hier zwei unterschiedliche Bewertungen
vorzunehmen. Die eine Bewertung ist sozusagen die nach dem
Selbstverteidigungsrecht. Dazu haben wir hier wiederholt sehr ausführlich
Stellung genommen und unterstrichen, dass sich das, was auch immer die
Türkei unternimmt, im Rahmen des Erforderlichen und Verhältnismäßigen
bewegen muss. Natürlich sind Art und Dauer der Aktion der Türkei Faktoren,
die in diese Bewertung mit einfließen. Zum Stand: Nein, wir sind nicht in
der Lage, das zurzeit abschließend zu bewerten. Aber natürlich fließen, wie
ich es gerade gesagt habe, die Art und die Dauer der Aktivitäten vor Ort in
die Bewertung mit ein. Das ist sozusagen der erste Teil.

Der zweite Teil, der davon zu trennen ist, weil es daran auch gar kein
Deuteln gibt: Das humanitäre Völkerrecht ist einzuhalten. Das haben wir
unterstrichen, das haben alle internationalen Partner unterstrichen; die
Franzosen, mit denen wir am Mittwoch direkt einen Termin hatten, haben das
sehr deutlich unterstrichen. Da ziehen wir also alle am gleichen Strang.
Das humanitäre Völkerrecht ist einzuhalten.

Im Übrigen - das wäre mein letzter Punkt - gilt natürlich das, was wir
schon mehrfach betont haben, fort: Der UN-Sicherheitsrat hat alle Parteien
aufgefordert, in Syrien eine 30-tägige Waffenruhe einzuhalten. Dieser
Forderung haben wir uns angeschlossen, denn die Einstellung aller
Kampfhandlungen und die Rückkehr beziehungsweise das Voranbringen eines
politischen Prozesses ist aus unserer Sicht der beste Weg.

StS Seibert: Da wir schon beim Thema Syrien sind, würde ich gerne noch
einmal etwas zu der Lage in Ost-Ghuta sagen, die einen gar nicht anders als
mit großer Sorge erfüllen kann. Es gibt oder es gab inzwischen tatsächlich
vereinzelt Hilfslieferungen in Teile der belagerten Gebiete; das begrüßen
wir. Es gab auch einige medizinische Evakuierungen; auch das begrüßen wir.
Es sollen Tausende Zivilisten aus dieser umkämpften Region geflohen sein.
Ob sie dort, wohin sie fliehen, versorgt werden beziehungsweise wie sie
dort versorgt werden, ob sie dort Repressionen ausgesetzt sind oder nicht,
können wir nicht beurteilen, dafür haben wir im Moment keine gesicherten
Informationen. Jedenfalls verurteilen wir weiterhin scharf, dass das Regime
mit russischer Unterstützung seine massiven Angriffe auf die
eingeschlossenen Menschen fortsetzt und damit gegen die vom
UN-Sicherheitsrat eingesetzte Waffenruhe - sie wurde gerade erwähnt -
verstößt.

Damit da kein Missverständnis aufkommt: Wir verurteilen auch Beschuss, der
aus dem Rebellengebiet kommt, so etwa den Beschuss von diplomatischen
Einrichtungen in Damaskus oder auch von Wohngebieten in Damaskus. Aber
solcher Beschuss und die Anwesenheit einer kleinen Gruppe von Terroristen
rechtfertigt niemals die russischen und syrischen Angriffe auf Zivilisten,
auf zivile, auf medizinische Infrastruktur.

Was wir also brauchen - und das fordert die deutsche Bundesregierung noch
einmal nachdrücklich -, ist eine unverzügliche Waffenruhe und die Zulassung
humanitärer Versorgung der notleidenden Menschen an ihrem Heimatort. Was
wir nicht erleben möchten, ist das, was es leider in der Vergangenheit
immer wieder zu beobachten gab, nämlich dass sozusagen eine Evakuierung im
Grunde nichts anderes war als eine Massenvertreibung ganzer
Bevölkerungsteile und dass dahinter eine gewisse Regimestrategie steckte.
Das darf sich hier nicht wiederholen.

Frage: Noch einmal zurück zu Afrin: Herr Breul, Sie sprachen eben das
humanitäre Völkerrecht an. Die Lage hat sich ja auch dort in den letzten
Tagen sehr zugespitzt. Was ist denn Ihre aktuelle Einschätzung zu der
humanitären Situation in Afrin? Können Sie vielleicht auch skizzieren,
welche Rolle aus Ihren Erkenntnissen heraus die Türkei dabei spielt?

Breul: Ich kann Ihnen kein detailliertes Lagebild geben, weil wir, wie Sie
wissen, in Syrien diplomatisch nicht vertreten sind und dementsprechend
auch immer auf die Erkenntnisse angewiesen sind, die uns von anderen
mitgeteilt werden. Lassen Sie mich nur so viel sagen: Wir sehen das mit
großer Sorge. Oberste Priorität hat aus unserer Sicht der Schutz von Leib
und Leben der Zivilbevölkerung. Eine dauerhafte Belagerung Afrins oder gar
ein Häuserkampf würde die Zivilbevölkerung schlimmsten Belastungen
aussetzen. Daher können wir nur an die türkische Seite, aber natürlich auch
an alle anderen Beteiligten der Kampfhandlungen mit dem größten Nachdruck
appellieren, es nicht dazu kommen zu lassen.

Frage: Völkerrechtskonform wäre der Angriff der Türkei ja dann - Sie sagten
es -, wenn das Recht auf Selbstverteidigung in Anspruch genommen werden
könnte. Das würde aber einen identifizierbaren militärischen Angriff aus
ebendieser Region voraussetzen. Liegen der Bundesregierung irgendwelche
Erkenntnisse darüber vor, dass ein solcher Angriff stattgefunden hätte, auf
den man sich völkerrechtlich beziehen könnte?

Breul: Verzeihen Sie mir, aber ich weiß nicht, ob wir diese Debatte hier
jetzt noch einmal in der ganzen Länge ausbreiten müssen. Ich habe hier
wiederholt vorgetragen, was hinsichtlich der Raketenangriffe und des
Beschusses, bei dem Menschen zu Tode gekommen sind - es gab insgesamt 700
solcher Vorfälle - die Argumentation der Türkei ist, die Sie auch beim
VN-Sicherheitsrat eingegeben hat. Es ist vollkommen klar - und das haben
wir auch betont -: Die Türkei hat ein legitimes Interesse an der Sicherheit
ihrer Grenzen, ihres Grenzgebiets und der Bevölkerung. Darauf beruft sich
die Türkei. Letztlich kann man das beurteilen - auch das haben wir schon
wiederholt gesagt -, wenn man ein vollständiges Lagebild hat, und - das
habe ich gerade betont und ich wiederhole es gerne noch einmal - dabei
spielt natürlich auch die Notwendigkeit, die Verhältnismäßigkeit der
türkischen Reaktion auf diese Angriffe eine Rolle.

Zusatzfrage: Ich betrachte das eigentlich weniger als eine Debatte als eine
Befragung. Der Grund für diese Befragung ist ja, dass sich zum Beispiel der
wissenschaftliche Dienst des Bundestages in der jüngeren Vergangenheit
ebenfalls mit den Materialien beschäftigt hat und festgestellt hat, dass es
diese hinreichenden Belege nach seiner Untersuchung nicht gäbe. Deswegen
ist, finde ich, die Frage an die Bundesregierung legitim: Haben Sie Belege
dafür, dass sich die Türkei in dieser Frage tatsächlich auf das Völkerrecht
beziehen kann? Das ist keine Debatte.

Breul: Was ich damit sagen wollte, ist, dass wir darüber - auch über das
wissenschaftliche Gutachten - ja bereits ausführlich diskutiert haben. Ich
habe unseren Stand der Bewertung gerade dargestellt, und dem habe ich jetzt
nichts mehr hinzuzufügen.

Frage : Nur damit ich es jetzt auch wirklich hundertprozentig richtig
verstanden habe: Sie haben uns nicht mitzuteilen, dass Sie eigene
Erkenntnisse sozusagen zum Gehalt der türkischen Darstellung haben?

Breul: Entschuldigung, diese Frage verstehe ich nicht ganz.

Frage : Dann frage ich noch einmal anders: Hat die Bundesregierung eigene
Erkenntnisse über den Gehalt der Darstellung, auf die sich die Türkei
bezieht?

Breul: Nein, wir sind vor Ort nicht vertreten. Ich habe aber auch gesagt:
Wir sind im laufenden Gespräch mit der türkischen Regierung und wir stellen
die kritischen Fragen und erwarten darauf Antworten. Wenn Sie das als
eigene Erkenntnis bewerten wollen, dann können Sie das natürlich tun. Wir
bleiben da auch dran.

Zusatzfrage : Wenn Sie die Informationen von türkischer Seite bekommen,
dann ist das natürlich keine eigene Erkenntnis. Die Frage ist einfach nur,
ob Sie wirklich ureigene deutsche Erkenntnisse dazu haben. Die Türkei ist
ja ein Nato-Partner, insofern kann es ja auch sein, dass Sie Informationen
von Verbündeten bekommen. Eigene deutsche Erkenntnisse zu dem Gehalt der
türkischen Darstellung haben Sie aber nicht?

Breul: Für den Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts kann ich Ihnen sagen:
Wir sind derzeit in Syrien diplomatisch nicht vertreten.

Frage : Herr Breul, Sie scheinen ja über die Situation in Ost-Ghuta recht
gut informiert zu sein - jedenfalls so weit, dass Sie kommentieren können,
was dort passiert, und das militärische Vorgehen der Regierung verurteilen
können. Wieso haben Sie da die Informationen, die Sie in Afrin nicht haben?
Da werden ja auch Zivilisten umgebracht, dafür gibt es Beweise. Heute
Morgen sind wieder 20 Zivilisten durch einen Luftschlag umgekommen.

Breul: Ich weiß nicht, ob ich Ihre Analyse teile. Ich habe ja gerade sehr
lang zu Afrin gesprochen; meines Erachtens habe ich noch gar nicht zu
Ost-Ghuta gesprochen. Nichtsdestotrotz teile ich zu 100 Prozent, was Herr
Seibert hier gerade für die Bundesregierung vorgetragen hat.

Ich weiß also nicht, ob das, was Sie sagen, stimmt. Natürlich äußern wir
uns zu der Lage in Afrin. Ich habe sogar - was wir ja in der Regel nicht
tun - Stellung dazu genommen, was passieren könnte und wie wir etwas
bewerten würden. Für uns ist der Schutz der Zivilbevölkerung wichtig, und
wir unterstreichen das, was der UN-Sicherheitsrat gefordert hat: Den
Menschen in Syrien ist am besten gedient, wenn die Waffen schweigen und wir
zu einem Dialog und zu einem politischen Prozess kommen.

Zusatzfrage : Es ging mir darum, woher Sie Ihre Erkenntnisse zu der einen
Situation erhalten, wenn Sie zur anderen Situation nichts haben.

Breul: Ich kann das wiederum nicht teilen. Ich habe nicht gesagt "Wir haben
nichts", vielmehr habe ich gesagt "Wir sind diplomatisch nicht vertreten".
Dementsprechend sind keine Mitarbeiter des Auswärtigen Amts vor Ort, um ein
eigenes Lagebild zu haben. Das gilt in Afrin genauso wie in Ost-Ghuta.
Natürlich haben wir andere Erkenntnisquellen und befinden uns in
Gesprächen, um uns ein Bild der Lage vor Ort zu machen. Das eine schließt
das andere ja nicht aus.

Frage : Jetzt haben wir ja einen neuen Außenminister. Sind für den die
völkerrechtliche Prüfung und der Abschluss dieser Prüfung ein
Herzensanliegen? Wann können wir mit dem Abschluss dieser Prüfung rechnen?
Wir warten jetzt ja schon zwei Monate.

Breul: Sie stellen das ja immer so dar, als würden wir sozusagen da sitzen
und die Arbeit verschleppen.

Zusatz : Ja.

Breul: Fakt ist doch: Es ist eine Lage, die sich entwickelt, und auch die
Entwicklung der Lage - das habe ich hier schon mehrfach vorgetragen -
fließt ein in die völkerrechtliche Bewertung. Solange das sozusagen so ist,
begrüße ich Ihre Rückfrage, aber das ist jetzt nichts, was in fünf Minuten
oder in zehn Minuten fertig wäre; vielmehr ist das ein hochkomplexer
Vorgang, zu dem wir uns auch im Austausch mit unseren internationalen
Partnern beraten. Da bleiben wir weiter dran, das kann ich Ihnen zusichern.

Zusatzfrage : Die Frage war ja, wann wir mit einer endgültigen
Vervollständigung der Prüfung rechnen können.

Breul: Darauf habe ich gerade geantwortet.

Frage : Herr Breul, habe ich Sie da richtig verstanden: Die Antwort auf die
Frage nach der Bewertung der Lage werden Sie erst geben, wenn die Lage
vorbei ist? Sie haben ja gesagt, Sie könnten die Bewertung noch nicht
geben, weil es in Afrin noch eine Lage gibt.

Breul: Nein, das haben Sie falsch verstanden. Was ich gesagt habe und
gerade noch einmal ausführlich dargelegt habe, ist, dass natürlich das
Selbstverteidigungsrecht, auf das sich die Türkei beruft, völkerrechtliche
Schranken hat, und diese Schranken bestehen auch darin, dass sozusagen eine
Notwendigkeit besteht, dass eine Verhältnismäßigkeit besteht, und in
Schlussfolgerung dessen fließen Art und Dauer der militärischen Aktion
natürlich in die völkerrechtliche Bewertung, in diese Einordnung ein. Das
heißt aber nicht, dass das erst dann passiert, wenn diese Aktion beendet
ist.

Zusatzfrage : Ihre Beurteilung, ob das rechtmäßig war oder nicht, hängt
also auch von der Dauer des Einsatzes ab? Zwei Monate sind okay, drei oder
vier nicht?

Breul: Die Bewertung von Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit einer
bestimmten Aktion hängt von Art und Dauer der Aktion ab, ja.

Frage : Herr Seibert, gab es unter den Gratulanten der Bundeskanzlerin zu
ihrer Wahl auch ein Schreiben, eine Post oder einen Anruf aus Moskau?

StS Seibert: Einen Anruf gab es nicht, sonst hätte ich Ihnen das ja
vorgetragen. Ich kann hier über Schreiben ehrlich gesagt nicht abschließend
Auskunft geben, das müsste ich nachreichen. Ich habe aber auch gesagt: Es
werden natürlich weitere Telefonate, weitere Kontakte folgen.

Frage: Herr Seibert, eine Frage zum Thema Reise nach Polen: Genau an diesem
Tag vor einem Monat war der polnische Premierminister in Berlin. Jetzt
fährt die Kanzlerin nach Warschau. Gibt es da neue Themen zu besprechen?

StS Seibert: Zunächst einmal ist es ihr Antrittsbesuch in Warschau nach der
Wiederwahl, und die Tatsache, dass erneuet eine der allerersten Reisen
direkt nach der Reise nach Paris nach Warschau geht, soll auch
symbolisieren, welch große Bedeutung das deutsch-polnische Verhältnis für
uns hat - diese Freundschaft, diese Nachbarschaft, diese enge Partnerschaft
in der EU und in der Nato ist für uns so bedeutend. Wir werden als
Bundesregierung alles tun - wie auch in den vergangenen Jahren -, um diese
Beziehung auf staatlicher, politischer Seite, aber vor allem auch auf der
Ebene der Völker beider Seiten positiv weiterzuentwickeln. Das, denke ich
einmal, steht im Vordergrund. Sie können sich vorstellen, dass darüber
hinaus die europäischen Themen, die es im Moment im Vorfeld des kommenden
Europäischen Rates ohnehin zu diskutieren gibt, eine Rolle spielen werden.
Ich will den Gesprächen jetzt aber nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Welche Erwartungen haben Sie als neue Bundesregierung an die
Zusammenarbeit mit der Regierung in Polen für die nächsten Jahre?

StS Seibert: Ich glaube, dass es grundsätzlich falsch wäre, vor einem
Antrittsbesuch, der der Freundschaft und Partnerschaft dienen soll, hier
jetzt eine Liste von Erwartungen auszudrücken. Wir haben ein sehr
intensives, reges, lebendiges Verhältnis unserer beiden Staaten. Das muss
und soll weiterentwickelt werden, dazu haben sich beide Seiten auch
bekannt. Wir haben Themen auf der europäischen Ebene, und es ist allen
bekannt, dass wir da durchaus auch Meinungsverschiedenheiten haben. Die
werden wir aber immer nur im Gespräch miteinander überwinden können.

Frage: Herr Seibert, gab oder gibt es wie letztes Mal Pläne, dass sich Frau
Merkel mit dem PiS-Vorsitzenden Kaczynski trifft?

StS Seibert: Nein, es ist ein Antrittsbesuch bei dem Ministerpräsidenten
Morawiecki und anschließend auch noch ein Gespräch bei Staatspräsident Duda
geplant.

Frage : Auch zum Thema Gratulationen und Kontakte: Ich vermisste die
Erwähnung von Herrn Trump. Hat der sich gemeldet, hat der geschrieben? Gibt
es da einen Antrittsbesuch der Kanzlerin, oder hofft man noch, dass er sich
vielleicht meldet?

StS Seibert: Unter den Telefonaten haben Sie ihn nicht gefunden, weil ein
solches Telefonat seit der Wiederwahl - jetzt erinnern wir uns einmal bitte
kurz daran, dass die gerade 48 Stunden her ist - noch nicht stattgefunden
hat. Die deutsch-amerikanischen Beziehungen sind absolut zentral für unsere
Außenpolitik, und das werden sie auch in dieser Legislaturperiode und für
diese Bundesregierung weiter bleiben. Das wird sich natürlich auch in
Gesprächen und Kontakten ausdrücken.

Zusatzfrage : Gibt es schon Pläne für einen Antrittsbesuch?

StS Seibert: Sie kennen uns: Die Bekanntgabe von Terminen findet immer am
Ende der Vorwoche statt.

Frage: Herr Seibert, wird am kommenden Mittwoch ein Vertreter der
Bundesregierung zum Requiem, zur Beisetzung von Kardinal Lehmann nach Mainz
fahren?

StS Seibert: Ich kann Ihnen das jetzt nicht mit letzter Sicherheit sagen.
Wie Sie wissen - ich habe es am Mittwoch ja auch vorgetragen -, finden am
Mittwoch erstens eine Sitzung des Bundeskabinetts und zweitens dann auch
die Regierungserklärung statt. Das heißt, die Bundeskanzlerin wird
jedenfalls nicht fahren. So groß der Respekt vor dem Kardinal und so groß
die Zuneigung zu ihm auch war - das hat sich ja auch in vielen
Trauerbotschaften ausgedrückt -: Ich denke, für die meisten Minister wird
am Mittwoch Berlin der Dienstort sein. Es ist, glaube ich, vorgesehen - ich
bin mir aber nicht sicher, dass ich Ihnen das jetzt schon mit den richtigen
Daten sage -, dass es auch hier in Berlin noch einmal einen
Trauergottesdient geben wird, um des verstorbenen Kardinals Lehmann zu
gedenken. Die Bundeskanzlerin hat, wenn Sie sich erinnern, wenige Stunden
nach Bekanntwerden seines Todes eine Erklärung abgegeben, die von großem
Respekt geprägt war.

Frage: Herr Seibert, wie besorgt ist die Bundesregierung über die jüngsten
Angriffe auf Moscheen und Gebetsräume von Muslimen in Deutschland?

StS Seibert: Solche Angriffe sind - ganz unabhängig davon, wer sie verübt -
sehr streng zu verurteilen. Es ist eines der Grundrechte in unserem Land -
Artikel 4 unseres Grundgesetzes -, dass die ungestörte Religionsausübung
gewährleistet ist, und solch ein Angriff - da machen wir gar keinen
Unterschied, ob ein Angriff einer Kirche, einer Synagoge, einer Moschee
oder einem Tempel gilt - ist nie zu rechtfertigen, ist eine widerwärtige
Tat. Die Täter müssen ermittelt und bestraft werden.

Zusatzfrage: Wie konsequent will die Bundesregierung gegen solche Angriffe
jetzt vorgehen?

StS Seibert: Zunächst einmal ist es ja eine Sache der Sicherheitsbehörden
und der Justiz, gegen so etwas vorzugehen, und zwar am besten, indem man
Täter ermittelt und der Justiz zuführt. Die Bundesregierung muss klar
machen - und das tut sie, das hat sie in der Vergangenheit auch getan -,
dass es bei uns nie irgendeine Form von Toleranz für solche Angriffe geben
kann, egal von welcher Seite sie kommen. Wir haben uns sehr deutlich
geäußert, wenn rechtsextremistische gewaltbereite Menschen Moscheen
angegriffen haben. Wir müssen das ganz genauso tun, wenn die Tätergruppe
möglicherweise eine andere ist.

Dimroth: Ich möchte im Namen des Bundesinnenministers Horst Seehofer das,
was Herr Seibert gesagt hat, hier noch einmal ausdrücklich unterstreichen.
Auch Herr Seehofer verurteilt diese Vorgehen und diese Vorkommnisse auf das
Schärfste. Auch der Innenminister hat sehr deutlich gemacht und ist sehr
klar davon überzeugt, dass es hier eine Politik von null Toleranz geben
muss. Wir können keine Straftaten jedweder Natur dulden, aber erst recht
nicht politisch motivierte, erst recht nicht auf Gebetshäuser, erst recht
nicht auf friedlich ihre Religionsfreiheit auslebende Menschen in unserem
Land. Insofern ist jede dieser Straftaten eine zu viel, und auch der
Innenminister fordert die zuständigen Behörden hier zur maximalen
Konsequenz im Vorgehen gegen diese Straftaten und in der Verfolgung von
solchen Straftaten auf.

Zusatzfrage: Statt die Angriffe zu verurteilen, kommt vom
Bundesinnenminister, Herrn Seehofer, heute die Aussage, der Islam gehöre
nicht zu Deutschland. Wie bewertet die Bundeskanzlerin diese Aussage? Steht
diese Aussage des Bundesinnenministers nicht im Widerspruch zur Haltung der
Bundeskanzlerin, die ja stets betont hat, der Islam gehöre zu Deutschland?
Oder hat sich das Verhalten der Bundeskanzlerin zu dieser Frage inzwischen
geändert?

StS Seibert: Zunächst einmal, weil Sie Ihre Frage so einleiten: Damit da
absolute Klarheit besteht: Jeder in der Bundesregierung, diese gesamte
Bundesregierung, verurteilt Angriffe auf Moscheen und andere islamische
Einrichtungen. Das hat der Innenminister getan, das habe ich für die
Bundeskanzlerin getan. Es steht für uns alle außer jeder Frage, dass es da
keinerlei Toleranz geben kann.

Nun zu Ihrer eigentlichen Frage: Die verschiedenen Äußerungen der
Bundeskanzlerin zu diesem Thema sind Ihnen bekannt, dazu haben wir hier
häufig vorgetragen und die stehen auch für sich. Deutschlands historische
Prägung ist natürlich eine christliche, sie ist eine jüdische, aber
inzwischen leben in Deutschland Millionen von Muslimen. Auf der Basis
unserer Werte und Rechtsordnung gehört auch deren Religion, gehört auch der
Islam inzwischen zu Deutschland. Worauf es ankommt, ist die Politik, die
wir in dieser Regierung machen und die wir auch in der Vorgängerregierung
bereits gemacht haben, und es sind die Menschen, die im Mittelpunkt dieser
Politik stehen: eine Politik, in der, wie es das Grundgesetz vorgesehen
hat, jeder Bürger Religionsfreiheit genießt, in der jede Religion Achtung
und Respekt - und zwar unabhängig von den Glaubensrichtungen - genießt. Wir
haben in Deutschland die Islamkonferenz, die Bundesinnenminister Schäuble
2006 in der ersten Großen Koalition eingeführt hat. Sie ist eine wichtige
Einrichtung und soll fortgeführt werden. In einem Interview des neuen
Innenministers heißt es: Sie wird, wo nötig, auch ausgebaut. Genau da kann
alles miteinander auf der Basis großen Respekts voreinander besprochen
werden. Man wird überhaupt nur etwas erreichen, wenn man miteinander
spricht. Das ist der Ansatz dieser Bundesregierung.

Frage : Herr Seibert, angesichts brennender Moscheen: Findet die Kanzlerin
es hilfreich, dass sich der Innenminister gerade zu so einer Zeit negativ
über eine riesengroße Religionsgruppe äußert?

StS Seibert: Ich habe dazu das gesagt, was für die Bundeskanzlerin wichtig
ist und was auch unsere Arbeit als Bundesregierung insgesamt prägt: der
große Respekt vor den Menschen, vor den muslimischen Menschen, die hier
leben, und die Bemühungen, mit ihnen zusammen in einem harmonischen
Verhältnis zu leben, immer wieder das Gespräch, den Austausch und den
Ausgleich zu suchen.

Frage : Herr Seibert, da Sie gerade noch einmal die Position der
Bundeskanzlerin bekräftigt haben, die im Gegensatz zu der Position
beziehungsweise jedenfalls zu den Zitaten von Herrn Seehofer steht: War das
jetzt eine öffentliche Zurechtweisung von Herrn Seehofer zwei Tage nach
Amtsantritt, oder kann er bis zur Bayernwahl weiterhin seine eigene Meinung
zu solchen großen Themen kundtun?

An das Heimatministerium: Jetzt haben ja einige Islamexperten und
Terrorismusexperten gesagt, solche Aussagen wäre das perfekte
Rekrutierungstool für Dschihadisten. Sie haben ja auch ein paar Experten im
Ministerium. Können die da irgendwie beschwichtigen?

StS Seibert: Ich bin gerade nach der Haltung der Bundeskanzlerin gefragt
worden. Ich habe die Haltung der Bundeskanzlerin vorgetragen und habe im
Übrigen das vorgetragen, was uns alle - und da gibt es überhaupt keinen
Zweifel - hier miteinander vereint, wenn es um ein gutes Zusammenleben der
verschiedenen Glaubensrichtungen und der verschiedenen Gläubigen in diesem
Lande geht. Das ist die Haltung der Bundesregierung, und die kann man
genauso auch aus dem Interview, auf das Sie jetzt anspielen, herauslesen;
auch darin geht es um Respekt, um Achtung, um den Dialog.

Dimroth: Zunächst einmal darf ich Sie vielleicht darauf hinweisen, dass der
richtige Name des BMI - die Abkürzung bleibt im Übrigen bestehen; das macht
es für Sie vielleicht einfacher - Bundesministerium des Innern für Bau und
Heimat ist. Ich wäre also dankbar, wenn wir insoweit korrekt bei der
Terminologie bleiben könnten und würden - das nur vor die Klammer gezogen.

Das andere schließt letztlich an die Fehldeutung an, die auch der Kollege
gerade vorgetragen hat. Es ist manchmal vielleicht verlockend, einen Satz
herauszugreifen, dafür habe ich volles Verständnis - insbesondere in Zeiten
voller Terminkalender. Es lohnt sich aber eben schon, sich das gesamte
Interview anzuschauen, und da werden Sie eine Reihe von Stellen finden, die
das Ganze in ein sehr viel detailreicheres Bild gießt und damit eine solche
wie von Ihnen gerade vorgenommene Ausdeutung eigentlich keinerlei Grundlage
findet. Insofern bin ich schon bei Ihrer Analyse nicht auf Ihrer Seite,
sodass ich sozusagen die daran anknüpfende Sachfrage schlichtweg nicht
beantworten kann, weil ich die Grundlage nicht für gegeben sehe. Es gibt,
wie gesagt, eine Reihe von Äußerungen - die auch Herr Seibert gerade schon
aufgegriffen hat -, die sehr deutlich machen, dass es eben um sehr viel
mehr geht als um diesen einen Satz.

Frage : An Herrn Seibert und auch an Herrn Dimroth: Wird von der Kanzlerin
oder vom Innenminister erwogen, einmal eine Moschee zu besuchen, sozusagen
als symbolischer Akt der Solidarität mit Blick auf Angriffe?

Herr Dimroth, welchen Charakter sollte aus der Sicht des neuen
Bundesinnenministers die Islamkonferenz künftig haben? Der letzte
CSU-Bundesinnenminister Friedrich hatte damals ja dafür plädiert, daraus
mehr oder weniger eine Art Sicherheitskonferenz zu machen, was dann zu
erheblichen Spannungen mit den muslimischen Verbänden und auch zu dem
Rückzug einzelner Vertreter geführt hat. Was schwebt Herrn Seehofer da vor?

StS Seibert: Über Terminpläne kann ich hier nicht berichten; das würden wir
dann immer rechtzeitig tun. Die Solidarität der Bundeskanzlerin und der
Bundesregierung mit muslimischen Gläubigen, deren Synagogen oder deren
Einrichtungen in den vergangenen Tagen und Wochen angegriffen worden sind,
steht fest, und genau deswegen habe ich mich hier noch einmal so geäußert,
wie ich das getan habe.

Dimroth: Wie gesagt, der Minister hat in dem Interview ja selbst etwas zu
der Frage der Fort- und möglicherweise Weiterentwicklung der Deutschen
Islamkonferenz und auch der Bedeutung, die er dieser Institution beimisst,
gesagt. Er hat auch gesagt, dass wir gegenseitiges Verständnis und
Rücksichtnahme brauchen. Das sind vielleicht auch für Sie erste
Anhaltspunkte, wie er sich diese Fort- und gegebenenfalls Ausgestaltung
vorstellt. Sie werden Verständnis haben, dass sozusagen an Tag eins des
neuen Amtes jetzt noch kein fertiges Konzept vorliegt. Sie können den
Worten aber entnehmen, dass, wie gesagt, der Wille sehr stark und
ausgeprägt ist, dieses Forum - und das setzt natürlich, wie er ausdrücklich
sagt, gegenseitigen Respekt und Verständnis voraus - eben ein dialogisches
Forum sein soll und keines, in dem man Themen einseitig vorgibt und damit
möglicherweise die Dialogbereitschaft auf der anderen Seite schon von
vornherein minimiert.

Frage: Herr Seehofer sagt: Deutschland ist vom Christentum geprägt worden,
das ist also die Kultur. Wird Deutschland im Jahr 2018 vom Islam geprägt?

Zweite Frage: Eine Moschee steht nicht exterritorial da, sondern sie steht
auf deutschem Boden. Gehört eine brennende Mosche zu Deutschland?

Dimroth: Ich finde beide Fragen etwas unbotmäßig und unnötig zugespitzt.
Ich bin auch nicht bereit, sie zu beantworten. Das können Sie bei
Gelegenheit sicher dann auch mit dem Bundesinnenminister selber
diskutieren, wenn Sie das mögen.

Der Bundesinnenminister hat, wie gesagt, sehr deutlich gemacht, dass er die
hier lebenden Muslima und Muslime als zu Deutschland gehörig ansieht. Wir
beide - der Regierungssprecher und ich - haben hier sehr deutlich gemacht,
dass, wenn hier eine Moschee brennt, das absolut zu verurteilen ist und es
unter keinem Gesichtspunkt eine Rechtfertigung geben kann. Ich glaube, das
ist das Entscheidende.

Dass derzeit solche Übergriffe stattfinden, ist bittere Realität. Das ist
aber, wie gesagt, auf das Schärfste zu verurteilen und zurückzuweisen. Das
kann man nicht oft genug wiederholen.

Ich denke, mehr kann ich an der Stelle hier zu Ihren Fragen nicht
beitragen.

Frage: Wusste die Bundeskanzlerin, wie der Bundesinnenminister sich in dem
Interview zum Islam geäußert hat?

Die zweite Frage: Wie steht die neue Integrationsbeauftragte zu der Frage,
ob der Islam zu Deutschland gehört oder nicht?

StS Seibert: Sie weiß es. Deswegen habe ich ja heute auch hier Fragen
bekommen und Antworten gegeben.

Zusatz: Die Frage war, ob sie es vorab wusste.

StS Seibert: Über die internen Informationswege brauche ich hier keine
Auskunft zu geben. Die Haltung ist klar.

Frage : Es tut mir leid, aber ich muss auf den Satz, Herr Dimroth, den Sie
so unvollständig und möglicherweise fehlleitend empfinden, doch noch einmal
zurückkommen. Der ehemalige bayerische Ministerpräsident und heutige
Innenminister ist ein erfahrener Mann. Er wusste - jedenfalls konnte er
sich das ausrechnen -, was die Schlagzeile seines Interviews sein wird. Von
daher interessiert mich der Vollständigkeit halber auch, weil die Regierung
eine neue ist, was denn der Vizekanzler dazu anzumerken hat. Wir sprechen
hier von Politikern der Unionsseite. Es gibt ja da ein Spannungsfeld, das
in der Regierung ein größeres ist. Hat der Vizekanzler eine Meinung dazu?

Blankenheim: Ich kann Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt zu dem Thema nichts
sagen. Der Minister ist heute früh zu Gesprächen mit seinem Amtskollegen
Bruno Le Maire nach Paris aufgebrochen. Dort gibt es eine Pressebegegnung,
bei der Sie sicherlich Gelegenheit haben werden, die Frage zu stellen.

Frage : Herr Dimroth, ich versuche zu verstehen, ob dieser eine Satz, über
den ja offensichtlich verschiedene Ansichten bestehen, Auswirkungen auf die
konkrete Politik hat. Oder ist das einfach eine Meinungsäußerung, die aber
folgenlos ist, wenn es um die Frage geht, wie wir mit Muslimen im Land
umgehen? Sagt man das einfach, aber daraus folgt nichts?

Dimroth: Tatsächlich ist es in der Person von Horst Seehofer nicht neu,
dass er diese Meinung hat. Insofern ist es jetzt qualitativ neu, dass er
die noch einmal als Innenminister wiederholt hat. Das leitet Sie aber auf
den Kern meiner Antwort hin: Es handelt sich selbstverständlich um eine
Meinungsäußerung des Bundesinnenministers, der an anderen Stellen dieses
Interviews - -

Ich will nicht verhehlen, dass man möglicherweise hätte vorhersehen können,
welche drei Zeilen herausgegriffen werden. Das ändert aber doch nichts
daran, dass man einen Text in Gänze lesen muss, wenn man wirklich ein
Werturteil darüber treffen will. Das finde ich, ehrlich gesagt, etwas
holzschnittartig zurückgespielt.

Noch einmal: Es ist natürlich eine Meinungsäußerung. Der Folgesatz macht
auch klar, dass er das sozusagen im Sinne einer Prägung meint. Die
folgenden Sätze machen klar, dass daraus mitnichten eine Neuordnung der
Politik insgesamt folgt. Ganz im Gegenteil. Er will die deutsche
Islamkonferenz fortsetzen, hält sie für wichtig, hält sie für einen
zentralen Bestandteil im Dialog mit den hier lebenden Muslimen. Er
respektiert selbstverständlich auch vollständig, dass diejenigen, die hier
leben, zu Deutschland gehören. Insofern gehört es eben, wenn man über eine
Deutung dieses Interviews spricht, doch dazu, mehr als einen Satz zu lesen.
Ich finde, das kann man schon einfordern.

Also: Es ist eine Meinungsäußerung des Bundesinnenministers, die in seiner
Person nicht neu ist. Ich glaube auch, jeder Minister hat jedes Recht, sich
zu bestimmten Fragen eine Meinung zu bilden, darüber Auskunft zu geben,
dann aber auch sozusagen die Gelegenheit zu nutzen, klarzumachen, was das
für die konkrete Politik bedeutet. Das habe ich hier jetzt mehrfach
vorgetragen. Er setzt ganz klar auf den Dialog. Er setzt ganz klar auf
Verständnis und Respekt der hier lebenden Andersgläubigen - egal, welchen
Glaubens. Er setzt ganz klar auf null Toleranz gegenüber all denjenigen,
die hetzen, gegenüber all denjenigen, die brandschatzen, gegenüber all
denjenigen, die Moscheen angreifen. Hier muss der Staat klare Kante zeigen.

Zusatz : Herr Dimroth, kurze Nachfrage. Mir ist schon klar, dass Herr
Seehofer das schon öfter gesagt hat. Nur sagt er es jetzt in einer
Position, die ihm eine ganz andere Macht beschert als die Position, die er
vorher hatte. Deswegen ist natürlich die Frage, ob das irgendwelche
konkreten politischen Auswirkungen hat, eine andere als vorher.

Dimroth: Die habe ich Ihnen ja gerade beantwortet. Ob die Wertung, was die
Machtfrage anbetrifft, von allen Beteiligten geteilt würde, lasse ich
einmal dahingestellt sein. Was jedenfalls die Ausdeutung für konkrete
politische Handlungen betrifft, denke ich, dass ich Ihnen das gesagt habe,
was ich Ihnen sagen kann.

Frage: Es gibt ja doch eine inhaltlich andere Positionierung zwischen den
beiden Sätzen. "Der Islam gehört zu Deutschland", "Der Islam gehört nicht
zu Deutschland" - das sind zwei sehr unterschiedliche Positionen.
Deutlicher kann Sprache nicht sein. Bedeutet Ihr Versuch, Herr Dimroth, das
jetzt zu kontextualisieren, dass das, was Herr Seehofer unter diesem Satz
versteht, das Gleiche ist, was Herr Seibert oder die Bundeskanzlerin, die
er damit noch einmal zitiert hat, unter dem Satz "Der Islam gehört zu
Deutschland" versteht? Wenn Herr Seehofer im Kontext "Der Islam gehört
nicht zu Deutschland" sagt, meint er dann damit das Gleiche, als wenn die
Bundeskanzlerin "Der Islam gehört zu Deutschland" sagt? Zwei Sätze, eine
Meinung?

Dimroth: Ich glaube, wir können das ein gutes Stück weit abkürzen. Ich habe
mitnichten versucht, irgendetwas zu kontextualisieren. Dieser Satz steht in
einem Kontext. Darauf habe ich hingewiesen und darum gebeten, diesen
Kontext zur Kenntnis zu nehmen, wenn man sich ein Urteil bildet. Ich denke,
das ist, wie gesagt, nicht zu viel verlangt. Das ist aber keine Neudeutung
von mir. Die Worte, die der Minister gewählt hat, stehen für sich, wie das
immer ist. Ich habe nur darauf hingewiesen, dass er mehr als diesen einen
Satz gesagt hat. Dementsprechend habe ich keinen Kontext hinzugefügt,
sondern der Minister hat Kontext hinzugefügt.

Noch einmal: Ich finde es eigentlich nur anständig, wenn man diesen Kontext
zur Kenntnis nimmt. Was Sie dann daraus für eine Wertung machen, was auch
Ihre Frage konkret betrifft, das kann ich Ihnen leider nicht abnehmen. Ich
kann Sie nur darauf hinweisen und darum bitten, einen Text in Gänze zu
lesen, bevor man vorschnell zu dem einen oder anderen Urteil kommt.

Zusatzfrage: Darf ich dann eine Frage an Herrn Seibert stellen: Ist es,
nachdem noch einmal auf den Kontext hingewiesen wurde, so, dass die
Bundeskanzlerin mit dem Satz "Der Islam gehört nicht zu Deutschland" in
einer solchen Auslegung kein Problem hätte?

StS Seibert: Ich habe zu diesem Thema alles beigetragen, was ich heute
beitragen kann.

Frage : Herr Dimroth, ich würde es gerne verstehen, weil Sie eben so viel
Wert auf Terminologie gelegt haben. Wenn ich es richtig verstanden habe,
plant der Bundesminister des Innern für Bau und Heimat in Zukunft, die
Islamkonferenz wieder weiter zu beleben, weiter zu führen und vielleicht
auch zu intensivieren. Das habe ich auch dem Kontext entnommen. Jetzt habe
ich nur ein kleines Problem. Wenn jemand sagt, "Der Islam gehört nicht zu
Deutschland, die Muslime aber schon", dann verstehe ich nicht ganz, was
eine Islamkonferenz sein soll, wenn diese gar nicht zu Deutschland gehören.
Werden wir alle eine Umbenennung erleben? Wie wollen sie damit umgehen?

Dimroth: Das ist jetzt sozusagen sehr feinsinnig aufgearbeitet. Ich glaube
aber, mit dem Problem muss ich Sie vermutlich allein ins Wochenende gehen
lassen. Ich hatte Ihnen gesagt, was die inhaltliche Positionierung
bedeutet, wie wichtig dem Bundesinnenminister der Dialog ist. Das ist im
Übrigen genauso wenig neu wie dieser Satz, den er hier formuliert hat, dass
er immer auf Dialog gesetzt hat, dass für ihn dieses Format von zentraler
Bedeutung und für ihn ein großer Schatz in dem institutionalisierten Dialog
mit der Religion mit den hier gläubig Lebenden und auch mit den sie
vertretenden Institutionen ist. Aber ob das möglicherweise auch eine neue
Namensgebung ergibt, glaube ich nicht. Es ist ein etablierter Name, der für
alle Beteiligten sozusagen seinen Wert hat. Deswegen sehe ich jetzt
eigentlich nicht die Notwendigkeit.

Noch einmal: Am Tag zwei sozusagen fertige Konzepte einschließlich
möglicher Terminologie zu erwarten, wäre vielleicht doch etwas voreilig.

Zusatzfrage : Das heißt, mit Stand heute gehört die Islamkonferenz zum
Geplanten dessen, was der Bundesminister des Innern für Bau und Heimat
vorhat?

Dimroth: Ich kann gerne noch einmal, wenn Sie mögen, den Satz aus dem
Interview wiederholen. Dann wird mir ihr Kollege wieder vorwerfen, ich
versuche durch Kontextualisierung irgendwelche Umdeutungen herbeizuführen.
"Frage: Brauchen wir wieder eine Islamkonferenz? Antwort: Unbedingt! Die
Islamkonferenz ist mir wichtig."

Frage : Jüdische Einrichtungen werden in Deutschland bewacht und besonders
geschützt. Kommt es für die Bundesregierung infrage, die
Sicherheitsbehörden der Bundesländer - ich weiß, das ist Ländersache -
dabei zu unterstützen oder aufzufordern oder zu ermutigen, zum Beispiel
Moscheen entweder temporär oder auch ab sofort wie die jüdischen
Einrichtungen dauerhaft zu schützen? Das wäre doch eine Maßnahme.

Dimroth: Das wäre eine denkbare Maßnahme. Sie haben sozusagen letztlich die
Antwort in Ihrer Frage vorweggenommen. Es ist Ländersache, genauso wie auch
beim Schutz jüdischer Einrichtungen. Genauso wie jeder Angriff auf eine
jüdische Einrichtung auf das Schärfste zu verurteilen ist, haben wir jetzt
wirklich von dieser Bank aus sehr deutlich gemacht, dass selbstverständlich
auch jeder Angriff auf eine Moschee auf das Schärfste zu verurteilen ist.
Es ist nach unserer föderalen Sicherheitsarchitektur in der Hand und in der
Verantwortung der zuständigen Länder und Behörden vor Ort, die angemessen,
angepassten und möglichst effektiven Schutzmaßnahmen zu ergreifen.
Selbstverständlich gibt es bei der Frage der Informationsgewinnung und des
Informationsaustausches auch einen Austausch zwischen den Bundesländern und
auch, soweit Zuständigkeiten betroffen sind, mit den Bundesbehörden. Aber
die Frage, welche konkreten Maßnahmen in Anbetracht einer auch
möglicherweise gemeinsam erstellten Gefahrenanalyse zu treffen sind, liegt
ausschließlich in der Verantwortung der Bundesländer. Da liegt sie auch gut
und richtig. Insofern kann der Bund bei dieser konkreten Frage keinen
Beitrag leisten.

Zusatzfrage : Aber es gibt ja immer einen engen Austausch untereinander,
also Bundesländer und Bundeskanzlerin, gerade in diesen
sicherheitsbehördlichen Fragen. Herr Seibert, wünscht sich die Kanzlerin
temporären Polizeischutz für die Moscheen in Deutschland?

StS Seibert: Die Beurteilung der Sicherheitslage, denke ich, kann nicht von
der Politik, sondern nur von den Experten am Ort ausgehen.

Frage: Herr Dimroth, wie soll man verstehen, dass der Bundesinnenminister
in diesem Interview die Angriffe nicht verurteilt, aber sagt, dass Muslime
mit uns, nicht neben uns und nicht gegen uns leben müssen?

Dimroth: Der Bundesinnenminister hat hier vor wenigen Minuten sehr deutlich
durch mich zu diesen Vorgängen Stellung genommen. Ich hatte extra darauf
hingewiesen, dass es ganz ausdrücklich sein Wunsch war, das hier so
deutlich zum Ausdruck zu bringen. Wenn er in einem Interview zu bestimmten
Dingen nicht gefragt wird, ist es schwer, dazu Stellung zu nehmen.

Frage : Herr Dimroth, gibt es eigentlich empirische Belege dafür, dass wir
noch ein christliches Land sind? Aus Sachsen-Anhalt zum Beispiel oder aus
Berlin-Lichtenberg oder aus Gegenden, in denen der Anteil der christlichen
Mitbürger bei vielleicht 15, 20 Prozent liegt?

Dimroth: Das ist eine spannende Frage. Ich wüsste nicht, warum ich dazu
berufen sein soll, ihnen die zu beantworten. Der Minister spricht in dem
Interview von einer "christlichen Prägung". Ich glaube, die ist
unbestreitbar.

Frage : Mein Thema ist der Anschlag in London. Ich habe dazu zwei Fragen,
und zwar eine politische und eine mehr oder weniger technische.

Die erste Frage betrifft die Einschätzung der Bundesregierung. Die
Bundeskanzlerin hat sich mit der englischen Regierung solidarisiert und
teilt die britische Einschätzung, dass die Verantwortung für den Anschlag
in Russland zu suchen sei. Das heißt für mich, dass auch die
Bundesregierung davon ausgeht, dass hinter dem Anschlag mehr oder weniger
Russland oder jemand in Russland steckt. Mich würde interessieren, welche
Folgen diese Stellungnahme für die Russlandpolitik der Bundesregierung hat.

Ich weiß nicht, an wen genau ich die zweite Frage richten soll.
Wahrscheinlich richtet sie sich an das Verteidigungsministerium. Soviel ich
weiß, haben deutsche Experten dabei geholfen, die syrischen Chemiewaffen zu
vernichten. Das heißt, es gibt wahrscheinlich ein gewisses Know-how bei den
deutschen Experten in diesem Feld. Inwieweit könnten die deutschen Experten
in dieser Sache weiterhelfen, um festzustellen, woher dieses Gift kommt,
mit dem man versucht hat, diesen Ex-Agenten umzubringen?

StS Seibert: Wenn ich zunächst einmal auf die gestrige Erklärung der Staats-
 und Regierungschefs Deutschlands, Frankreichs, der USA und Großbritanniens
eingehen darf: Es war der Bundeskanzlerin, der Bundesregierung wichtig,
sehr klar zu zeigen, dass wir in dieser Sache an der Seite Großbritanniens
stehen. Was dort passiert ist, der Einsatz eines militärischen
Nervenkampfstoffs eines Typs, wie er von Russland beziehungsweise der
Sowjetunion entwickelt wurde, ist die erste offensive Anwendung eines
solchen Nervenkampfstoffs in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg. Das ist ein
immens ernsthaftes und erschreckendes Ereignis.

Sie haben, wenn ich das sagen darf, ein bisschen unkorrekt -
Entschuldigung! -, sicherlich aus dem Gedächtnis, zitiert. Wir sagen in
dieser Erklärung:

Wir teilen die Einschätzung des Vereinigten Königreichs, dass es keine
plausible alternative Erklärung gibt, und stellen fest, dass Russlands
Weigerung, auf die berechtigten Fragen der Regierung des Vereinigten
Königreichs einzugehen, einen zusätzlichen Anhaltspunkt für seine
Verantwortlichkeit ergibt.

Das ist das, was ich Ihnen dazu sagen wollte.

Die Bundeskanzlerin ist ja in der letzten Zeit auch in verschiedenen
Interviews zu diesem Thema gefragt worden. Neben der klaren Solidarität,
dem Schulterschluss mit Großbritannien, das von solch einem Anschlag
heimgesucht worden ist, ist es auch der deutsche Ansatz, immer wieder zu
sagen: Ja, da, wo Widersprüche, unterschiedliche Meinungen oder solche
schwerwiegenden Themen, die uns trennen, im Raum stehen, ist es umso
wichtiger, dass wir immer widersprechen und den Dialog suchen.

Jetzt allerdings liegt der Fokus natürlich auf Russland. Die Aufforderung
ist ganz klar: Russland muss Transparenz herstellen; Russland muss die
Fragen, die sich aus diesem Anschlag ergeben, beantworten und sollte vor
allem dabei mit der Organisation für das Verbot chemischer Waffen
zusammenarbeiten.

Flosdorff: Ich kann gerne ergänzen: Auch die Bundeswehr verfügt
selbstverständlich über Fähigkeiten und Expertise im Rahmen von ABC-Abwehr.
Dabei geht es um die natürliche Erkennung, Identifikation und Beseitigung
atomarer biologischer und chemischer Kampfmittel.

Im Fall der in Syrien festgestellten Giftgas- und Kampfmittelbestände ging
es um die Beseitigung, also um ein sicheres Verbrennen und Vernichten
solcher Kampfstoffe.

Im Übrigen wissen wir, dass die englische Regierung hat bereits erkennen
lassen, in welchem Rahmen und in welcher Form sie sich eine Aufklärung
wünscht. Die Bundeswehr ist in diesem Rahmen nicht involviert. Sollte eine
Anforderung kommen, würde sicherlich auch die Bundeswehr unterstützen. Ich
gehe aber einmal davon aus, dass Großbritannien oder die zuständigen
Uno-Experten über vergleichbare Fähigkeiten verfügen.

Breul: Wenn ich das noch kurz aus unserer Sicht ergänzen darf: Wir reden
hier jetzt völkerrechtlich von einem Verstoß gegen das
Chemiewaffenübereinkommen. Da ist es das gute Recht des betroffenen
Staates, also in diesem Fall Großbritanniens, Fragen an die anderen
Vertragsstaaten zu stellen, und zu fordern, Transparenz zu schaffen. Herr
Seibert hat ja gerade noch einmal deutlich dargestellt, was unsere Position
dazu ist, und die Bundeskanzlerin hat es natürlich gestern getan.

Großbritannien hat uns bisher nicht gebeten, bei der Analyse zu helfen. Ich
glaube, man besitzt die Kapazitäten vor Ort, die man braucht. Der nächste
Schritt ist jetzt - den hat Außenminister Johnson ja heute auch in einem
Namensartikel in der "FAZ" noch einmal dargestellt -, dass die OVCW, also
die Organisation zur Überwachung, dazu eingeladen ist, die britischen
Analyseergebnisse unabhängig zu verifizieren, und diesen Schritt begrüßen
wir ausdrücklich. Wir können sehen: Hier wird von einer Seite Transparenz
geschaffen, und von einer anderen Seite gibt es auf Fragen keine Antwort.

Zusatzfrage : Zu dem Know-how: Habe ich Sie richtig verstanden, dass
deutsche Experten das Know-how besitzen, das es denen erlauben würde, dabei
zu helfen?

Flosdorff: Ich möchte das hier jetzt nicht auf diesen speziellen Fall
herunterbrechen. Im Grundsatz verfügt die Bundeswehr über Know-how im
Zusammenhang damit, mit chemischen, biologischen und atomaren Kampfmitteln
umzugehen. Das heißt aber nicht, dass andere Länder nicht über
vergleichbare Fähigkeiten verfügen oder vielleicht sogar über bessere
Fähigkeiten verfügen. Wie der Kollege auch schon gesagt hat, gibt es ja
auch keinen Anlass, daran zu zweifeln, dass die britischen Kollegen hier
den richtigen Weg eingeschlagen haben, auf die eigene Expertise
beziehungsweise auf die Expertise der Vereinten Nationen zurückzugreifen.

Frage : Herr Seibert, mich interessiert noch einmal, warum sich die
Bundesregierung der britischen Haltung anschließt. Warum sagt die
Bundesregierung, dass es keine plausible alternative Erklärung dafür gebe?
Sie hatten ja hier angeführt, dass dieser Kampfstoff in der Sowjetunion vor
vielen Jahrzehnten entwickelt wurde. Es ist ein schwaches Argument, jetzt
zu sagen, deswegen könne es nur Russland gewesen sein. Ich meine,
Deutschland hat Sarin erfunden, hat es irgendwann entwickelt. Wenn in
Syrien vom Assad-Regime Sarin angewendet wird, kommt ja auch keiner auf die
Idee, dass Deutschland dafür verantwortlich ist.

StS Seibert: Ihre Kenntnisse über chemische Kampfstoffe in allen Ehren: Ich
will mich da nicht auf eine Fachdiskussion einlassen. Großbritannien hat
gegenüber seinen Partnern im Detail dargelegt, dass die Verantwortlichkeit
für diesen Anschlag in Salisbury mit hoher Wahrscheinlichkeit in Russland
zu finden ist. Es ist sehr zu begrüßen, dass der britische Außenminister
Boris Johnson jetzt auch eine unabhängige internationale Untersuchung
einleiten will. Mehr habe ich dazu nicht zu sagen.

Zusatz : Ich habe es trotzdem noch nicht verstanden. Sie haben Details
vorgelegt bekommen. Die wollen Sie jetzt aber nicht mit uns teilen. Sie
sprechen doch von Transparenz. Dann stellen Sie doch Transparenz darüber
her, inwiefern die Briten ihnen das plausibel dargelegt haben!

StS Seibert: Großbritannien hat durch Boris Johnson eine internationale
unabhängige Untersuchung angekündigt; das ist heute in einer deutschen
Tageszeitung nachzulesen. Das ist genau der richtige Weg. Das ist zu
begrüßen. Da wird Transparenz hergestellt. Auf russischer Seite - das hat
Herr Breul gerade sehr klar gesagt - gäbe es guten Grund dafür, und zwar
schon seit Tagen, ebenfalls Transparenz herzustellen.

Frage : Ich weiß gar nicht, wer mir das richtig beantworten kann,
vielleicht Herr Breul, vielleicht Herr Seibert, vielleicht Herr Flosdorff;
Sie alle drei könnten davon etwas wissen. Von Nowitschok hatte man erstmals
durch Meldungen in russischen Zeitungen am Ende der Sowjetunion gehört.
Damals hatten sich teilnehmende russische Wissenschaftler darüber geäußert,
weil sie Angst hatten, dass dieser Stoff in Umlauf kommen könnte, weil
diese Bestände aus ihrer Sicht nicht ausreichend geschützt waren. Ich würde
gerne von Ihnen wissen, ob Ihnen Fälle bekannt sind, in denen chemische
Kampfstoffe aus der ehemaligen Sowjetunion vielleicht den Weg woandershin
gefunden haben.

StS Seibert: Aber für genau solche Fragen haben wir ja die Den Haager
Organisation für das Verbot chemischer Waffen, und genau für solche - - -

Zuruf : Ich möchte wissen, ob die Bundesregierung davon Kenntnis hat!

StS Seibert: Ich spreche trotzdem zu Ende: Genau für die Beantwortung
solcher Fragen, um einen Überblick darüber zu haben, ob so etwas passiert
oder nicht, haben wir diese Organisation. Alle Staaten sind aufgefordert,
dieser Organisation gegenüber maximale Transparenz walten zu lassen.

Zusatz : Die Frage bleibt trotzdem im Raum stehen. Ich weiß nicht, ob Herr
Flosdorff etwas dazu sagen kann, ob Herr Breul etwas dazu sagen kann.

Flosdorff: Ich kann dem nichts hinzufügen.

Breul: Vielleicht kann ich nur hinzufügen, dass grundsätzlich gilt: Es ist
laut CWÜ nicht nur der Einsatz dieser Chemiewaffen verboten, sondern alle
Staaten sind dazu verpflichtet, die Chemiewaffenbestände offenzulegen und
sie zu vernichten. Das gilt natürlich auch für Russland. Also unabhängig
von der Frage des CWÜ ist der Einsatz sozusagen das eine. Der Besitz oder
möglicherweise die Kontrolle darüber zu verlieren, ist genauso eine
Verletzung.

Frage: Herr Breul, noch einmal zu dem Völkerrecht: Wie bewerten Sie denn
dieses Ultimatum, das London Moskau gestellt hat, innerhalb von 24 Stunden
eine Antwort zu geben? Wenn ich mich nicht täusche, dann sieht das
Völkerrecht ja vor, dass es eine Frist von zehn Tagen geben soll, innerhalb
der sich dann eine angeschuldigte Seite dazu äußern müsste. Liege ich damit
falsch?

Breul: Grundsätzlich gilt das, was Herr Seibert und ich schon gesagt haben:
Es ist für uns enttäuschend, dass Russland nicht bereit ist, Transparenz zu
schaffen und Stellung zu beziehen. Auch Russland müsste ein Interesse daran
haben, das so schnell wie möglich zu tun, unabhängig von irgendwelchen
Fristen.

Ich weiß jetzt nicht genau, worauf sich diese zehn Tage beziehen. Ich bin
jetzt, ehrlich gesagt, überfragt, ob das sozusagen eine Verfahrensfrage
innerhalb des Chemiewaffenübereinkommens ist; das kann sein. Aber wie ich
schon sagte, ist das sozusagen ein Teil des Prozederes. Natürlich hat sich
Großbritannien jetzt an die internationale Organisation gewandt, und das
halten wir für gut und richtig. Nichtsdestotrotz nehmen bestimmte
Verfahrensfragen sozusagen nichts von der politischen Frage weg, nämlich
der, dass sich eine Seite bisher beharrlich weigert, dazu überhaupt
Stellung zu nehmen.

Frage: Die Zehn-Tage-Frist, wenn ich das richtig weiß, ergibt sich in der
Tat aus dem Chemiewaffenübereinkommen. Artikel 9 Absatz 2 besagt wohl,
dass, wenn solche Anschuldigungen erhoben werden, das angeschuldigte Land
zehn Tage Zeit für eine Reaktion hat. Wenn ich das recht weiß, dann hat
Moskau aber doch Proben eingefordert, die genommen wurden, um eigene
Analysen anzustellen, und die sind offenbar noch nicht eingetroffen.
Stattdessen, wie Sie es auch zitiert haben, kündigt Johnson jetzt eine
unabhängige Überprüfung der Proben an.

Sind die Schritte, die jetzt ergriffen wurden, angesichts dieser
Zehn-Tage-Frist, die noch nicht vorbei ist, und angesichts dessen, dass die
Beschuldigten die Proben offenbar noch nicht selbst haben, dann nicht doch
vorschnell? Es sind Diplomaten ausgewiesen worden, und im Grunde gibt es
fast einen Wiedereintritt in Szenarien des Kalten Kriegs, ohne dass die
Fristen und Verfahren zur Regelung und Aufklärung eingehalten worden sind.
Warum macht man das?

Breul: Ich würde dazu sagen - ich habe es gerade schon versucht, aber
offensichtlich hat es noch nicht so gut funktioniert -, dass es das
Verfahren gibt, dass der Verstoß gegen das Chemiewaffenübereinkommen
geahndet werden muss. Dazu gibt es das Verfahren. Unsere politische
Reaktion auf diesen Sachverhalt wurde gestern von der Bundeskanzlerin
gemeinsam mit unseren engsten Partnern vorgetragen.

Zusatz: Noch einmal, mit Verlaub: Man sagt, die einzig plausible Erklärung
sei Russland, und es gebe keine plausible Alternative dazu. Russland sagt:
Das stimmt nicht; legt uns doch bitte einmal die Dinge vor, damit wir sie
selbst untersuchen können. - Sie haben sie nicht gehabt!

Breul: Auch dazu haben wir, glaube ich, schon Stellung genommen. Was wir
von der russischen Seite erwarten, ist, auf die konkreten Fragen Antworten
zu geben und Transparenz zu schaffen. Dem hat sich die russische Seite
verweigert. Das ist doch der Punkt.

Zusatzfrage: Aber ist es eine Verweigerung, wenn eine angeschuldigte Seite
sagt "Bitte legt uns doch einmal das Material, auf das sich euer Vorwurf
stützt, vor, damit wir dann dazu Stellung nehmen können"? Kann man eine
solche Verhaltensweise als Verweigerung bezeichnen?

StS Seibert: Russland war aufgefordert, gegenüber der Organisation für das
Verbot chemischer Waffen in Den Haag umfänglich und transparent über sein
sogenanntes Nowitschok-Programm zu berichten und es offenzulegen. Nichts
davon ist bisher geschehen. Die bisherigen russischen Reaktionen auf diesen
wirklich entsetzlichen Vorfall in Salisbury sind unangebracht. Sie haben
die Sache einfach noch nicht weitergebracht. Nun hat es Russland immer noch
selbst in der Hand, für einen konstruktiven Weg zu sorgen, und das ist
unsere ganz klare Aufforderung.

Frage : Auch noch einmal zum Verständnis: Die Chemiewaffenkonvention
besagt, dass, wenn es Vorwürfe oder Anschuldigungen gibt, der Beschuldigte
nach Artikel 9 Absatz 2 zehn Tage Zeit hat. Sagt die Bundesregierung, dass
Russland diese Frist nicht eingehalten hat und damit gegen die
Chemiewaffenkonvention verstoßen hat, oder hält sich Russland noch immer an
das Prozedere der Chemiewaffenkonvention, die Deutschland auch
unterschrieben hat?

Breul: Um das vielleicht noch einmal deutlich zu machen: Der Verstoß ist
der Einsatz eines chemischen Stoffes als Waffe. Das hat Herr Seibert noch
einmal vorgetragen. Das ist das erste Mal. Das ist ein gravierender Fall.

Wir haben - auch das hat die Bundeskanzlerin gestern deutlich gemacht -
sozusagen die britischen Hinweise bekommen und sind zu der Schlussfolgerung
gekommen, die wir gestern gezogen haben. Russland hat bisher mit
Gegenvorwürfen reagiert. Es hat in keiner Weise versucht, auf die konkreten
Anschuldigungen zu antworten oder auch zumindest ein Mindestmaß an
Transparenz zu schaffen. Das sind die Punkte, die wir hier ansprechen.

Zusatz : Der Punkt ist ja: Das ist ein gravierender Fall, Sie machen
gravierende Anschuldigungen, aber können uns keine gravierenden Beweise
beziehungsweise irgendwelche eigenen Erkenntnisse vorlegen, die Ihnen von
den Briten vorgelegt wurden.

StS Seibert: Das ist hier sicherlich nicht unsere Rolle und dies nicht der
Platz dafür. Dafür ist es genau richtig, dass jetzt eine internationale
unabhängige Untersuchung der Organisation für das Verbot chemischer Waffen
angekündigt wird.

Frage : Ich würde gerne noch einmal kurz das Thema Handel ansprechen, und
zwar würde ich sowohl von Ihnen, Herr Seibert, als auch vom
Wirtschaftsministerium gerne wissen, ob es seit der Amtseinführung der
Regierung in Sachen Handelsstreit schon direkte Kontakte zum einen zur
EU-Kommission in Bezug darauf gegeben hat, wie man weiter vorgeht, und zum
anderen möglicherweise vonseiten des Wirtschaftsministeriums auch schon
Kontakte zur amerikanischen Regierung.

Zweitens würde mich interessieren, ob die Bundesregierung bereit ist, den
Appellen Amerikas zu folgen, gemeinsam gegen mangelnde Offenheit und
Handelsbeschränkungen seitens Chinas anzugehen. Ist da trotz aller
Konflikte eine gemeinsame Front gegen China denkbar?

StS Seibert: Die Bundesregierung - sowohl die bis Mittwoch
geschäftsführende Bundesregierung als auch die neue Bundesregierung - steht
natürlich in Kontakt mit allen, die in dieser wichtigen internationalen
Debatte zählen, ganz besonders mit der Europäischen Kommission, weil uns
die Gemeinsamkeit und die Geschlossenheit der europäischen Haltung bei
diesem Thema besonders wichtig ist. Der internationale Handel ist nicht nur
ein Thema, hinsichtlich dessen wir die Kompetenz als Mitgliedstaaten an
Brüssel abgegeben haben, sondern es ist für uns auch ein Thema, bei dem wir
besonders darauf Wert legen, dass es eine geschlossene europäische Haltung
gibt.

Wir wollen alle Gesprächsmöglichkeiten nutzen. Es ist deswegen gut und zu
begrüßen, dass die Europäische Kommission eben in Gesprächen mit der
amerikanischen Seite steht. Ich glaube, schon in der kommenden Woche wird
es wieder eine Runde mit Frau Malmström und Handelsminister Ross geben.

Zu Ihrer zweiten Frage: Es gibt multilaterale Wege, um sich dieser Probleme
von Überkapazitäten, die natürlich bestehen, anzunehmen. Wir haben
innerhalb der deutschen G20-Präsidentschaft großen Wert darauf gelegt und
Energie darauf verwendet, das Globale Forum für Stahlüberkapazitäten zu
stärken, und zwar mit einigem Erfolg. Da sind Fortschritte erzielt worden.
Da hat man sich auf einen umfangreichen Katalog von Prinzipien einigen
können, um eine noch bessere Transparenz der Situation herzustellen und
Zusammenarbeit einzuleiten. Das ist nach unserer festen Überzeugung der
richtige Weg, nämlich auf multilateralem Wege Lösungen auch für schwierige
Probleme zu finden, wie sie hinsichtlich Überkapazitäten - natürlich im
Stahlbereich, aber auch nicht nur dort - bestehen.

EINHORN: Dem habe ich jetzt im Grunde nichts mehr hinzuzufügen.
Bundeswirtschaftsminister Altmaier hat sich ja gestern schon im Rahmen der
Amtsübergabe zu dem Thema "USA und Zölle" geäußert und gesagt, dass das
jetzt wie auch in den letzten Tagen und Wochen natürlich weiterhin ganz
oben auf der Prioritätenliste des Hauses steht, dass er auch alsbald den
Kontakt sowohl mit der EU als auch mit den USA suchen wird und dass er auch
schon vor der Amtsübergabe unter anderem mit Frau Malmström im Austausch
darüber stand. Er hat noch einmal betont, dass wir jetzt keinen Wettlauf
der Zölle wollen und dass es im Endeffekt so ist, dass, wenn Zölle erhoben
werden, schlussendlich die Bürger dafür bezahlen, und zwar auf beiden
Seiten des Atlantiks und in allen betroffenen Ländern. Deshalb ist es genau
so, wie Herr Seibert eben gesagt hat, dass solche Probleme multilateral
gelöst werden müssen, und dafür gibt es die bestehenden Foren und Formate.

Zusatzfrage : Haben sich diese Ankündigungen schon in irgendeiner Weise
konkretisiert? Gab es also schon Kontakte? Gibt es möglicherweise schon
Termine?

Einhorn: Termine gibt es noch nicht.

Zusatzfrage : Telefonate auch nicht?

Einhorn: Soweit ich weiß, gibt es sie nicht. Aber jetzt sitze ich hier
schon seit eineinhalb Stunden, und vielleicht hat sich ja etwas getan.

Es ist so, dass gestern die Amtsübergabe stattfand. Er hat gesagt: Das
steht ganz oben auf seiner Prioritätenliste. Natürlich wird es da alsbald
Kontakte geben.

Es ist so, dass gestern die Amtsübergabe stattfand. Er hat gesagt: Das
steht ganz oben auf seiner Prioritätenliste. Natürlich wird es da alsbald
Kontakte geben.

Freitag, 16. März 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 16. März 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/03/2018-03-16-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





KULTUR/255: Leipziger Buchmesse - bestes Beispiel für lebendige Literaturszene in Deutschland


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Leipziger Buchmesse: bestes Beispiel für lebendige Literaturszene in
Deutschland



Martin Rabanus, stellvertretender Sprecher der AG Kultur und Medien:

Die vielfältige und lebendige Literaturszene in Deutschland präsentiert
sich aktuell auf der Leipziger Buchmesse. Wir Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten bekennen uns zu unserer vielfältigen Verlagslandschaft in
Deutschland.

"Wir bekennen uns zu unserer vielfältigen Verlagslandschaft in Deutschland.
Diese gilt es zu bewahren und zu schützen. Literatur hat eine große
Bedeutung für unsere Gesellschaft. Im Rahmen unserer Möglichkeiten als Bund
werden wir sie in dieser Wahlperiode mit einer Initiative stärken.

Zudem stehen wir zur Buchpreisbindung und unterstützen die
Verlegerbeteiligung bei den Verwertungsgesellschaften. Gerade vor dem
Hintergrund der fortschreitenden Digitalisierung gilt es, die Rechte und
Interessen der Autorinnen und Autoren und Verlage zu wahren. Das wurde auch
heute wieder auf der Buchmesse deutlich."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. März 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





EHRENAMT/067: "kurz und gut" - Programm für soziales Engagement von Menschen mit wenig Zeit (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 16. März 2018

"kurz und gut": Engagement-Angebote für Menschen mit wenig Zeit



Das neue Programm der Diakonie Hamburg für soziales Engagement im
Kurzzeit-Einsatz ermöglicht Helfenden, schnell und unkompliziert mit
anzupacken, wenn Hilfe gebraucht wird.

"Engagement für Leute mit wenig Zeit" lautet der Slogan des Angebotes "kurz
und gut". Und der Name ist Programm: Per E-Mail werden Freiwillige über
Einsatzmöglichkeiten informiert, bei denen sie sich unbürokratisch und ohne
dauerhafte Verpflichtung engagieren können.

Interessierte, die sich anmelden, können ihre Vorlieben angeben, etwa in
welchen Bezirken sie aktiv werden möchten. Wenn es in diesem Bezirk eine
Einsatzmöglichkeit gibt, erhalten sie eine E-Mail mit Informationen zu
Aufgabe, Termin und Einsatzort. Das kann Unterstützung bei einem inklusiven
Sportfest sein, ein Transport gespendeter Kleidung oder Mithilfe bei einer
Veranstaltung im Seniorenheim. Wer Interesse hat, meldet sich daraufhin
einfach direkt bei der Kontaktperson.

Der besondere Reiz für die Nutzer liegt darin, dass soziales Engagement im
Kurzzeit-Einsatz gut mit Beruf, Familie oder Hobbys vereinbar ist. "Bei
'kurz und gut' machen viele mit, für die es nicht möglich ist, sich
regelmäßig und verbindlich zu engagieren. Ein Vollzeit-Job und familiäre
Verpflichtungen lassen oft wenig freie Zeit übrig. Dennoch ist es auch in
diesen Lebensphasen vielen Menschen ein Anliegen, etwas Gutes für andere zu
tun." sagt Dr. Christina Maria Huber, Referentin Fachberatung
Freiwilligenengagement im Diakonischen Werk Hamburg. Wer keine Lust mehr
hat, kann sich jederzeit formlos wieder abmelden.

Einsätze im "kurz und gut"-Programm verschaffen außerdem Einblicke in
verschiedene Engagement-Bereiche sozialer Arbeit und ermögliche, sich
auszuprobieren. Huber: "Unser Programm macht flächendeckend für die
evangelische Kirche und die Diakonie in Hamburg Angebote. So können wir
auch kleine Einrichtungen, Projekte und Kirchengemeinden dabei
unterstützen, helfende Hände für einmalige Einsätze zu finden."


Weitere Informationen:

www.diakoniehh.de/freiwillig-kurz-und-gut



Hintergrund: Potentiale für freiwilliges Engagement in Hamburg
In Hamburg sind laut Freiwilligensurvey 36 Prozent der Bevölkerung
freiwillig engagiert, die Tendenz ist steigend. 15,6 Prozent der 
Nicht-Engagierten in Hamburg können sich vorstellen, in Zukunft sicher eine
freiwillige Tätigkeit aufzunehmen. 53 Prozent der Engagierten in Hamburg
gaben allerdings auch an, dass sie Verbesserungsbedarf bei der
Vereinbarkeit von Beruf und Engagement sehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. März 2018

Diakonisches Werk Hamburg - Landesverband der Inneren Mission e. V.

Steffen Becker - Pressesprecher, Information und Öffentlichkeitsarbeit

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-233, Fax 040 30 62 0-315

E-Mail: Becker@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2242: Berlin - Helle Panke Veranstaltung am 20. März 2018


Helle Panke

Veranstaltung in der 12. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

in der kommenden Woche haben wir nur eine Veranstaltung im Programm. Gern
möchten wir Sie aber am Ende dieser Mail auf interessante Termine unserer
Kooperationspartner hinweisen.

Außerdem haben Sie wieder die Möglichkeit, jüngst gehaltene Vorträge in
unserer Mediathek nachzuhören. Ganz aktuell wurden von uns hochgeladen:


	Leonid Breschnew: Staatsmann und Schauspieler im Schatten Stalins

	"Ehrbare Kaufleute". Hanseatische Handelsfirmen und die Besatzung und Judenverfolgung in Polen

	Der Transhumanismus: Ein Sinnangebot im Überwachungskapitalismus

	Der Preis des Sieges. Die sowjetische Kriegswirtschaft im "Großen Vaterländischen Krieg"

	Revolutionstouristen: Sowjetunionreisende der 1920er und 1930er Jahre



und dies ist unsere Veranstaltung in der kommenden Woche:


Dienstag, 20. März 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Rückblick auf ein engagiertes Leben

Erinnerungen von Gabriele Gast

Moderation: Elfriede Juch

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Philosophische Gespräche"

Heft 51: Antagonismen nach Marx

Einblicke in aktuelle Theoriedebatten außerhalb Europas

Von: Jan Hoff, Berlin 2018, 40 Seiten

Heft 50: Die Klasse

Begriff und Gebrauch in der Gesellschaftskritik vor, bei und nach
Marx

Von: Frank Engster, Berlin 2018, 68 Seiten

 * 

BEI ANDEREN GELESEN

Dienstag, 20. März 2018, 18:00 Uhr

Rosa-Luxemburg-Stiftung

Jutta Wachowiak: «Da fing ich an zu singen»

Eine Lebensreise mit Christa Wolf

Anschließend Gespräch mit Therese Hörnigk

Ort: Salon der Rosa-Luxemburg-Stiftung, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin

Mittwoch, 21. März 2018, 19:00 Uhr

Max-Lingner-Stiftung

Erinnerung an Lothar Kühne 1

Schwingkreise der Erregung 

Vortrag von Prof. Dr. Jörg Petruschat (weißensee kunsthochschule
berlin)

Eintritt: 3,00 / 1,50 Euro

Ort: Max-Lingner-Haus, Beatrice-Zweig-Straße 2, 13156 Berlin

Donnerstag, 22. März 2018, 19:00 Uhr

Ausstellungseröffnung

Weimar - Modellstadt der Moderne? Ambivalenzen des Städtebaus im 20.
Jahrhundert

Es sprechen: Hans-Dieter Nägelke (Architekturmuseum) und Harald
Bodenschatz

Ort: Architekturgebäude am Ernst-Reuter-Platz, Untergeschoss des Flachbaus

 * 


Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2091: "Migranten und Flüchtlinge aufnehmen, schützen, fördern, integrieren" (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 16.03.2018

"Migranten und Flüchtlinge aufnehmen, schützen, fördern,
integrieren"

Fachgespräch der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz zu
den Globalen Pakten



Auf Einladung der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz hat
am Freitag, 16. März 2018, ein Fachgespräch unter dem Leitthema "'Migranten
und Flüchtlinge aufnehmen, schützen, fördern, integrieren' - Kirchliche
Perspektiven auf die Globalen Pakte zu Migration und Flucht" stattgefunden.
Dazu kamen rund 50 Verantwortungsträger und Experten aus Kirche, Politik,
Verwaltung, Zivilgesellschaft und internationalen Organisationen in der
Katholischen Akademie in Berlin zusammen. Der Vorsitzende der
Migrationskommission und Sonderbeauftragte für Flüchtlingsfragen,
Erzbischof Dr. Stefan Heße (Hamburg), sowie der Bundesminister für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Dr. Gerd Müller, eröffneten
die Veranstaltung.

Mit dem New Yorker UN-Gipfel zu Flüchtlingen und Migranten im September
2016 hat die internationale Gemeinschaft einen Beratungs- und
Verhandlungsprozess begonnen, der bis Ende 2018 in zwei Globalen Pakten
("Global Compacts") münden soll: einen zu sicherer, geordneter und
regulärer Migration sowie einen weiteren zu Fragen des Flüchtlingsschutzes.
Papst Franziskus hat diesem Prozess von Anfang an hohe Bedeutung
beigemessen. Dies drückt sich auch in einem Dokument mit "20
Handlungsschwerpunkten" aus, das die vatikanische Abteilung für Migranten
und Flüchtlinge veröffentlicht hat. Diese orientieren sich an vier Maximen,
die der Papst für die Globalen Pakte formuliert hat: "aufnehmen, schützen,
fördern, integrieren". Ziel des Fachgesprächs war es, die Impulse des
Vatikans - ergänzt um Beiträge der Deutschen Bischofskonferenz - in das
politische Gespräch einzubringen.

Zu Beginn des Fachgesprächs betonte Erzbischof Heße das große Potential,
das die katholische Kirche in den beiden Globalen Pakten sieht: "Sie können
die positiven, entwicklungsförderlichen Aspekte von Migration stärken und
den Weg zu einer solidarischen Verantwortungsteilung zwischen den Staaten
ebnen; sie können ein Bewusstsein dafür schaffen, dass die Rechte und
Bedürfnisse der betroffenen Menschen keine Nebensache sind, sondern der
Maßstab einer humanitär verantwortbaren Politik sein müssen. Und
schließlich: Sie können ein wichtiger Beitrag dazu sein, dass wir durch
internationale Zusammenarbeit die 'Globalisierung der Gleichgültigkeit'
überwinden." Der Vorsitzende der Migrationskommission wies zudem darauf
hin, dass die alltägliche Praxis der kirchlichen Migrations- und
Flüchtlingsarbeit für eine geerdete Herangehensweise sorgt: "Wenn die
Kirche in Migrationsfragen Empfehlungen formuliert, dann hat sie dafür -
neben ihrer biblisch-theologischen Sensibilität für die Thematik - eine
weitere Grundlage: die praktischen Erfahrungen der zahlreichen Christen,
die ein Leben für Migranten, mit Migranten oder auch als Migranten führen."

Pater Fabio Baggio CS, der für Migrationsfragen zuständige Untersekretär im
Vatikanischen Dikasterium für den Dienst zugunsten der ganzheitlichen
Entwicklung des Menschen, erläuterte in seinem Vortrag die Rolle der
katholischen Kirche und internationaler zivilgesellschaftlicher Akteure bei
den Beratungen zu den Globalen Pakten. Dabei ging er insbesondere auf die
"20 Handlungsschwerpunkte" des Vatikans ein: "Das Dokument enthält eine
ganze Reihe von praktischen Überlegungen, die auf der Erfahrung der
Ortskirchen und der katholischen Basisorganisationen beruhen. Vorgelegt
werden unterschiedliche best-practice-Maßnahmen, die mancherorts bereits
umgesetzt werden und die auch auf andere geographische Regionen übertragen
werden können. Gerade in Deutschland findet sich einiges davon bereits in
der Praxis." Er unterstrich, dass aus Sicht des Vatikans Deutschland -
gemeinsam mit anderen EU-Staaten - eine essentielle Rolle im Prozess der
Globalen Pakte spielen könne und solle.

In vier aufeinanderfolgenden Panels tauschten sich die Teilnehmer zu Themen
aus, die aus kirchlicher Sicht von besonderer Relevanz sind:

• Unter dem Stichwort "aufnehmen" befassten sich der Generalsekretär
der Internationalen Katholischen Migrationskommission, Msgr. Robert
Vitillo, der UNHCR-Repräsentant in Deutschland, Dominik Bartsch, und der
Leiter der Migrationsabteilung im Bundesministerium des Innern, Norbert
Seitz, mit sicheren und legalen Zugangswegen für Flüchtlinge.

• Daran schloss sich eine Einheit zum Thema "integrieren" an: Hier
beleuchteten die Leiterin der politischen Abteilung von Caritas Europa, Dr.
Shannon Pfohman, der Bielefelder Soziologe Prof. Dr. Thomas Faist und der
Leiter des Referats Flucht und Asyl im Arbeitsstab der
Integrationsbeauftragten der Bundesregierung, Dr. Michael Maier-Borst,
Facetten eines teilhabeorientierten Integrationsbegriffs.

• Im Panel "fördern" ging es um ein besseres Verständnis von Flucht-
und Migrationsursachen sowie Perspektiven für die Herkunftsländer. Diesen
Fragen widmeten sich der Geschäftsführer für internationale Zusammenarbeit
beim bischöflichen Hilfswerk Misereor, Dr. Martin Bröckelmann-Simon, Erica
Usher von der Internationalen Organisation für Migration (IOM) und die
Leiterin der Abteilung Globale Zukunftsaufgaben im Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Ingrid-Gabriela Hoven.

• Schließlich diskutierten der Unabhängige Anti-Sklaverei-Kommissar
des Vereinigten Königreichs, Kevin Hyland, Sr. Beatrice Mariotti von der
katholischen Frauenrechtsorganisation SOLWODI sowie der Leiter des Referats
Menschenhandel beim Bundeskriminalamt, Carsten Moritz, unter dem Stichwort
"schützen" über internationale Strategien im Kampf gegen Menschenhandel,
insbesondere Arbeits- und sexuelle Ausbeutung.

Mittlerweile liegen für beide Globalen Pakte sogenannte "Zero Drafts" vor,
über die zwischen den Staaten intensiv verhandelt wird und die auch beim
heutigen Fachgespräch im Fokus standen. Die Veranstaltung der
Migrationskommission ermöglichte es den Teilnehmern, das bislang in den
Verhandlungen Erreichte kritisch zu erörtern, Empfehlungen für den weiteren
Prozess zu geben und bereits jetzt die Phase der Umsetzung der beiden Pakte
in den Blick zu nehmen.




Hinweise:

Das Grußwort von Erzbischof Dr. Stefan Heße und der Vortrag von Pater Fabio
Baggio CS sind als pdf-Dateien unter www.dbk.de zu finden, dort ist auch
das Dokument mit "20 Handlungsschwerpunkten" der vatikanischen Abteilung
für Migranten und Flüchtlinge als pdf-Datei verfügbar.

Weitere Informationen zu den Globalen Pakten sind unter
migrants-refugees.va und Informationen der Vereinten Nationen zu den beiden
Globalen Pakten unter refugeesmigrants.un.org zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 045 vom 16. März 2018

Herausgeber: P. Dr. Hans Langendörfer SJ,

Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06508: Reinste Gedankenerschleichnis (SB)


Nun übt Hermann Hesses "Steppenwolf" unbestritten einen
geheimnisvollen Reiz auf den Leser aus, wird er doch hineinentführt in
eine Welt sonderbar-bizarrer Gestalten, voll des Freisinns und der
Auflehnung gegen die erstickende Enge bürgerlicher Werte. Man liest
und liest und fühlt sich zuweilen mit dem geheimnisvollen Einzelgänger
tatsächlich verwandt. Sympathie durchströmt einem und hin und wieder
möchte man gerne die Rollen tauschen, möchte selbst für entrückte
Augenblicke in die Haut jenes Steppenwolfes schlüpfen. Die Buchseiten
fliegen unter den Blicken hinweg, da plötzlich hält der Lesefluß inne,
gebannt von den folgenden Zeilen: "Wir tragen hier keine Namen, wir
sind hier keine Personen. Ich bin Schachspieler." Ins Bedeutungslose
schwindet die hehre Schachkunst da. Verwandelt das Königliche Spiel
seine Protagonisten in namenlose Geschöpfe? Augenblicklich setzt
Grübeln ein. Soweit möchte man nun wirklich nicht gehen und den
stolzen Bau der Persönlichkeit niederreißen. Ohne Namen und
persönlichen Kern? Da kommt selbst dem gewieftesten Freigeist kalter
Schauder an. Nun gut, das Schachspiel erhebt den Anspruch des All-
Berechenbaren. Was sich nicht unter das Diktat der Rationalität
zwingen läßt, scheint Aberglaube, reinste Gedankenerschleichnis zu
sein. Nur der harte Boden der Realität trägt kräftige Füße, und wer im
Wasser schwimmen möchte ohne Halt und Grenzen, sei eben ein Fisch.
Sind Schachspieler nun Fische oder Steppenwölfe? Man vertröstet am
besten die Antwort und begnügt sich mit der schlichten Feststellung,
daß Hermann Hesse sicherlich ein begnadeter Schriftsteller gewesen
war, aber eben nur ein drittklassiger Schachspieler. Auf namhafte
Weise gewann im heutigen Rätsel der Sphinx dagegen Schachfreund
Göhring. Sein Kontrahent Feustel spielte nun 1...Sf6xd5, darauf
spekulierend, daß das Visavis von schwarzem Turm und weißer Dame
kapitalträchtig sei. Nun, Wanderer, wie bestrafte Weiß die
Fehlkalkulation?






[image: SCHACH-SPHINX/06508: Reinste Gedankenerschleichnis (SB)]



Göhring - Feustel

Bundesliga 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ja, der Tod ist der Gevatter des Schachspiels. Mit 1...f4-f3! 2.Sd2xf3
e4xf3 3.Td1xd8 wurde zunächst die schwarze Dame dem Untergang geweiht,
um sich sodann nach 3...Tf8xd8 4.Tb1-d1 f3xg2+ 5.Kh1-g1 Td8xd1
6.De1xd1 Tc2-c1! am weißen König todbringend zu rächen. Weiß gab auf,
da 7.Dd1xc1 Lg7-d4+ seinem König das Lebenslicht ausgelöscht hätte.



Erstveröffentlichung am 22. März 2005

18. März 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / REPORT





BERICHT/049: Die Enkel der Frankfurter Schule - Bewußtseinsveränderung ... (SB)




Transformation statt Revolution - Kontrastprogramm mit dem Ökonomen
und Psychiater Prof. Stefan Brunnhuber auf dem Kongress der Neuen
Gesellschaft für Psychologie (NGfP) in Berlin

In seinem Buch "Die Kunst der Transformation - Wie wir lernen die Welt
zu verändern." analysiert Stefan Brunnhuber, welche
(sozial-)psychologischen Mechanismen diese Transformation verhindern
und welche sie fördern. Er zeigt neue Wege auf, wie die Gesellschaft
seines Erachtens wirklich verändert werden kann. Kostproben daraus
lieferte Brunnhuber, der auch Mitglied des "Club of Rome" ist, während
des Kongresses der Neuen Gesellschaft für Psychologie (NGfP) in
Berlin.

Die Gesellschaft ohne Opposition, von der die NGfP im Titel ihres
Kongresses spricht, besteht seiner Meinung nach aus
veränderungsresistenten Individuen. Veränderung sei aber erforderlich
und machbar. Allerdings unterscheidet sich sein Weg stark von dem im
gleichen Panel referierenden Prof. Friedrich Voßkühler (*), und das
hat ganz sicher nichts mit dem Altersunterschied zwischen beiden
Referenten zu tun.

Auch Brunnhuber hat eine Vision: "Wenn es uns gelänge, die richtigen
Gesetze und Regeln aufzustellen, können wir die Transformation
schaffen. Jedoch werden wir nur dann nachhaltig zusammenleben können,
wenn wir anfangen, die psychologischen Realitäten anzuerkennen, die
uns alle ständig antreiben und umgeben." Mit Realitäten meint er nicht
die herrschenden Produktionsverhältnisse, nicht die kapitalistische
Gesellschaftsordnung. Er meint den Klimawandel und damit verbunden die
Verschwendung der Ressourcen, die Finanzkrisen und andere Dinge mehr.
"Das innere Bild, das wir von der Wirklichkeit haben, und die reale
Welt fallen immer weiter auseinander. Um die Unsicherheiten,
unbequemen Wahrheiten und Widersprüche auszuhalten, erzählen wir
Geschichten, die unser Gewissen beruhigen: Vielleicht ist es doch
alles nicht so schlimm. Die Statistik ist gefälscht. Oder: Mal sehen,
was die anderen so machen. Damit wird das aktuelle Verhalten
bestätigt, aber nicht verändert."

Diese Geschichten seien durch das westliche Wohlstandsmodell geprägt,
das die mediale und parteipolitische Aufmerksamkeit tagtäglich
bestimmt. "Jedem ist klar, dass unendliches Wachstum in einer
endlichen Welt nicht möglich ist. Doch es wird immer wieder das
Substituts-Argument vorgebracht. Demnach würde zusätzliches Wachstum
über eine gesteigerte Produktivität neue Technologien ermöglichen, die
effizienter sind und damit den Spielraum des Klimawandels
hinauszögern. Das ist aber eine Illusion. Psychologen nennen es eine
Wachstums-Illusion."

Tatsächlich sind zwei Prozent Wachstum in den OECD Ländern heute
vielmehr als die acht bis zehn Prozent in den 50er und 60er Jahren.
Wir wachsen exponentiell. Das wissen wir spätestens seit der
Veröffentlichung der Studie über die Grenzen des Wachstums 1972.
Seitdem habe sich laut Brunnhuber viel verändert. "Wir leben im
Zeitalter des Menschen. Im Jahre 2000 hat der niederländische Chemiker
und Atmosphärenforscher Paul Crutzen den Begriff Antropozän geprägt.
Das bedeutet, dass wir erstmals in einer Epoche der Weltgeschichte
leben, in dem der Mensch als Spezies die geologischen Zusammenhänge
für die Zukunft kausal bestimmt. Die Wissenschaft hat mittlerweile
neun solcher Grenzen aufgezeigt, innerhalb derer wir uns eigentlich
ökologisch und geoökologisch bewegen müssten, um innerhalb des
Nachhaltigkeitskorridors zu bleiben. Drei von neun haben wir bereits
überschritten und es ist relativ unrealistisch, dass wir mit einem
expansiven Wachstumspfad innerhalb des Korridors bleiben. Betrachtet
man die internationalen Zahlen hinsichtlich der CO2 Belastungen bis
ins Jahr 2050, müssten wir als Weltgemeinschaft diese Belastung um 50
Prozent bis ins Jahr 2050 senken. Wenn wir aber gleichzeitig bedenken,
dass sich in den nächsten Jahren die globale Mittelschicht
verdreifachen wird, ist das völlig abenteuerlich."

Politiker und Ingenieurwissenschaftler berufen sich Brunnhuber zufolge
gern auf Technologien und argumentieren: Wenn wir alternative
erneuerbare Energien einsetzen, dann gelingt uns nicht nur die
Energiewende, sondern auch ein nachhaltiges Zusammenleben im 21.
Jahrhundert. "Das ist falsch. Es gibt derzeit auf der Welt keine
einzige Technologie, die eine C02 Senke darstellt, und selbst
Wirtschaftsmodelle wie "Cradle to Cradle" (Vision einer abfallfreien
Wirtschaft) ignorieren den enormen Energiebedarf, der beim Umbau der
Industrie oder der Landnutzung entsteht. Erschwerend komme der
Rebound-Effekt hinzu. Der bezeichnet den mengenmäßigen Unterschied
zwischen den möglichen Ressourceneinsparungen, die durch bestimmte
Effizienzsteigerungen entstehen und den tatsächlichen Einsparungen.
"Immer dann, wenn neue Technologien auf dem Markt erscheinen, die
effizienter sind, wie zum Beispiel ein Drei-Liter Auto gegenüber einem
Sechs-Liter Auto, passiert Folgendes: Wir verwenden das ersparte Geld
nicht etwa dazu, nachhaltiger zu leben, sondern in der Regel fahren
wir dann mehr Auto und steigern die Mobilität. Solche Rebound-Effekte
sind empirisch gut untersucht. Es gibt systematisch ungefähr sechs
verschiedene Rebound-Effekte. Im Extremfall können diese sogar so weit
führen, dass der Rebound die Einspareffekte, die durch erneuerbare
Technologien in den Prozess implementiert werden, übersteigt."

Nachhaltigkeit im Zeitalter des Menschen heißt für Brunnhuber, ein
bewusstes Leben innerhalb von äußeren und inneren Grenzen zu führen.
Äußere Grenzen seien uns durch planetarische Grenzen wissenschaftlich
vorgegeben. Darüber gebe es einen robusten Konsens. Die inneren
Grenzen seien uns gegeben durch die Art und Weise, wie wir denken, wie
wir wahrnehmen und welche Entscheidungen wir treffen. Er ist
optimistisch, dass die Transformation geschafft und die Erde gerettet
werden kann; vorausgesetzt, soziale und spirituelle Dimensionen würden
mitgedacht. Nachhaltigkeit ohne Veränderung im Bewusstsein und damit
eine Veränderung der Entscheidungen und des Denkens werde nicht
möglich sein. "Die Idee der Standardargumente, wir wachsen und
verteilen um und implementieren erneuerbare Energien ist uns
sympathisch, weil es auf der Verhaltensebene den Vorteil mit sich
bringt, dass sich niemand verändern muss. Ich glaube, dass der Mensch
extrem anpassungsfähig, aber träge ist. Doch wir brauchen eine Debatte
zur wirklichen Transformation und Veränderung unseres Bewusstseins. Er
ist anscheinend überzeugt, das Marx sich irrt wenn er schreibt: "Es
ist nicht das Bewusstsein der Menschen, das ihr Sein, sondern
umgekehrt ihr gesellschaftliches Sein, das ihr Bewusstsein bestimmt."


Anmerkung:

(*) siehe BERICHT/048: Die Enkel der Frankfurter Schule -
Konfrontationseinbrüche ... (SB)

18. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / REPORT





BERICHT/048: Die Enkel der Frankfurter Schule - Konfrontationseinbrüche ... (SB)




Von Hegel über Marx und Lenin bis zu Badiou - Ein Seminar mit dem
Philosophen Prof. Dr. Friedrich Voßkühler auf dem Kongress der Neuen
Gesellschaft für Psychologie (NGfP) in Berlin

Als sich der Kongress der Neuen Gesellschaft für Psychologie (NGfP)
die Frage stellte, warum es der kapitalistischen Gesellschaft heute an
wirklicher Opposition mangele, stellte er im Grunde eine noch tiefer
gehende Frage. Er fragte letztlich, ob die kapitalistische
Gesellschaft eventuell doch alternativlos sei. Friedrich Voßkühler gab
in seinem Vortrag darauf die Antwort: "Sie ist ganz und gar nicht ohne
Alternative. Vielmehr ist es so, dass sie vielen als alternativlos
erscheint, weil die Alternative zum Kapitalismus alternativlos ist."

Schon die eingangs gestellte Frage deutet aus seiner Sicht auf eine
Kapitulation hin - die Kapitulation vor der Macht des Kapitals, die
sich offensichtlich so weit in die Menschen eingeprägt habe, dass sie
als die von dieser Macht Unterworfenen sich ihr selber unterwerfen.
Man könnte es auch in der Terminologie Hegels sagen: Es hat in der Tat
den Anschein, als hätten sich die "Knechte" von ihrem "Herrn" - heute
das Kapital - so abhängig gemacht, dass sie als "Subjekte" ihrer
"Unterwerfung", also auch ihrer Selbstunterwerfung, das Gefühl haben,
auf ihren "Herrn" nicht mehr verzichten zu können und auch nicht zu
dürfen. Durch ihre und in ihrer Abhängigkeit sind sie zu den Subjekten
geworden, die sie sind. Kämpften sie gegen ihre Unterwerfung an,
würden sie sich als Subjekte selbst gefährden.

"Es ist genau diese Furcht", so Voßkühler, "die den Rat erteilt, die
Vorstellung einer grundstürzenden Revolution in die Rumpelkammer der
Geschichte zu verbannen." Diese Furcht sei es auch, die dazu rät, sich
auf den Reformismus zu beschränken und jeden Bruch mit dem Kapital zu
vermeiden. Damit verkünde sie zwei Tode: den des Menschen und den des
Subjekts - beide vor dem Hintergrund eines dritten Todes, des Todes
der Idee des Kommunismus, wie Alain Badiou und Fabien Tarby in "Die
Philosophie und das Ereignis" schreiben.

Voßkühler formuliert in Anlehnung an den ersten Satz im Manifest der
Kommunistischen Partei: "Ein Gespenst geht in der kapitalistischen
globalisierten Welt um. Alle Mächte, nicht nur die des alten Europa,
sondern der gesamten kapitalistischen Welt haben sich zu einer
heiligen Hetzjagd gegen dieses Gespenst verbündet." Aber das
"Gespenst" gehe nicht von dannen. Die Alternative poche auf ihr Recht,
poche auf ihren "kategorischen Imperativ", der gebiete - wie Marx es
formuliert hat - "alle Verhältnisse umzuwerfen", in denen der Mensch
ein erniedrigtes, geknechtetes, ein verlassenes und verächtliches
Wesen ist.

Im Seminarraum ist es still. Die Teilnehmer lauschen seiner
eindringlichen Stimme - manche gebannt, manche zunehmend unwirsch,
weil sie vielleicht nie so nah bei Marx waren oder sich getroffen
fühlen von dem Vorwurf der Kapitulation. Voßkühler versucht, sie mit
dem noch lebenden Philosophen und Mathematiker Badiou und dem von ihm
verwendeten Terminus "Ereignis" als zentralem Terminus seiner
Philosophie, aus der Lähmung zu reißen und ihre Vorstellungskraft zu
beleben. Das Ereignis ist bei Badiou der Augenblick, in dem sich eine
Möglichkeit auftut, die alles verändert. Er sagt: "Man muss die
Ausnahme denken. Man muss in der Lage sein, das auszusprechen, was
nicht gewöhnlich ist. Man muss die Verwandlung des Lebens denken."
Voßkühler will aufrütteln mit Badious "Wenn ihr möchtet, dass euer
Leben einen Sinn hat, dann müsst ihr das Ereignis annehmen, Abstand
zur Macht wahren und unerschütterlich in eurer Entscheidung sein."
Daher dürfe die Philosophie nicht das Denken dessen sein, was ist,
sondern sie müsse das Denken dessen sein, was nicht ist: das Denken
nicht der Verträge, sondern der Vertragsbrüche. Auch wenn er auf den
Titel des Kongresses an keiner Stelle direkt Bezug nimmt, ist er
dessen Thema näher als viele andere Referenten. Er erinnert an die
Französische Revolution als Beispiel für ein solches Ereignis und an
die Oktoberrevolution. Die entscheidende Lehre der Kommune ist für
ihn, dass die "Knechte", die Arbeiterklasse, wie Marx sagt, die
fertige Staatsmaschinerie nicht in Besitz nehmen und diese für ihre
Zwecke in Bewegung setzen, sondern dass sie - um sich selbst zu
befreien - diese zerschlagen und sie durch eine bis dato nicht
bekannte Staatsform ersetzen; eine Staatsform, bei der die arbeitende
Bevölkerung sich selbst dazu ermächtigt, die Leitung der öffentlichen
Angelegenheiten in die eigenen Hände zu nehmen.

Voßkühler sieht darin keinen Abschied von der Macht an sich. "Denn die
Knechte brauchen Macht, um die Macht des bürgerlichen Staates und des
Kapitals zu brechen? Letzteres ist nicht möglich, wenn nicht - auf der
Basis der Expropriation der Expropriateure und daraus entstehend des
Gemeineigentums an den gesellschaftlichen Produktionsmitteln - die
vorhandene Staatsmaschinerie zerschlagen und durch eine neue
Staatsform ersetzt wird?.Die Subjektiverung der Knechte ereignet sich
im politischen Kampf." Um den Prozess der Subjektivierung zu
verstehen, müsse dieser Begriff also depsychologisiert werden.

Er beendet seinen Vortrag mit einem Appell. "Weil sich sowohl in der
Pariser Kommune als auch im Roten Oktober in einem entscheidenden
Moment die geschichtliche Möglichkeit der klassenlosen Gesellschaft
und damit das Ziel der Geschichte des Menschen, seine Kraftentfaltung
als Selbstzweck ereignete, müssen wir dem die Treue bewahren und
unsere politische Praxis danach ausrichten. Es gibt keine andere
Alternative. Die Devise dazu hat Herbert Marcuse in seinen Grabstein
meißeln lassen. Sie lautet ganz richtig: Weitermachen!"
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MELDUNG/2238: Schwergewicht - die Füße des Boxers ... (SB)




Anthony Joshua macht eine erstaunliche Entdeckung

Anthony Joshua geht davon aus, daß es ihm seine überlegene Beinarbeit
erlauben werde, Joseph Parker binnen acht Runden auf die Bretter zu
schicken. Die beiden Weltmeister im Schwergewicht treffen am 31. März
in Cardiff aufeinander, um ihre Titel zusammenzuführen. Während der in
20 Kämpfen ungeschlagene Joshua Champion der Verbände WBA, IBF und IBO
ist, rangiert sein Kontrahent aus Neuseeland mit 24 Siegen an der
Spitze der WBO. Die Ansage des Briten mutet erstaunlich an, da er noch
nie für eine leichtfüßige Kampfesweise bekannt war und erfahrungsgemäß
ziemlich schnell aus der Puste kommt. Dem Vernehmen nach will der
Favorit drei bis vier Kilo leichter antreten als zuletzt gegen Carlos
Takam im Oktober und auf diese Weise in besserer konditioneller
Verfassung kämpfen. Daß ein etwas geringeres Gewicht den Ausschlag
gibt, darf jedoch bezweifelt werden. Joshua war im Kampf gegen seinen
Landsmann Dillian Whyte im Jahr 2015 noch erheblich leichter und rang
trotzdem bereits nach zwei Runden heftig nach Luft. Daher steht zu
befürchten, daß der muskelbepackte Brite zeit seiner Karriere mit
diesem Manko leben muß.

Das Duell im Principality Stadium wird von Sky Box Office für die
britischen Zuschauer und von Showtime Boxing in den USA übertragen.
Wenngleich der Sieger drei der vier wichtigsten Gürtel im
Schwergewicht sein eigen nennen darf, ist er noch immer einen
entscheidenden Schritt davon entfernt, die Königsklasse anzuführen.
Der ebenfalls ungeschlagene US-Amerikaner Deontay Wilder ist
Weltmeister des Verbands WBC und hat bereits 40 Kämpfe gewonnen, wobei
er nur einmal über die volle Distanz gehen mußte.

Joshua nimmt den 26jährigen Parker nicht auf die leichte Schulter und
rechnet damit, daß der Neuseeländer bestens vorbereitet und erheblich
stärker als bei seinen letzten Kämpfen in den Ring steigen wird. Er
selber habe jedoch inzwischen gelernt, daß man zwar mit den Fäusten
schlage, aber alles viel einfacher vonstatten gehe, wenn man auch die
Füße in die Bewegung einbinde. Sofern es ihm gelinge, das umzusetzen,
woran er mit seinem Trainer in den zurückliegenden Wochen gearbeitet
habe, werde er dem Neuseeländer vorzeitig das Nachsehen geben. Daß der
Brite die Bedeutung seiner Füße im Gesamtzusammenhang der Bewegung
gerade erst entdeckt zu haben scheint, ist denn doch eine ziemlich
verstörende Aussage. Andererseits darf man derartige Einlassungen im
Vorfeld eines Kampfs nicht auf die Goldwaage legen, sind sie doch
nicht zuletzt Teil der Bewerbung wie auch der Kriegsführung, den
Kontrahenten womöglich zu verunsichern.

Sollte Joshua von Parker so häufig getroffen werden wie zuletzt von
Takam, könnte es übel für ihn ausgehen. Carlos Takam hatte sich
offenbar den strategischen Fehler geleistet, sein Gewicht vor dem
Kampf in erheblichem Maße zu reduzieren. Jedenfalls ließ er im Ring
die Schlagwirkung vermissen, die ihn zuvor ausgezeichnet hatte. Er
traf zwar recht häufig, konnte dem Briten jedoch mit seinen Schlägen
nicht genug anhaben, um ihn entscheidend zu schwächen oder gar
niederzuzwingen.

Der Neuseeländer ist bereits in London eingetroffen, um sich
ausreichend zu akklimatisieren. Da beide Akteure bislang ungeschlagen
sind, steht ihr beiderseitiger Nimbus und natürlich auch der Rang des
Weltmeisters auf dem Spiel. Parker hatte sich zuvor mit seinem Team in
Las Vegas vorbereitet, und auch er kündigt an, den Kampf nicht über
die Runden gehen zu lassen. Er sei jung, schnell und beweglich, vor
allem aber vertraue er auf sein großartiges Team und freue sich auf
eine überzeugende Vorstellung.

Als aufmerksamer Beobachter wird Deontay Wilder am 31. März am Ring
erwartet, der sich die Gelegenheit nicht entgehen lassen will, seinen
größten Rivalen aus nächster Nähe zu begutachten und zugleich Werbung
in eigener Sache zu machen. Für den WBC-Champion aus Tuscaloosa in
Alabama kommt es insbesondere darauf an, den Wunsch des Publikums zu
nähren, den gewissermaßen ultimativen Kampf um die alleinige
Vorherrschaft im Schwergewicht möglichst bald über die Bühne zu
bringen. Wilder ist seit langem bereit, sich mit seinen schärfsten
Konkurrenten zu messen, was man umgekehrt für Joshua und dessen
Promoter Eddie Hearn nicht gerade sagen kann. Wenngleich beide diese
Option im Munde führen, scheinen sie doch wenig geneigt zu sein,
bereits im nächsten Schritt auf den US-Amerikaner zu treffen und dabei
das denkbar größte Risiko einzugehen, im Zweifelsfall alles zu
verlieren, was sie über die Jahre dank einer sorgfältigen Auswahl
jeweils passender Gegner aufgebaut haben.

Wilder gehört offiziell dem Team von Sky Sports an und wird das
Geschehen als Experte kommentieren. Man kann davon ausgehen, daß er
unmittelbar nach dem Kampf in den Ring steigen und den Sieger vor
laufender Kamera bei der Live-Übertragung und damit einem
Millionenpublikum in aller Welt herausfordern wird, gegen ihn
anzutreten. Wie Joseph Parker betont, konzentriere er sich voll und
ganz auf Joshua, weshalb er nicht über einen möglichen Kampf gegen
Wilder reden wolle. Sollte er in Cardiff die Oberhand behalten, wird
es unvermeidlich zu einer sofortigen Revanche kommen, die Hearn
zweifellos als Option vertraglich festgeschrieben hat. Aus diesem
Grund wird der US-Amerikaner sicher Joshua die Daumen drücken, zumal
er in einem Kampf gegen den Briten ungleich mehr Geld als mit Parker
verdienen könnte. [1]

Jedenfalls läßt Deontay Wilder nichts unversucht, dieses Duell ins
Gespräch zu bringen. Ob es noch in diesem Jahr dazu kommen wird, ist
derzeit offen. Der US-Amerikaner hatte lange die Hälfte der Einkünfte
verlangt, ist inzwischen aber von dieser Forderung abgerückt und will
sich mit 40 Prozent begnügen. Mit Eddie Hearn dürfte auch das nicht zu
machen sein, da der britische Promoter nicht zu Unrecht geltend macht,
daß Anthony Joshua populärer sei und für den Löwenanteil des Erlöses
sorgen würde. Zugleich verschafft die Kontroverse um die Höhe der
Börsen Hearn Spielraum, den Kampf zu verschieben, sofern er der
Auffassung ist, daß sich Joshua lieber zu einem späteren Zeitpunkt mit
Wilder messen sollte. So hat er bereits für den Fall des Sieges über
Parker als nächsten Gegner Jarrell Miller ins Gespräch gebracht, der
ebenfalls bei ihm unter Vertrag steht.

Warum Hearn mit Blick auf Wilder zur Vorsicht neigt, liegt auf der
Hand. Der WBC-Weltmeister kann so heftig zuschlagen, wie man dies seit
Jahren im Schwergewicht nicht mehr erlebt hat, und Gegner mit einem
einzigen Volltreffer auf die Bretter schicken. In seinem letzten Kampf
gegen den gefährlichen Luis Ortiz am 3. März, der viel einstecken und
seinerseits gewaltige Schläge austeilen kann, zwang er den Kubaner in
der fünften Runde erstmals in dessen Karriere zu Boden. Dann ließ es
Wilder bis zum neunten Durchgang relativ ruhig angehen, um den
Kontrahenten dann kurz vor der Pause mit einer Rechten schwer zu
erschüttern. Das vorzeitige Ende folgte schließlich in der zehnten
Runde, als Wilder zwei weitere Niederschläge erzielte und den Sieg
davontrug. [2]

Nach diesem Erfolg des US-Amerikaners mehrten sich abermals Stimmen,
die das seit langem geforderte Duell mit Anthony Joshua auf der
Tagesordnung des Briten sehen wollen. Man darf gespannt sein, wie sich
Eddie Hearn am 31. März dazu äußern wird, sofern ihm Joseph Parker
nicht die Butter vom Brot genommen hat.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/03/joshua-predicting-knockout-of-parker-in-8-rounds/#more-259315

[2] www.boxingnews24.com/2018/03/deontay-wilder-preparing-for-anthony-joshua/#more-259307
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